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11. Sitzung 

Bonn, den 3. Februar 1977 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, ich 
eröffne die Sitzung. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung ergänzt werden um die Wahl der 
Mitglieder des Wahlprüfungsausschusses — Druck-
sache 8/82 —. 

Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Damit ist die Erweiterung 
der Tagesordnung damit beschlossen. 

Ich schlage vor, diese Wahl im Anschluß an die 
Wahl der Schriftführer, die ich heute als ersten Punkt 
aufrufen werde, vorzunehmen. — Darüber herrscht 
ebenfalls Einverständnis. 

Dann rufe ich Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Wahl der Schriftführer 
— Drucksache 8/83 — 

Hierzu liegt Ihnen der gemeinsame Wahlvorschlag 
der drei Fraktionen des Hauses vor. Erhebt sich ge-
gen den Wahlvorschlag Widerspruch? — Das ist 
nicht der Fall. Ich stelle fest, daß die vorgeschlage-
nen Schriftführer damit gewählt sind. 

Ich rufe den Zusatzpunkt zur Tagesordnung auf: 

Wahl der Mitglieder des Wahlprüfungsaus-
schusses 
— Drucksache 8/82 — 

Zur Wahl der Mitglieder des Wahlprüfungsaus-
schusses liegt Ihnen ein interfraktioneller Antrag 
vor. Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Der Antrag ist einstim-
mig angenommen. Damit sind die Mitglieder des 
Wahlprüfungsausschusses gewählt. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU Versetzung der Generale Krupinski und 
Franke in den einstweiligen Ruhestand 
— Drucksache 8/2 — 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Zimmermann. 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ver-
teidigungsminister Leber hat die Aussprache zur Re-
gierungserklärung dazu mißbraucht, über die Gene-
rale zu reden statt über die Sicherheitslage dieses 
Landes. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
Abgeordneten der SPD) 

Aus einer Debatte über die Frage, wie die Bundes-
republik Deutschland verteidigt werden soll, hat er 
eine Debatte „Verteidigt Leber!" gemacht. Ich werde 
hier einleitend auf die Hintergründe und Ursachen 
der Krise des Ministers und seiner Politik einzu-
gehen haben. 

Weite Kreise der deutschen Sozialdemokratie ha-
ben ein traumatisch gestörtes Verhältnis zur bewaff-
neten Macht. 

(Lachen und Zurufe von der SPD — Beifall 
bei der CDU/CSU) 

— Die da lachen, können das nur tun, weil sie die 
Geschichte ihrer eigenen Partei nie gelesen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
Abgeordneten der SPD) 

Der hieraus resultierende Widerwille, sich mit 
Problemen der Landesverteidigung sachlich zu be-
fassen, gehört zum festen Traditionsbestandteil der 
SPD. Das ist bedauerlich bei einer Partei, die zumin-
dest nach dem Willen ihrer Mehrheit Volkspartei 
sein will und daher die Interessen des Volkes, nicht 
also eine weltfremde Ideologie, vertreten sollte. 

Wir brauchen nicht bis auf Gustav Noske zurück-
zugreifen, dessen Verdienste um den Erhalt der Re-
publik von Weimar noch heute viele Sozialdemokra-
ten nur ungern oder überhaupt nicht zur Kenntnis 
nehmen wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Erinnern wir uns nur an die Zeit, in der die deut-
sche Wiederbewaffnung und wenig später die Schaf-
fung einer Notstandsverfassung zur Diskussion stan-
den. Die SPD war gegen die Bundeswehr und gegen 
den Beitritt zur NATO. Sie hat damals die wehr-
feindliche Stimmung im Lande wesentlich mitge-
prägt. Sie war mitschuldig an den Wogen der Ge- 
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Dr. Zimmermann 
hässigkeit, die den ersten Bundeswehrsoldaten in 
der Öffentlichkeit entgegenschlugen. Daß die Bun-
deswehr, obwohl auf dem Leitbild des Staatsbürgers 
in Uniform beruhend, zunächst eine Art Staat im 
Staate, eine nicht für voll genommene Kraft am 
Rande der Gesellschaft war und ihr die Integration 
in unseren Staat und in seine Gesellschaft schwer 
gemacht wurde, war ganz wesentlich ein Ergebnis 
der antimilitärischen Klimapflege der SPD. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider wahr!) 

Welcher Wust an antimilitärischem Vorurteil kam 
in dieser Partei hoch, als es galt, der Bundeswehr 
Zuständigkeiten für den Fall des inneren Notstan-
des zu verleihen. „Die Bundeswehr könnte gegen 
streikende Arbeiter eingesetzt werden", hieß damals 
eines der abenteuerlichsten Argumente. Warum 
sage ich das? Nicht um eine Partei oder einen Teil 
ihrer Mitglieder wegen fundamentaler Irrtümer zu 
demütigen, nicht um zu sagen: Schaut her, wie recht 
hatten doch wir! Irren ist immer menschlich. Es sollte 
bei der Beurteilung von Parteien, von Politikern, 
von Gruppen, Personen jeder Art nicht primär auf 
das ankommen, was sie früher dachten, sagten, 

(Zuruf von der SPD: Die CSU z. B.!) 

taten. An Irrtümer der Vergangenheit zu erinnern, ist 
jedoch dann eine unabweisbare Notwendigkeit, 
wenn es nur so möglich ist, Tatbestände der Gegen-
wart zutreffend zu würdigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die sogenannte Generalsaffäre, die Ermittlung 
dessen, was in ihr steckt, was sie ausgelöst hat, er-
fordert dringend einen solchen Rückgriff auf die Ver-
gangenheit; sie wäre sonst unaufklärbar. Im Interes-
se unserer Sicherheit aber muß sie schonungslos 
analysiert werden. Unsere Sicherheit, die Sicherheit 
dieses Landes, erfordert es, daß zwischen Regierung 
und bewaffneter Macht ein auf Gegenseitigkeit be-
ruhendes Vertrauensverhältnis besteht. Dieses Ver-
trauensverhältnis wurde durch die ohne jeden ver-
nünftigen Grund verfügte Entlassung zweier hoch-
verdienter Soldaten, der Generale Krupinski und 
Franke, auf das empfindlichste gestört. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ganz besonders schockieren mußte in diesem Zu-
sammenhang die rüde Art, mit der der verantwort-
liche Minister gegen die beiden Generale vorging. 
Der Brief, der die Entlassung und sofortige Dienst-
enthebung anordnete, enthielt weder Anrede noch 
Grußformel. Die Aktion erhielt dadurch den Charak-
ter eines Ausschlusses mit Ehrverlust. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU] : Wenn von Ehre die Rede ist, lachen 
die! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nur der, der kein Verhältnis zum Diener eines 
Staates und zu seiner Ehre hat, kann bei dieser Pas-
sage lachen. — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese skandalöse Affäre erscheint in Wirklichkeit 
als Groteske, wenn man sich die Zwangspensionie

-

rung und den zugrunde liegenden Sachverhalt ver

-

gegenwärtigt: In einer Luftwaffenunterkunft fand 
ein Traditionstreffen von Fliegern des Zweiten 
Weltkrieges statt. An dem Treffen nahm auch der 
ehemalige Stuka-Flieger und höchstdekorierte Sol-
dat des Zweiten Weltkrieges, Oberst a. D. Hans

-

Ulrich Rudel, teil. Die politische Spitze des Vertei-
digungsministeriums hatte die Durchführung des 
Treffens in Kenntnis der vorgesehenen Teilnahme 
Rudels genehmigt. Nach dem Treffen beanstandeten 
Journalisten in einem vertraulichen Pressegespräch 
mit den Generalen Rudels Teilnahme unter Hinweis 
auf dessen Vergangenheit. Die Generale konterten 
mit dem Abgeordneter Herbert Wehner, der im Bun-
destag sitze und dem man ebenfalls politische Läute-
rung zubillige. 

Weswegen wurden die Generale nun geschaßt? 
Weil sie ein von ihrem zivilen Vorgesetzten geneh-
migtes Treffen nicht verhinderten? Oder weil sie 
zum Ausdruck brachten, daß der Abgeordnete Weh-
ner kein Kommunist mehr sei? Daran, daß sich mit 
den Mitteln der Logik nur derart unsinnige Entlas-
sungsgründe ermitteln lassen, wie ich sie gerade in 
Frageform gekleidet habe, erkennen wir, daß wir 
uns bei der Motivforschung im irrationalen Bereich 
bewegen, in einem Bereich, der allenfalls nur mit 
psychologischen Mitteln zu erhellen ist. 

Damit sind wir beim Rückblick in die Vergangen-
heit, mit dem ich angefangen habe. Die beiden Ge-
nerale wurden nicht das Opfer ihres eigenen Ver-
haltens, sondern eines die SPD kennzeichnenden 
historisch bedingten psychischen Defekts, 

(Lachen bei der SPD) 

der eine ganze Weile lang durch die Bemühungen 
der SPD überdeckt war, Mehrheitspartei zu werden, 
und der sich um so eindeutiger wieder in konkreter 
Politik niederschlug, je radikaler sich in der SPD 
linkes Gedankengut artikulieren durfte, je ungenier-
ter sich die SPD wieder zum Sozialismus bekannte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Jahn [Mar

-

burg] [SPD] : Für psychische Defekte sind 
Sie ja Fachmann!) 

Zweifelsfrei ist, daß die Bundeswehr seit gerau-
mer Zeit ein bevorzugtes Angriffsziel gerade der 
Linken in der SPD geworden ist. Das hat sich u. a. 
auch bei den Abstimmungen im Verteidigungsaus-
schuß und im Plenum über den Verteidigungshaus-
halt gezeigt. Es ging aber auch aus der Art und 
Weise hervor, wie sich manche prominente SPD- 
Politiker öffentlich über die Bundeswehr und über 
Verteidigungsfragen äußerten. 

(Zuruf von der SPD: Aha: Jusos!) 

Was, wenn nicht das Bestreben, das Instrument der 
Landesverteidigung moralisch zu diskreditieren, 

(Zuruf von der SPD: Von Moral verstehen 
Sie ja etwas!) 

hat den Kollegen Horn zu der Aussage bewogen, 
Teile der Bundeswehr würden möglicherweise eben-
so ein Umsturzpotential darstellen, wie die chile-
nische Armee, 

(Rawe [CDU/CSU] : Pfui!) 
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und was die Bundesvorsitzende der Jungsozialisten 
bewogen, den Westen, nicht aber den Osten aufzu-
fordern, die Verteidigungsausgaben einzufrieren 
und neue Anschaffungen zu unterlassen? Was dachte 
sich Altsozialdemokrat Jochen Steffen, als er vor-
schlug, die Bundeswehr auf 300 Mann zu reduzie-
ren? 

(Zurufe von der CDU/CSU 	Lachen und 
Zurufe von der SPD und der FDP) 

- Nachher kommen noch viel bessere Beispiele aus 
Ihren eigenen Reihen; denn Sie sind bezüglich des-
sen, was gegenwärtig um Minister Leber vor sich 
geht, mit Ihren eigenen Worten so unschlagbar, daß 
man beinahe gar nichts mehr hinzufügen bräuchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Immer wieder geraten Generale in die politische 
Schußlinie der SPD. Ich erinnere an die Maßnahmen 
gegen die Generale Rall und Hildebrandt. In neu- 
ester Zeit haben die merkwürdigen Umstände Auf-
sehen erregt, unter denen dem Rüstungsstaatssekre-
tär Dr. Mann und dem Kommandeur der Führungs-
akademie der Bundeswehr, General Dr. Wagemann, 
der Stuhl vor die Tür gestellt worden ist bzw. ge-
stellt werden soll. Beides kochqualifizierte Experten 
und untadelige Männer. 

Es muß auch sonderbar berühren, daß von der 
ganzen ehemaligen 'Führungsspitze der Luftwaffe 
nur noch zwei Generale, die Generale Heinz und 
Limberg, in Amt und Würden sind. Alle anderen — 
außer den Generalen Rall, Krupinski und Franke 
auch noch die Generale Bieber und Wehnelt, fünf 
an der Zahl — sind vorzeitig ausgeschieden. Das ist 
doch ein erschütterndes Zeugnis für das fast krank-
hafte Mißtrauen, das die heutige politische Füh-
rung unseren ranghöchsten Soldaten zum Nachteil 
der Bundeswehr und zum Nachteil der Sicherheit 
unseres Landes entgegenbringt. 

Der SPD-Sprecher Heye hat im Zusammenhang 
mit der Entlassung der Generale Krupinski und 
Franke erklärt, sie bildeten in der Bundeswehr 
nur die Spitze eines Eisberges. Das heißt im Klar-
text nichts anderes, als daß der Sprecher der SPD 
gegenüber der gesamten militärischen Führung der 
Bundeswehr Mißtrauen für angebracht hält und da-
mit weitere Aktionen SPD-konformer Säuberung 
von vornherein rechtfertigt. Heyes Äußerung ist ein 
Skandal, der um so schwerer wiegt, als diese unwah-
re und verantwortungslose Äußerung ein weltwei-
tes Echo gefunden hat. In den Vereinigten Staaten 
und in Frankreich fragten bekannte Zeitungen, ob 
die deutsche Armee krank sei „vom Nazismus", ob 
die „Dämonen der Vergangenheit" die deutsche Ar-
mee wieder verunsichert hätten. — Herr Schäfer, 
wenn Sie hier nicken, sind Sie offenbar der Mei-
nung, daß Ihr SPD-Sprecher Heye recht gehabt hat 
mit der „Spitze des Eisberges". Es wird sehr interes-
sant sein, Sie nachher dazu zu hören. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Werden Sie! — Wehner 

[SPD]: Zu Befehl!) 

Die Bundeswehr, unsere Soldaten, die unsere Mit-
bürger sind, sind hier zum Vehikel antideutscher 
Gefühle in der ganzen Welt gemacht worden. 

Verteidigungsminister Leber hat es sich mit seiner 
am 19. Januar hier abgegebenen Erklärung sehr 
leicht gemacht. Entweder weiß er nicht, worum es 
hier geht, oder er will es nicht wissen. Es geht hier 
nicht um eine kleinliche Rechthaberei im Umgang 
mit Generalen, sondern nur darum, daß in der Bun-
deswehr eine Vertrauenskrise behoben werden muß. 
Diese Krise kann man nicht dadurch beheben, daß 
man über das Pressegespräch, das die Generale Kru-
pinski und Franke führten, eine Version ausstreut, 
die die beiden Generale nie bestätigt haben. Nach 
ihren Aussagen stand im Mittelpunkt ihrer Argu-
mentation die Feststellung, daß man jedem das 
Recht auf politische Meinungsänderung zubilligen 
müsse und daß sich Rudel, von dem man 10 Jahre 
lang nichts gehört habe, geradeso geläutert haben 
könne wie ein Abgeordneter dieses Hauses. Diese 
Aussagen sind bis zum Beweis des Gegenteils glaub

-

haft, denn beide Generale haben bis jetzt nirgend-
wo bewiesen, daß sie unglaubwürdig sind. Auch 
hat es ihnen bis jetzt niemand nachgewiesen. Die 
Aussagen sind auch in der Sache nicht ohne weiteres 
zu beanstanden. Rudel hat der Allgemeinheit erst 
nach dem großen Knall, den seine Teilnahme an dem 
Fliegertreffen auslöste, einen Anhaltspunkt dafür 
geliefert, daß er sich womöglich nicht geläutert ha-
ben könnte. 

(Lautes Lachen bei der SPD) 

— Es ist natürlich sehr schwierig, so etwas differen-
ziert zu betrachten. DaB ich aber dazu in der Lage 
bin, werden Sie gleich hören. 

(Zurufe von der SPD) 

Das war sein Auftreten bei der sogenannten Deut-
schen Volksunion des Dr. Frey. Aber das Überreizte, 
das auch hier zutage tretende Intolerante, Diffamie-
rende und Undemokratische Ihres Protestes zeigt 
nur, daß nach der Auffassung der Linken in Deutsch-
land andere Personen tabu sein müssen und daß 
ihnen im Gegensatz zu allen anderen vormals 
Irrenden — eine Betrachtung ihres eigenen Weges 
verboten erscheint. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Rudel war im Zweiten Weltkrieg — das ist unbe-
stritten — einer der tapfersten und in seinem mili-
tärischen Wirken erfolgreichsten Soldaten. 

(Zuruf von der FDP: Und ein Nazi!) 

Er erfüllte seine soldatische Pflicht, zuletzt beinam-
putiert, bis zum bitteren Ende. Dafür sollte man ihm 
Anerkennung entgegenbringen, auch wenn man 
heute seine politischen Irrungen mit Recht nicht ak-
zeptiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zu einer Hexenjagd besteht jedenfalls kein Anlaß. 

Zurück zu den Generalen. Krupinski hat sich im 
November in einer Illustrierten zur Sache geäußert. 
Seine Ausführungen zeigen in jeder Zeile, daß hier 
ein integerer, sich dem demokratischen Rechtsstaat 
zweifelsfrei verpflichteter Offizier spricht, ein ehren- 
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halter Soldat in einer demokratischen Armee, der 
ohne Grund unehrenhaft entlassen worden ist. 

(Zuruf von der SPD: Was verstehen Sie 
unter Ehre, Herr Zimmermann?) 

Herr Minister Leber, die Art Ihrer Maßnahme und 
die Maßnahme selbst sind ein Paradebeispiel dafür, 
wie man in einer Demokratie mit Dienern dieses 
Staates nicht umgehen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Sie ist ein Maulkorb für aufrechte Männer, ein Zeug-
nis der Würdelosigkeit und der Feigheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wo ist der Georg Leber, der 1973 noch den Mut 
hatte, seiner Partei zu sagen, daß eine Sowjetunion, 
die einen großen Teil ihres Sozialprodukts für ihre 
Rüstung brauche, nicht erwarten könne, daß Bonn 
die dadurch entstehende Finanzlücke mit verbillig-
ten Krediten schließe? 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das waren Zeiten!) 
Herr Minister Leber, Sie machen heute in der SPD 
nicht mehr Politik für die Bundeswehr, was nach 
wie vor dringend erforderlich wäre, sondern Sie ma

-

chen in der Bundeswehr Politik der SPD. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sind es, der den Linken nachgegeben hat, als 
diese verlangten, das Prüfungsverfahren für Kriegs-
dienstverweigerer abzuschaffen. Sie haben vor kur-
zer Zeit durch die wahrheitswidrige Feststellung, , 

daß der Westen dem Warschauer Pakt gegenüber 
militärisch nicht schwächer geworden sei, die  tag-
täglich wachsende militärische Bedrohung aus dem 
Osten verharmlost und damit Ihren Linken nach 
dem Mund geredet. Sie haben, um den Linken zu ge-
fallen, zur Hatz auf die Generale geblasen. Sie sind 
es schließlich, der, um die eigene Haut vor dem Zu-
griff der Linken zu retten, nicht nur die Generale  
Krupinski und Franke geopfert  hat, sondern als drit-
ten auch noch den eigenen Parteifreund Staatssekre-
tär Schmidt (Würgendorf). 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Herr Minister Leber, Sie allein sind es, der seinen 
eigenen Ruf in der Bundeswehr selbst zerstört hat. 
Wir mißbilligen Ihr Verhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Dieser Tage hat der SPD-Kollege Conrad Ahlers 

Verteidigungsminister Leber scharf kritisiert. Der 
Minister isoliere sich mehr und mehr, wolle von 
Freund und Feind nichts mehr wissen, sei empfind-
lich und leicht erregbar geworden, könne Kritik und 
Widerworte nicht mehr gelassen ertragen, schrieb 
der Kollege Ahlers in der "Deutschen Zeitung'. Er 
fährt wörtlich fort — ich zitiere —: 

Georg Leber hat sich in erheblicher Weise ver-
ändert, und es scheint, daß diese Veränderung 
eher die Ursache der Schwierigkeiten ist, in die 
der Verteidigungsminister in der letzten Zeit 
geriet, und nicht so sehr ihre Folge. 

Meine Kollegen von der SPD, diese Worte meinte 
ich, als ich vorher schlecht verstand, warum Sie sich  

bei anderen Zitaten anderer Kollegen so sehr er-
regt haben; denn deutlicher, konturierter, präziser 
und auch unnachsichtiger als hier der Kollege 
Ahlers kann es doch wohl auch niemand von uns 
ausdrücken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Frage, was mit Leber los sei, werde in Bonn nicht 
nur von führenden Politikern der Koalitionsparteien, 
die sich nicht sicher seien, ob der Minister noch lange 
durchhält, voller Besorgnis gestellt, sondern auch 
von der Opposition, die den Minister im Grunde 
ebenfalls schätze, erklärte der Kollege Ahlers. Was 
hier der Kollege Ahlers schrieb, hat sehr lange Zeit 
gegolten, aber eben nur sehr lange Zeit. Den Grund 
dafür, daß es jetzt nicht mehr gilt, hat der Minister 
weithin selbst gesetzt, wie der Kollege Ahlers 
schreibt. 

Er fährt fort, eine Generalsaffäre folge der an-
deren, und eine ordnende Hand sei nicht zu spüren. 
Die Zusammenarbeit Lebers mit den Verteidigungs

-

politikern der SPD-Fraktion ist nach den Angaben 
des Kollegen Ahlers gestört. So erführen sie alle 
wichtigen und unwichtigen Vorgänge aus dem Be-
reich der Bundeswehr, wenn überhaupt, nur noch aus 
den Zeitungen. Seit vielen Monaten habe sich der 
Minister weder im Kreise der SPD-Experten noch 
im Verteidigungsausschuß sehen lassen. Ahlers 
schrieb wörtlich: Und wenn er einmal erscheint, er-
zählt er nur unverbindliche Dinge." Alle Entschei-
dungen fielen im kleinsten Kreis auf der Hardt

-

höhe. Soweit möchte ich midi  mit diesem zusam-
mengefaßten Zitat aus einem langen und lesenswer-
ten Artikel des Kollegen Ahlers in der "Deutschen 
Zeitung" auseinandersetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Abgeordnete Wehner hat hier nun dagegen-
gehalten. Auf dem sogenannten Kleinen SPD-Partei-
tag am letzten Freitag hat er zum Ausdruck gebracht, 
daß die SPD den von meiner Fraktion gestellten 
Mißbilligungsantrag zurückweisen werde; er sagte: 
abschmettern werde. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Denn die SPD lasse doch, wie der Kollege Wehner 
wörtlich sagte, aus ihrem Freund Leber kein F ri

-kassee machen, am allerwenigsten von Leuten, die 
bestenfalls eine Käseplatte anrichten könnten. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

— Daß ich bei dieser Passage von Ihnen Beifall er-
halten würde, meine Kollegen von der SPD, dessen 
war ich mir sicher. Ich frage mich nur, ob ich auch 
Beifall bei der nächsten Passage bekommen werde. 
Herr Kollege Wehner, aus jemandem Frikassee zu 
machen, überlasse wir ge trost Ihnen; denn hierin 
sind Sie der unübertroffene Meister. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihr Parteivorsitzender hat dies 1973 von Moskau aus 
zu spüren bekommen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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I und dann 1974 in Bonn, als er als Kanzler seinen Ab-
schied nehmen mußte. Das ist wohl auch der Grund 
dafür, wie uns noch aus dem Debattenbeitrag des 
Kollegen Strauß in Erinnerung ist, daß Sie immer 
einen Gesprächspartner auf der Bühne suchen und 
mit Ihrem Nachbarn so ungern reden. 

Wir meinen, daß sich auch der Bundeskanzler zu 
diesem unserem Antrag und zu seiner Begründung 
vor diesem Hause äußern müßte. Als ehemaliger 
Verteidigungsminister und als Chef der Bundesre-
gierung muß er ein Interesse daran haben, daß das 
— jetzt gestörte — Vertrauensverhältnis zwischen 
Regierung und Bundeswehr wiederhergestellt wird. 

Er muß das um so mehr, als die verteidigungspoli-
tische Situation heute alles andere als rosig ist. Wir 
können es uns angesichts wachsender militärischer 
Bedrohung einfach nicht leisten, die Bundeswehr 
grundlos moralisch anzukratzen. 

Der Kanzler meinte zwar in seiner Regierungs-
erklärung, daß wir uns dem Osten gegenüber auf 
einem „breiten Weg zu normaler Nachbarschaft" be-
fänden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Trampelpfad! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Das sehen wir gerade in der gegenwärtigen Kontro-
verse um den Staatssekretär dieser Regierung in 
Ost-Berlin, wie breit dieser Pfad und wie normal er 
begehbar ist. Der Kanzler hat denn auch natürlich 
keine greifbaren Fakten in dieser Richtung ange-
geben. 

(Strauß [CDU/CSU]: Aber es klingt gut!) 

Die wirkliche Lage ist die, daß die Sowjetunion 
ungehemmt durch irgendwelche nachbarschaftlichen 
Gefühle ihre Rüstung in immer weitere Höhe der 
Zerstörungskraft treibt und unter Verwendung die-
ses Drohinstruments weltweit bestrebt ist, die Po-
sitionen des Westens zu untergraben. Die sowjeti-
sche Rüstung wird heute, wie Sie wissen, durch eine 
Stützpunktpolitik ergänzt, die sie binnen kürzester 
Zeit an jedem beliebigen Platz der Erde militärisch 
präsent sein läßt. 

Daß der Osten dem Westen auf dem Gebiet der 
Truppenstärken und der konventionellen Bewaff-
nung zu Land und in der Luft hoch überlegen ist, 
wissen wir längst. Nun aber unternimmt die Sowjet-
union auch noch alle Anstrengungen, mit dem We-
sten auf See und auf dem Gebiet der Atom- und 
Raketenwaffen mindestens gleichzuziehen. Diesen 
gewaltigen Anstrengungen steht ein Nachlassen des 
Verteidigungswillens bei einigen NATO-Partnern 
gegenüber, das sich in den Bestrebungen zeigt, den 
Verteidigungshaushalt zu kürzen und die präsente 
Truppe zu verringern. Es liegt auf der Hand, daß 
durch eine solche Entwicklung nicht nur die Stra-
tegie der abgestuften Abschreckung, sondern die 
Abschreckungsstrategie schlechthin in Gefahr gerät. 
Der Frieden wird unsicherer, die militärische Ausein-
andersetzung wieder denkbarer. 

Hängt der Umstand, daß auch der Bundeskanzler 
auf diese ihm bekannten und beunruhigenden Tat-
sachen mit keinem Wort eingegangen ist, ebenfalls  

mit der inneren Lage der SPD zusammen? Kann auch 
er es sich nicht mehr leisten, die Wahrheit zu sagen 
und zu fordern, daß aus dieser Lage Konsequenzen 
gezogen werden? Wo bleibt die FDP, die dem Kanz-
ler bei der Wahrnehmung seiner Verantwortung auf 
die Sprünge hilft? 

In einer Zeit, in der nicht nur innen-, sondern auch 
außenpolitisch Regieren, und zwar kraftvolles Regie-
ren, notwendiger wäre denn je, hält sich die ganze 
Regierung verdeckt. Der Kanzler und seine Mann-
schaft, sie spüren wohl, daß ihnen bezüglich der sich 
vor ihnen auftürmenden politischen Probleme die 
Lösungskompetenz abgeht — und nicht nur die Kom-
petenz, auch die moralische Kraft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Spätestens am Tag der Regierungserklärung, also 
vor über sechs Wochen, hätte die Bundesregierung 
erkennen lassen müssen, wie sie sich die langfri-
stige Sicherung des militärischen Gleichgewichts in 
der Welt vorstellt. Das wäre sie uns, aber auch un-
serem größten Verbündeten, der auf Rat — nicht auf 
Schulmeisterei — durchaus wartet, schuldig gewe-
sen. Statt dessen sah sie nur „Entspannung", ent-
deckte den schon zitierten „breiten Weg zur norma-
len Nachbarschaft" und rühmte Breschnew, der für 
das Berlin-Abkommen ebenso verantwortlich zeich-
net wie für dessen vertragswidrige Uminterpretie-
rung, als „verläßlichen Partner". 

Das alles liegt auf derselben Linie der Verharm-
losung und des Herunterspielens, wie sie der Kanz-
ler bereits im letzten Frühjahr erkennen ließ, als er 
die Öffentlichkeit mit der Mitteilung überraschte, 
daß der kommunistische Sieg in Angola kein Be-
weis für das Scheitern der Entspannungspolitik sei. 
Als Grund hierfür gab er seinerzeit an, daß es dort 
ja keine west-östlichen Verträge wie in Europa gebe. 
Das heißt doch mit anderen Worten, Herr Bundes-
kanzler, daß der Sowjetunion nach Ihrer Meinung 
das freie Zugriffsrecht zusteht, solange sie das von 
ihr Verlangte nicht durch Verträge zugesprochen er-
halten hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hinweise auf die Bemühungen um SALT II und 
die MBFR-Verhandlungen in Wien genügen nicht, 
um Sicherheit zu geben. Auch wir sind für Abrü-
stungsverhandlungen. Doch wir müssen davor war-
nen, verständliche Wünsche und Erwartungen für 
kurz vor der Verwirklichung stehende Ergebnisse 
zu halten. 

Nun soll ein Kompromiß bei SALT in Sicht sein. 
Wir wissen nicht, wie er aussehen soll. Wir wissen 
jedoch von SALT I, wie trügerisch Hoffnungen sein 
können, die man sich auf Grund von Abmachungen 
macht, die so tun, als verlaufe der technische Fort-
schritt in Zukunft immer langsamer. SALT I kam zu-
stande, weil die Amerikaner den Sowjets einen 
Vorsprung an Interkontinentalraketen in der Mei-
nung einräumten, der amerikanische Vorsprung auf 
dem Gebiet der Mehrfachsprengköpfe könne von den 
Sowjets in der fünfjährigen Laufzeit des Abkom-
mens nicht eingeholt werden, so daß ein Ausgleich 
für die höhere Raketenzahl gegeben sei. Das war 
1972. Schon zwei Jahre später mußte das Abkommen 
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angesichts der eingetretenen sowjetischen Erfolge 
modifiziert werden. In Wladiwostok einigte man 
sich darauf, beiderseits eine Höchststärke von 2 400 
strategischen Trägern festzulegen. Ein Teil dieser 
Träger — 1 320 — sollte mit Mehrfachsprengköpfen 
ausgerüstet werden dürfen, ohne daß man sich auf 
die zulässige Anzahl der atomaren Sprengköpfe fest-
gelegt hätte. Diese Modifikation von SALT I mußte 
zwangsläufig dazu führen, daß beide Vertragspart-
ner nun erst recht die Mehrfachsprengkopftechnik 
forciert weiterentwickelten. Könnte unter diesen 
Umständen ein Kompromiß, der die in Wladiwo-
stok vereinbarte Zahl von Atomwaffenträgern für 
weitere Zeit festschreibt, wirklich im Sinne der Si-
cherung des Friedens nützlich sein? 

Wir wissen doch auch, daß die UdSSR sich bisher 
geweigert hat, ihren Backfire-Bomber, der in der 
Luft betankt werden kann, als strategischen Atom-
waffenträger anerkennen zu lassen. Auf der ande-
ren Seite verlangt die Sowjetunion, daß die neuen 
Lenkflugkörper der Amerikaner, die sogenannten 
Cruise missiles, in ein neues SALT-Abkommen mit 
einbezogen werden. Das ist auch für uns von gro-
ßer Bedeutung, denn es handelt sich hierbei um das 
einzige Waffensystem des Westens, daß die 600 auf 
Westeuropa gerichteten Mittelstreckenraketen, de-
nen die NATO bisher nichts Gleichwertiges entge-
genzusetzen vermochte, in Zukunft ausgleichen 
könnte. Ich möchte daher nicht verschweigen, daß 
uns Meldungen, wonach Präsident Carter minde-
stens einen zeitweiligen Baustopp für diese Rake-
ten erwägt, um den Sowjets ein Zeichen zu geben, 
mit Sorge erfüllen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ob SALT II zustande kommt oder nicht — die 
Sowjetunion wird nach ihrem ganzen bisherigen 
Verhalten mindestens bemüht bleiben, den Ameri-
kanern gegenüber atomar nicht mehr ins Hinter-
treffen zu gelangen. Möglicherweise sind aber auch 
amerikanische Analysen richtig, wonach die So-
wjetunion daran arbeitet, einen ersten Atomschlag 
führen u n d den Gegenschlag überleben zu können, 
also den Amerikanern mit oder ohne SALT II letzt-
lich atomar überlegen zu sein. Manches spricht da-
für: die Auslagerung von Fabriken, ein Baupro-
gramm für Bunker für die Zivilbevölkerung. 

Ob also SALT II zustande kommt oder nicht: 
Wenn die Amerikaner der Sowjetunion nicht atomar 
überlegen bleiben, wird die konventionelle Über-
legenheit vom Osten her unerträglich. Der Herab-
stieg auf atomares Gleichgewicht hat nur dann einen 
Sinn, wenn ihm ein annäherndes konventionelles 
Gleichgewicht entspricht. Daß ein solches heute 
nicht besteht, wenn in Mitteleuropa 27 NATO-Divi-
sionen mindestens 58 Divisionen des Warschauer 
Paktes — möglicherweise mehr — und 30 weitere 
Divisionen in den westlichen Militärbezirken der 
Sowjetunion gegenüberstehen, braucht wohl nicht 
besonders begründet zu werden. 

Nach Erhebungen des Internationalen Instituts für 
Strategische Studien verfügt die NATO über 11 000 
Panzer, der Warschauer Pakt über 26 500. Während 
die NATO nach den Angaben dieses Instituts 2 960  

leichte Bomber, Jäger, Erdkampfflugzeuge und Auf-
klärer hat, kann der Warschauer Pakt über 5 300 die-
ser Maschinen verfügen. Die amerikanischen Streit-
kräfte sind seit 1968 um 1,5 Millionen Mann verrin-
gert worden, die sowjetischen haben um 1,2 Millio-
nen Mann zugenommen. Die USA haben heute 2,1 
Millionen Mann unter Waffen. Bei der Sowjetunion 
sind es über 4 Millionen; die Schätzungen reichen 
bis 4,8 Millionen. 

Die numerische Überlegenheit des Ostens kann 
heute angesichts der sowjetischen Qualitätssteige-
rungen nicht mehr ohne weiteres wie früher durch 
die überlegene Technologie des Westens ausgegli-
chen werden. Das hat vor Weihnachten der Vor-
sitzende des Militärausschusses der NATO, Admiral 
Hill-Norton, auf der Tagung der Verteidigungsmini-
ster der Allianz zum Ausdruck gebracht. Und der 
sehr zurückhaltende Direktor des bereits genannten 
Londoner Instituts für Strategische Studien, Chri-
stoph Bertram, hat letztes Jahr in einem Interview 
mit dem Deutschlandfunk folgendermaßen formu-
liert — ich zitiere —: 

Die Situation des Kräftegleichgewichtes in Eu-
ropa hat in den vergangenen Jahren folgendes 
Bild gezeigt: ein stetiges Anwachsen der zahlen-
mäßigen Stärke des Warschauer Pakts, das die 
NATO mit einem höheren Maß an technologi-
scher Verfeinerung auszugleichen versuchte — 
größerer Feuerkraft, besserer Kommunikation, 
größerer Zielgenauigkeit ihrer Trägerwaf-
fen —, das aber zugleich auf westlicher Seite 
von einem langsamen Schwinden der numeri-
schen Stärke der NATO begleitet war. Denken 
Sie an den allmählichen Rückzug amerikani-
scher Einheiten in den 60er Jahren, an die Kür-
zung etwa der englischen Streitkräfte in den 
letzten Jahren und ähnliche Entwicklungen 
mehr. Heute ist die Situation nach Auffassung 
meines Instituts die, daß noch ein Kräftegleich-
gewicht besteht, nicht rein zahlenmäßig, sondern 
aus einer Kombination von quantitativen und 
qualitativen Faktoren. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Aber die Rüstungsdynamik im Warschauer Pakt 
und insbesondere in der Sowjetunion nährt 
Zweifel daran und macht drängend, ob dieses 
Gleichgewicht sich auf Dauer wird halten kön-
nen. Wir stehen vor einer Situation, in der die 
Sowjetunion ihre Vorteile ausbaut und in der 
sie auch in der Lage ist, gewisse technologische 
Verfeinerungen des Westens in ihre Streit-
kräfteplanung einzubeziehen. 

Das ist eine wichtige, ernst zu nehmende, objektive 
und sachverständige Stimme. 

Rüstungsdynamik — das ist das entscheidende 
Stichwort. Auch in den Vereinigten Staaten ist der 
Anteil der Aufwendungen für Rüstung am Sozial-
produkt in den letzten 12 Jahren von 8,3% auf 
5,4 % zurückgegangen. Demgegenüber wenden die 
Sowjets zwischen 13 und 15 % ihres Sozialproduktes 
für Rüstungszwecke auf. Sicher ist das sowjetische 
Volkseinkommen weit geringer als das amerikani-
sche. Die sowjetischen Personalkosten sind jedoch 
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ebenfalls weit geringer. Ein Wehrpflichtiger der 
sowjetischen Marine hat einen Grundsold von 
13 Mark im Monat. 

Am alarmierendsten sind die neuesten Nachrich-
ten. Experten des US-Senats, die Senatoren Nunn 
und Bartlett, meinen, die Sowjets seien heute schon 
fast in der Lage, Westeuropa aus dem Stand anzu-
greifen. In den letzten Monaten sollen mehr als 
800 Kampfpanzer T 72 an Bord von Schiffen nach 
Mitteldeutschland geschafft und dort ausgeladen 
worden sein. Bei den weiter nach Westen vorver-
legten Waffensystemen handelt es sich um modern-
stes Gerät. 

Auch der belgische General Close hält unter den 
gegebenen Umständen einen sowjetischen Blitzkrieg 
für möglich. In seinem eindrucksvollen und mit gro-
ßer Sachkunde geschriebenen Buch „L'Europe sans 
défense" stellt er dar, wie es der NATO heute er-
gehen könnte. Mag seine Sicht der Lage zu düster 
sein — Anlaß zu einer ehrlichen Bestandsaufnahme 
unserer militärischen Situation geben seine Ausfüh-
rungen gewiß. 

Bei aller Vorsicht in der Formulierung geht das 
Kommuniqué der Ministertagung des Verteidigungs-
planungsausschusses in dieselbe Richtung. Auch dort 
ist von Besorgnissen die Rede, auch dort wird die 
Schlagkraft der konventionellen Streitkräfte des 
Warschauer Paktes hoch eingeschätzt. 

Während bei uns im Lande versucht wird, jene, 
die vor der drohenden Gefahr warnen, als kalte 
Krieger abzustempeln, tun sich in den USA promi-
nente Bürger zusammen, um den Illusionen der so-
genannten Détente entgegenzutreten. Zu ihnen ge-
hören der Nobelpreisträger Saul Bellow, Kennedys 
Außenminister Dean Rusk, der frühere CIA-Chef 
William Colby, die Exbotschafterin Clare Booth 
Luce, der ehemalige NATO-Befehlshaber Matthew 
Ridgeway, der langjährige Vorsitzende der Verei-
nigten Stabschefs Maxwell Taylor. Sie haben in 
alarmierender Form auf die sowjetische Bedrohung 
hingewiesen. 

Und was geschieht bei uns? 

(Zuruf des Abg. Wehner [SPD]) 

Bei uns wird in Verharmlosung gemacht, und man 
weigert sich, die Gefahren zu sehen. Man ignoriert 
die weltweiten Zusammenhänge, insbesondere die 
strategische Bedeutung Europas. 

(Zuruf des Abg. Blank [SPD]) 

— Im Verteidigungsausschuß war ich im Gegensatz 
zu Ihnen schon 20 Jahre, Herr Kollege! 

(Blank [SPD] : Davon merkt man aber 
wenig!) 

Afrikapolitik beispielsweise — Kollege Strauß hat 
hierauf in der Debatte über die Regierungserklärung 
hingewiesen — ist für diese Bundesregierung weit-
gehend nur ein Plädoyer für sogenannte Befreiungs-
bewegungen undemokratischer, meist kommunisti-
scher Provenienz. 

(Stücklen [CDU/CSU] : So ist es!)  

Von einer strategischen Komponente ist nichts zu 
sehen, und das, obwohl das Kap für unseren bedeu-
tendsten Verbündeten wichtige, für uns Europäer 
lebenswichtige Verbindungen umrunden. 

Auch vermeidet diese Bundesregierung jede Äu-
ßerung darüber, was sie gegen die ansteigende kon-
ventionelle Bedrohung zu tun gedenkt, wenn es da-
bei bleiben sollte, daß die europäischen NATO-Part-
ner nicht mehr, sondern weniger als bisher für die 
gemeinsame Verteidigung tun; denn wir sind es zu 
allererst, um deren Sicherheit es geht. 

Bei der von der Bundesregierung betriebenen Poli-
tik des Verharmlosens und Verschweigens konnte 
es auch nicht ausbleiben, daß in der Bundesrepublik 
von interessierter Seite ein sehr zweifelhafter Ver-
suchsballon in Sachen MBFR gestartet wurde. 

(Zuruf des Abg. Strauß [CDU/CSU]) 

Herr Kollege Pawelczyk hat es in der Debatte über 
die Regierungserklärung leider nicht fertiggebracht, 
die von meinen Kollegen Mertes und Barzel in die-
sem Zusammenhang geäußerten Bedenken auszu-
räumen. 

Wenn man den Nebel verrauchen läßt, den der 
Kollege Pawelczyk rhetorisch entfacht hat, blei-
ben folgende Tatsachen: Westliches Ziel bei der 
MBFR ist eine Verminderung der Truppen in Mittel-
europa auf ein Niveau gleicher Personalstärken in 
Ost und West. Der Westen will sich dabei außer in 
einer ersten Phase der Verminderung amerikani-
scher und sowjetischer Truppen auf keine nationa-
len Quoten festlegen lassen. Nur die Gesamtstärke 
der beiden Bündnisse soll zählen, sonst nichts. 
Denn die NATO-Länder wollen aus naheliegenden 
Gründen vermeiden, daß die Sowjetunion etwa mit-
bestimmen kann, wie groß die Bundeswehr sein 
darf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Der Osten dagegen will nicht die Herbeiführung von 
Parität, sondern Festschreibung von Disparität. Au-
ßerdem will er eine Vereinbarung über nationale 
Höchstgrenzen. 

Der Kollege Brandt versuchte nun, die stockenden 
Wiener Verhandlungen in seiner Art flottzumachen, 
indem er genau das vorschlug, was der Westen bis-
lang vermeiden wollte. 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt doch gar 
nicht! — Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt 

doch!) 

Nach einer bescheidenen Verringerung amerikani-
scher und sowjetischer Truppen soll nach seinem 
Willen mit bescheidenen Kürzungen anderer natio-
naler Kontingente fortgefahren werden. 

Herr Kollege Pawelczyk hat nun durchaus recht, 
daß die Reduktion nationaler Streitkräfte in der vor-
geschlagenen Weise nicht mit einer Zustimmung zu 
einer in Wien vertraglich zu fixierenden Höchst-
stärke der Bundeswehr gleichgesetzt werden kann. 
Und es ist auch gut, daß er sich wenigstens gegen 
nationale Höchststärken ausspricht. 

Aber das hätte auch der Kanzler tun sollen, der 
die Richtlinien der Politik bestimmt, und Verteidi- 
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gungsminister Leber. Denn der Vorschlag des SPD- 
Vorsitzenden ist gefährlich. Er ist um so gefährli-
cher, für je diskutabler ihn die Bundesregierung 
hält. Er ist ein Weg in die falsche Richtung. Er stellt, 
weil er das Prinzip nationaler Quoten überhaupt in 
die Diskussion einführt, den für die Sowjets not-
wendigen Einstieg zu den nationalen Höchstgrenzen 
dar. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Mertes? 

Dr. Zimmermann (CDU/CSU) : Ich habe meine Re-
dezeit ohnehin schon überschritten und bitte um 
Entschuldigung, Herr Kollege, daß ich es nur aus 
diesem Grunde — und weil die Debatte für dieses 
Thema insgesamt relativ kurz ist — nicht tue. 

(Wehner [SPD] : Dafür reden Sie um so 
länger!) 

— Wenn es ein Kollege Ihrer Fraktion gewesen 
wäre, hätte ich mich möglicherweise anders verhal-
ten, Herr Kollege Wehner. 

Wäre ein solches fundamentales Zugeständnis ge-
macht, dann würden die Sowjets nicht mehr locker-
lassen. Sie würden alles aufwenden, um zu einem 
Vertrag über nationale Höchstgrenzen zu kommen. 
Auch ist es fraglich, ob es dem Westen nach einem 
solchen Zugeständnis noch gelingen kann, den Osten 
auf das Ziel der Parität festzulegen. Das gilt um so 
mehr, als die Verhandlungskunst dieser Bundes-
regierung dem Osten gegenüber ja nicht gerade von 
Standfestigkeit geprägt war und außerdem MBFR 
der erste Fall im Rahmen aller Abrüstungsbemü-
hungen wäre, wo man der Sowjetunion nicht das 
Erreichen einer Höchststärke erlauben, sondern ihr 
einen echten Abbau zumuten würde. Verewigung 
der Disparität und sowjetisches Mitspracherecht be-
züglich der Stärke der Bundeswehr: das wären die 
Ergebnisse, auf die der Vorschlag des Kollegen 
Brandt hinauszulaufen droht. 

Wir fragen Sie, Herr Bundeskanzler, was Sie dazu 
zu sagen haben. Antworten Sie uns jetzt und heute! 
Von Ihrer Antwort wird es abhängen, ob die CDU/ 
CSU-Fraktion sich wie bisher zu einer Kooperation 
in den lebenswichtigen Fragen der Verteidigungs-  
und Bündnispolitik bereitfinden kann 

(Wehner [SPD]: Ja, ja!) 

oder ob wir über unsere Haltung in der Generals-
affäre hinaus die Verteidigungs- und Bündnispolitik 
Ihrer Regierung insgesamt mißbilligen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Schäfer. 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Herr 
Kollege Zimmermann hat seine Rede begonnen, in-
dem er davon sprach, der Bundesverteidigungsmini-
ster habe die Aussprache über die Regierungser-

klärung am 19. Januar dazu mißbraucht, sich über 
die Frage der Entlassung der Generale Krupinski 
und Franke zu äußern. Wir sind der Auffassung, daß 
die damit angeschnittene Frage eine zentrale Frage 
unserer Verfassungsordnung, eine zentrale Frage der 
Stellung der Bundeswehr in unserem Staate ist und 
daß es deshalb eine vorrangige Pflicht des Ministers 
ist, darüber zu berichten, und nicht ein Mißbrauch. 
Indem Sie das Wort „Mißbrauch" verwenden, zei-
gen Sie, daß Sie die Dinge falsch einordnen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jenninger [CDU/ 
CSU] : Entgegen der Vereinbarung, Herr 

Schäfer!) 

Herr Kollege Zimmermann, Sie sprachen davon, 
der Verteidigungsminister mache eine Politik für 
die SPD, und später haben Sie beklagt, daß nicht 
einmal mehr die SPD Einfluß auf die Politik habe, 
sondern sie werde auf der Hardthöhe gemacht. Ja, 
was denn nun, das eine oder das andere? 

(Dr. Zimmermann [CDU/CSU] : Der Kollege 
Ahlers sagt das!) 

Dann haben Sie im zweiten Teil Ihrer Rede eine 
Große Anfrage begründet. Einverstanden! Das ist 
Ihre Sache. Aber es ist heute nicht dieses Thema von 
Ihnen auf die Tagesordnung gesetzt worden, son-
dern die Fragen, über die wir zu reden haben und 
wozu wir die Frage an Sie zu stellen haben, wie Sie 
sich in Zukunft zu verhalten gedenken, stehen heute 
hier zur Debatte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir lassen es nicht zu, daß Sie von dem von Ihnen 
selbst gestellten Thema abweichen und ihm aus-
weichen, daß Sie nun auf verteidigungspolitische 
Gebiete kommen und dann meinen sagen zu kön-
nen: Herr Bundeskanzler, hier und heute haben Sie 
darauf Antwort zu geben. 

(Wehner [SPD]: Sehr wahr!) 

Sie werden eine Antwort bekommen, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das Thema ist so groß und das Thema ist so wichtig, 
daß man es nicht innerhalb von drei Stunden ausdis-
kutieren kann, sondern es eine volle Debatte erfor-
dert. Das, was Sie dazu vorgetragen haben, Herr 
Kollege Zimmermann, wird dabei Gegenstand der 
Erörterung sein müssen. Das ist ganz klar. Ich will 
das nicht wegwischen. Ich will nur sagen: Dazu kann 
man sich in der Kürze der Zeit heute nicht äußern. 
— Sie bestätigen, daß Sie der gleichen Auffassung 
sind. Vielen Dank! 

In diesem Rahmen, Herr Zimmermann, fragen Sie 
interessanterweise: Was geschieht bei uns? Sie ha-
ben doch die Antwort selber gegeben. Da stellt die 
Opposition einen Mißbilligungsantrag. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Sonst hat sie nichts beizutragen als einen Mißbilli-
gungsantrag. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Das, worum es heute geht, ist tatsächlich eine 

grundsätzliche Frage unserer staatlichen Ordnung. 
Bislang konnten wir der Überzeugung sein, daß 
die Auffassung dazu in diesem Hause breit fundiert 
ist. Wir konnten der Auffassung sein, daß wir uns 
darin einig sind, daß die Bundeswehr kein Staat im 
Staate sein darf, nicht sein will, nicht werden darf, 
daß wir uns darin einig sind, daß der Soldat nicht 
ein rechtloser, befehlsunterworfener Untertan ist, 
sondern daß der Wehrbeauftragte und die Verfas-
sung über seine Rechte wachen. Wir waren uns 
einig darüber, daß der Verteidigungsminister eine 
hervorgehobene Stellung hat, daß wir von ihm er-
warten können, daß er diesen Verfassungsauftrag in 
die Tat umsetzt, und daß wir, das Parlament, mit 
unserer Kontrolle dabei die Führung haben und da-
bei dem Verteidigungsminister auch den nötigen 
politischen Rückhalt geben müssen. Das ist die 
Frage, um die es hier bei dieser Gelegenheit geht. 
Ich muß ein bißchen weiter ausgreifen, denn das ist 
eine entscheidende grundsätzliche Frage des Neu-
baus unseres Staatswesens nach 1945, nach 1955. 

Die Entscheidung über die Leistung eines Vertei-
digungsbeitrages für das westliche Bündnis war ge-
troffen, und nun ging es damals darum, die Voraus-
setzungen für den Aufbau einer Bundeswehr zu 
schaffen. Meine Damen und Herren, es hinterläßt 
heute noch einen starken Eindruck vom seinerzeiti-
gen gemeinsamen Gestaltungswillen, wenn man die 
Reden, die in den damaligen Bundestagsdebatten 
gehalten wurden, nachliest. Ich habe es in den letz-
ten Tagen getan. Es vermittelt einen starken Ein-
druck, wenn man z. B. die beiden Vorträge, die die 
Kollegen Jaeger und Fritz Erler vor der Hochschule 
für Politik im Jahre 1956 gehalten haben, nachliest, 
eine Gemeinsamkeit, um die es heute offensichtlich 
geht; denn die Frage muß ich hier schon ankündi-
gen. 

Herr Kollege Jaeger führte damals aus: 

Es ist kein Zweifel, daß diesmal das demokrati-
sche Verfassungsleben Wurzeln geschlagen hat, 
und wenn auch noch große Aufgaben vor uns 
stehen, so berechtigt es uns doch zu der Hoff-
nung, daß wir nunmehr einen Start unternom-
men haben, der endlich zu dem Ziel führt, in 
Deutschland eine tief verwurzelte lebendige und 
echte Demokratie zu schaffen. Im Rahmen dieser 
Demokratie brauchen wir eine Armee, die ent-
sprechend den heutigen Zeitverhältnissen so gut 
und so schlagkräftig ist, wie es je deutsche 
Armeen waren, die aber in einem harmoni-
schen Verhältnis zum demokratischen Staat 
steht ... Dazu kommt, daß wir an einem Neu-
beginn stehen. 

Aus manchen Fragen, die sich nachher ergeben, 
habe ich den Eindruck, daß man es heute in der 
CDU/CSU nicht mehr begreift, daß es ein Neube-
ginn war und nicht ein Wiederbeginn. Ein Neube-
ginn, meine Damen und Herren, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

mit allen Chancen, die darin stecken! 

Fritz Erler hat bei der gleichen Gelegenheit fol-
gendes ausgeführt: 

1956 wurde mit einigen Grundgesetzänderungen 
ein System von Vorschriften in das Grundge-
setz eingefügt, die keinen anderen Zweck haben, 
als die politische Führung der Streitkräfte, die 
Wahrung der Menschenwürde des einzelnen 
Soldaten sowie auch der Grundrechte anderer 
Bürger und eine sorgfältige Personalauslese zu 
sichern. Die Grundgesetzergänzungen von 1956 
sind Schutzgesetze für die Demokratie und 
Schutzgesetze für den einzelnen Staatsbürger, 
den in Uniform und den ohne Uniform. Das war 
der Sinn der Grundgesetzergänzungen von 1956, 

— Jetzt hören Sie zu, meine Damen und Herren  — 

die  von der Opposition nicht nur geduldet, son-
dern zu einem großen Teil von ihr sogar er-
zwungen wurden. 

Es war ein großer Vorgang, daß man dort eine breite 
Gemeinsamkeit gefunden hatte. Beachten Sie, daß 
die SPD aus der Opposition heraus, obwohl sie ge-
gen die vorherige Entscheidung gekämpft hatte, hier 
die gesamte Gestaltung mit übernommen hat. 

Die Bemühungen aller politischen Kräfte gingen 
dahin, innerhalb eines parlamentarischen Rechtsstaa-
tes für die Bundeswehr einen Standort zu finden. Sie 
sollte integriert sein in die Gesellschaft und damit 
ein geachteter Partner für unsere Verbündeten im 
Westen sein. Ich sage hier im vollen Bewußtsein: 
Alle Minister, die das Verteidigungsministerium ge-
leitet haben, haben sich dieser Aufgabe gestellt. Alle 
Minister haben diesem Auftrag gemäß gehandelt. 
Dem Parlament kommt, wie ich vorher sagte, dabei 
die entscheidende Kontrollfunktion zu. Die SPD hat 
sich mit dieser Frage sehr grundsätzlich befaßt und 
hat drei Jahre später in ihrem Grundsatzprogramm 
von Godesberg folgendes gesagt: 

Die Streitkräfte müssen der politischen Führung 
durch die Regierung und der Kontrolle durch 
das Parlament unterstellt sein. Zwischen den 
Soldaten und allen demokratischen Kräften des 
Volkes muß ein Verhältnis des Vertrauens be-
stehen. Der Soldat bleibt auch in Uniform 
Staatsbürger. 

Meine Damen und Herren, jeder Satz eine politische 
Aussage, die bis heute für die SPD volle Gültigkeit 
hat! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Auf dem Parteitag 1964, der sich mit diesen Fragen 
erneut befaßte, hieß es dann konkret: 

Die Einbettung der Bundeswehr in unsere ge-
sellschaftliche und staatliche Struktur und das 
innere Gefüge (nämlich eine moderne, unseren 
heutigen Erfahrungen und Leitbildern entspre-
chende Menschenführung) der Bundeswehr stel-
len uns vor Aufgaben von vornehmlich innen-
politischer Bedeutung; 

— darum geht es heute — 

Fortentwicklung und Konsolidierung der Demo-
kratie in Deutschland hängen nicht zuletzt mit 
davon ab, ob und wie es gelingt, diese Aufga-
ben zu lösen. 
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Und da sprechen Sie, Herr Zimmermann, von Miß-
brauch, wenn ein Minister über diese ganz entschei-
dende Frage hier vorträgt. 

Seit 1969 tragen Sozialdemokraten als Verteidi-
gungsminister die politische Verantwortung für die 
so gekennzeichnete Aufgabe im Staat und in der 
Bundeswehr. Helmut Schmidt, der heutige Bundes-
kanzler, hat in dem von ihm vorgelegten Weißbuch 
1970 zu der Fragestellung „Bundeswehr und Gesell-
schaft" klare Aussagen gemacht. Ich darf das in Er-
innerung rufen. Es heißt dort: 

In den 15 Jahren ihres Bestehens hat die Bun-
deswehr einen festen Platz im öffentlichen Be-
wußtsein erlangt. Auch Form und Inhalt der an 
ihr geübten Kritik sind Zeichen der Normali-
sierung. Hier geht es der Bundeswehr nicht bes-
ser und nicht schlechter als anderen. Sie wird 
als Institution nicht kritischer angesehen als 
Parlamente, Kirchen oder Universitäten. Umge-
kehrt steht sie der Republik mit der gleichen 
Loyalität gegenüber wie andere Gruppen und 
Verbände auch. Der Soldat ist Bürger unter 
Bürgern. 

Unter Bundesminister Leber haben wir hinsicht-
lich der Integration der Bundeswehr in unsere Ge-
sellschaft einen ganz entscheidenden Schritt machen 
können. Ich zitiere die Sorge, die Fritz Erler 1956 
so ausgedrückt hat: 

Ich möchte Ihnen ganz offen sagen, daß ich es 
mit zu einem der Verhängnisse in der deut-
schen Vergangenheit rechne, daß es eine tiefe 
Kluft gab zwischen der deutschen Arbeiterschaft 
und der Armee. Das war ein nationales Ver-
hängnis und ist beiden nicht gut bekommen, 
zumal wenn man bedenkt, daß die demokra-
tische Arbeiterbewegung in Deutschland immer 
die zuverlässigste Stütze des demokratischen 
Staates gewesen ist. 

Meine Damen und Herren, der Gewerkschafter Le-
ber hat die entscheidenden Entwicklungen dahin ein-
geleitet, daß wir heute davon ausgehen dürfen, daß 
es diese Kluft nicht mehr gibt, sondern daß die Bun-
deswehr ein integrierter Bestandteil dieser Gesell-
schaft ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe vor ungefähr einem Jahr eine Unterhal-
tung mit dem in der Zwischenzeit verstorbenen Ge-
neralinspekteur Zimmermann gehabt. Er sagte mir, 
als wir uns über diese Fragen unterhielten — 
ich kann es nicht mehr wörtlich sagen, aber es hat 
mich tief beeindruckt —: Herr Schäfer, es ist ein 
großes Erlebnis, die Entwicklung mitzumachen und 
mitgestalten zu können, daß die Kluft zwischen Ar-
beitern und bewaffneter Macht überbrückt wird. — 
Meine Damen und Herren, das haben wir erreicht. 
Das ganze Haus sollte Dankbarkeit dafür empfinden, 
daß wir heute nicht mehr die Gefahr haben, daß die 
Bundeswehr ein Staat im Staate werden könnte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

— Ich beklage nicht, daß ich jetzt keinen Beifall von 
der CDU/CSU bekommen habe, aber ich verzeichne, 
daß die CDU/CSU es sichtbar nicht begrüßt, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

wenn ich hier feststelle, daß wir für diese Entwick-
lung alle dankbar sein müssen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist wichtig, folgendes zu sagen. Der Wille zum 
Neubeginn war nicht nur auf politischer Seite vor-
handen. Ich will nur auf die Leistung von Graf Bau-
dissin hinweisen, der die Grundsätze der Inneren 
Führung geschaffen hat, und ich darf den früheren 
Generalinspekteur de Maizière nennen. Ich nenne 
aber auch bewußt die vielen ungenannten Offiziere 
und Soldaten, die ihr Teil dazu beigetragen haben, 
die Bundeswehr so zu gestalten, wie sie sich heute 
anerkennenswerterweise darstellt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir dürfen feststellen — ich sage das ausdrücklich 
noch einmal —, daß die Bundeswehr die Erwartun-
gen, die die politische Führung in sie gesetzt hat, 
erfüllt hat. Und wenn es nun Entwicklungen im 
einen Fall, im anderen Fall gibt, wenn Erscheinun-
gen deutlich werden, die damit nicht im Einklang 
stehen, dann ist es die Aufgabe des Ministers, diese 
Fehlentwicklungen abzustellen, damit nicht die 
ganze Bundeswehr in den Verdacht kommt, sie sei 
einer Fehlentwicklung ausgesetzt. Darum geht es 
heute. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Eine besonders beachtenswerte Rolle in dieser 
ganzen Frage spielt der Traditionserlaß, den der 
damalige Minister von Hassel am 1. Juli 1965 her-
ausgegeben hat. Dieser Erlaß besteht bis heute un-
verändert weiter. Alle Minister haben ihn ange-
wandt. In diesem Fall geht es darum — und jetzt 
kommen wir genau zu dem Punkt, auf den es an-
kommt —, ob diese Formulierungen, dieser politi-
sche Wille auch in Zukunft gelten soll. Es heißt 
dort — wörtlich —: 

Politisches Mitdenken und Mitverantwortung 
gehören seit den preußischen Reformen zur 
guten Tradition deutschen Soldatentums. Nur 
als politisch denkender und handelnder Staats-
bürger gehört der Soldat zu den geistig und 
gesellschaftlich verantwortlichen und bewegen-
den Kräften in seiner Zeit. 

Und nun, meine Damen und Herren: 

Der Soldat, der sich als unpolitischer Soldat, 
einer falschen Tradition folgend, auf das militä-
rische Handwerk beschränkt, versäumt einen 
wesentlichen Teil seiner beschworenen Dienst-
pflicht als Soldat in einer Demokratie. Der Wert 
seines Dienstes wird weitgehend bestimmt 
durch die politische Zielsetzung. 

Das ist eine klare, eine präzise, eine richtige Formu-
lierung. Nicht auf das Soldatenhandwerk, heißt das 
mit anderen Worten, sondern auf die Haltung 
kommt es an, die dazu einzunehmen ist. Damit ist 
eindeutig und klar zum Ausdruck gebracht, daß die 
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Stellung des Soldaten eine politische ist, daß alles 
Handeln politisch motiviert ist. Damit ist auch zum 
Ausdruck gebracht, daß Tapferkeit an sich kein Tra-
tionswert ist, der abgetrennt vom politischen Sinn-
gehalt zu würdigen wäre. 

Wenn Generale, denen eine so hohe politische 
Stellung anvertraut ist, in diesen Fragen kein Ur-
teilsvermögen haben, dann gehört es zur Aufgabe 
des Ministers, die erforderlichen Konsequenzen zu 
ziehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das hat Herr Kollege Jaeger 1956 so ausgedrückt: 

Wenn man von Vertrauen spricht, darf man 
nicht nur das Vertrauen des Parlaments und der 

öffentlichkeit zur Bundeswehr fordern, man 
muß das Vertrauen der Bundeswehr und ihrer 
Offiziere zum demokratischen Staat, zu seiner 
Regierung, zum Verteidigungsminister und zum 
Parlament fordern und erwarten. 

Das gilt heute unverändert. Herr Jaeger hat das 
1956 ausgezeichnet formuliert. 

Hier spielt nun die Frage eine Rolle, wie das 
Recht, seine Meinung zu äußern, bei uns gestaltet 
ist. Alle drei Jahre beschäftigt sich eine internatio-
nale Gesellschaft für Wehrrecht und Kriegsvölker-
recht mit diesen Fragen. Sie können in der „Neuen 
Zürcher Zeitung" vom letzten Sonntag einen Bericht 
über einen solchen Kongreß vom Herbst 1976 lesen. 
Ich will daraus nur ein Zitat über die vergleichende 
Darstellung bringen. Dort heißt es — ich muß das 
wörtlich zitieren —: 

Sehr weit geht auch die Loyalitätspflicht des 
Wehrmannes in den USA, die ihm verbietet, 

über den Präsidenten, den Kongreß oder den 
Finanzminister verächtlich zu reden. 

Es ist interessant, sich die Regelungen auf diesem 
Gebiet in den alten Demokratien anzusehen. Es emp-
fiehlt sich auch, die laufende Praxis in den Ländern 
zu beobachten, mit denen wir im NATO-Bündnis 
stehen. In jedem demokratischen Staat würden die 
Aussagen des Generalmajors Franke über das Par-
lament und über den Abgeordneten Wehner die 
Vertrauensgrundlage zerstören und zur Entlassung 
führen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bundesverteidigungsminister Leber hat richtig ge-
handelt, indem er die Generale Krupinski und 
Franke in den Ruhestand versetzte. Er verdient 
nicht nur unsere Anerkennung, sondern er verdient 
unseren Dank dafür, daß er Fehlentwicklungen ent-
gegengetreten ist. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Zuruf von der CDU/CSU: Bundesver

-

dienstkreuz!) 

Auch der Inspekteur der Luftwaffe, Herr General 
Limbach 

(Zurufe von der CDU/CSU: Limberg!) 

— Limberg, vielen Dank; ein Schreibfehler —, hat 
deutlich gemacht, daß die Bundeswehr die Entschei

-

dung des Ministers versteht. Der Inspekteur hat in 

seiner Ansprache vor den Kommandeuren folgendes 
gesagt: 

Der Minister hat daher Konsequenzen ziehen 
müssen. Er hat eine Entscheidung getroffen, 
die politisch unvermeidbar war und die ich des-
halb respektiere. 

Ich kann Ihnen auch die Äußerung von Graf Bau-
dissin in einem Interview mit der „Stuttgarter Zei-
tung" nicht vorenthalten. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: SPD-Mitglied!) 

— Ich weiß es nicht; ich würde ihn auch zitieren, 
wenn er CDU-Mitglied wäre, Herr Wörner. 

(Damm [CDU/CSU] : Lesen Sie einmal vor, 
was Hochhuth gesagt hat!) 

In diesem Interview heißt es: 

Wer Parallelen zieht zwischen einem prominen-
ten Abgeordneten des Bundestages und einem 
Mann, der ein stark gestörtes Verhältnis zur 
Demokratie und zur Bundeswehr hat, müßte 
wissen, daß er hier politisches Glatteis betritt. 
Er provoziert die Frage, ob er das Verhältnis 
der Legislative zur Exekutive noch verfassungs-
mäßig sieht. 

Meine Damen und Herren, diese Frage stellt sich an 
Sie, nachdem Sie diese Haltung einnehmen. — Und 
etwas später sagt er: 

Die Generale können nicht mehr mit der Unvor-
eingenommenheit ihrer Umwelt rechnen. Das 
macht sie ungeeignet in höchster Führungsposi-
tion und rechtfertigt die Versetzung in den 
einstweiligen Ruhestand. 

Es stellt sich die Frage: Wie kommt die CDU/CSU 
dazu, diesen Mißbilligungsantrag zu stellen? Han-
delt es sich hier um eine Sondertour des Herrn 
Abgeordneten Dr. Wörner, die von der Fraktion 
gebilligt wird, oder handelt es sich um einen neuen, 
alle, die um den Bestand dieses Staates besorgt sind, 
angehenden Kurswechsel der CDU/CSU-Fraktion? 
Das ist hier die entscheidende Frage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

— Herr Kohl, es ist gut, daß Sie sich Notizen ma-
chen; denn es kommen jetzt einige Fragen, die ich 
an Sie richte. Da reicht es nicht, wenn der zweite 
Mann, Herr Zimmermann, in seiner Art hier redet, 
da muß der erste Mann die Antwort geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Abgeordneter Wörner wußte, daß ein für 
den Oktober 1975 vorgesehenes Traditionstreffen 
abgesagt worden war. Er führt in seinem Schreiben 
vom 26. Januar 1976, das er kennzeichnenderweise 
nicht an den Verteidigungsminister richtet, sondern 
an den Inspekteur der Luftwaffe — obwohl er ganz 
genau weiß, daß das ungehörig und falsch ist und 
jedem normalen Verkehr widerspricht —, 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : So ein dummes 
Zeug! — Zuruf von der CDU/CSU: Fragen 
Sie doch einmal Ihre eigenen Genossen!) 
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aus — es steht hier schwarz auf weiß, Herr Wörner; 
das muß man hier vorlesen —: 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Ich habe nichts 
dagegen!) 

Der Grund für die Absage 

— nämlich im Herbst 1975 — 

soll in der Einladung an Oberst a. D. Rudel ge-
legen haben. Das kann ich mir beim besten 
Willen nicht vorstellen. Daher bitte ich Sie 

— schreibt er an den Inspekteur — 

um  Stellungnahme und Erläuterung Ihrer Ent-
scheidung, die bei vielen Soldaten des Geschwa-
ders begreiflicherweise Enttäuschung und Be-
fremden ausgelöst hat. 

Aber nun kommt es — unglaublich von einem Ab-
geordneten dieses Hauses —: 

Ich kenne die politische Auffassung von Oberst 
a. D. Rudel nicht. 

(Hört! Hört! und Heiterkeit bei der SPD) 

Aber selbst wenn ich sie gegebenenfalls miß-
billigen müßte, würde das meinem hohen Re-
spekt vor der herausragenden Tapferkeit und 
der vorbildlichen soldatischen Haltung des 
Obersten Rudel im zweiten Weltkrieg keinen 
Abbruch tun. Ich sage das bewußt als Angehö-
riger der Nachkriegsgeneration und als Soldat 
der Bundeswehr. Die Einladung galt eindeutig 
dem Soldaten a. D. Rudel. Daher konnte eine 
solche Einladung nur von Böswilligen als eine 
politische Geste mißdeutet werden. 

(Zurufe von ,der SPD) 

Auf Böswillige aber braucht die Bundeswehr 
keine Rücksicht mehr zu nehmen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Bitte lesen Sie 
dann auch den letzten Satz vor!) 

— Das dürfen Sie nachher tun. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Lesen Sie ihn doch 
vor! — Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Lesen 

Sie das doch vollständig vor!) 

— Ich habe ihn jetzt nicht zur Hand. Ich müßte ihn 
hier heraussuchen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Meine Herren, ist Ihnen dies so unangenehm? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Lachen bei der CDU/CSU) 

— Ich bitte ein klein bißchen um Geduld; dann krie-
gen Sie Ihren letzten Satz. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Jawohl, alles 
vollständig; so wie Sie es gelernt haben!) 

Ich lese es Ihnen jetzt noch einmal genau vor. Ich 
hatte das Zitat an der Stelle beendet, an der es hieß, 
daß die Bundeswehr keine Rücksicht mehr auf Bös-
willige zu nehmen brauche. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Jetzt fahre ich fort, da Sie Wert darauf legen: 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Ja!) 

30 Jahre nach Kriegsende sollten wir endlich 
die innere Freiheit, die Unbefangenheit und den 
Mut aufbringen, soldatischen Leistungen der 
deutschen Kriegsteilnehmer den schuldigen Re-
spekt zu zollen und davon den politischen Miß-
brauch zu scheiden, der mit diesen Leistungen 
getrieben wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Wörner 
[CDU/CSU] : Bezweifeln Sie das?) 

Zugleich lese ich noch einmal vor, was Herr von 
Hassel in dem Traditionserlaß geschrieben hat. Sie 
haben es anscheinend nicht mehr in Erinnerung. Dort 
heißt es: 

Der Soldat, der sich als unpolitischer Soldat, 
einer falschen Tradition folgend, auf das militä-
rische Handwerk beschränkt, 

— es ist die Auffassung von Herrn Wörner, daß dies 
so richtig ist — 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

versäumt einen wesentlichen Teil seiner be-
schworenen Dienstpflicht als Soldat in einer 
Demokratie. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Damit hat sich der Abgeordnete Wörner von dem 
in dem Traditionserlaß von einem CDU-Verteidi-
gungsminister formulierten klaren politischen Ver-
ständnis distanziert und abgesetzt. Sie haben mit 
Ihrem Beifall soeben gezeigt, daß die Gefahr be-
steht, daß auch die CDU/CSU-Fraktion dies tun will. 
Das ist unser Problem heute. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ich muß noch einmal Graf Baudissin bemühen. Er 
hat in jenem Interview nämlich folgendes gesagt: 

Aus dem breiten Band der widersprüchlichen 
Traditionen ist das auszuwählen, was Menschen 
von heute zur Bewältigung ihrer Aufgaben von 
morgen hilft. Herr Rudel repräsentiert in vielem 
genau das Gegenteil vom Leitbild des heutigen 
Soldaten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Oder wollen Sie etwas anderes behaupten, Herr 
Wörner? Es ist auch möglich, daß Sie eine schizo-
phrene politische Auffassung haben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es ist beachtenswert, daß sich der Herr Bundes-
kanzler in seiner Regierungserklärung mit dieser 
Frage im Generellen befaßt hat. Ich muß das in Erin-
nerung rufen. Er sagte: 

Unsere Soldaten tragen inmitten einer von Kri-
sen gekennzeichneten Welt zur Erhaltung des 
Friedens bei. Sie waren insoweit schon 20 Jahre 
erfolgreich. Man kann sagen: in der Erfüllung 
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ihrer friedensbewahrenden Aufgabe hat die 
Bundeswehr gute Ansätze zu einer eigenen 
Tradition gefunden; 

(Zustimmung bei der SPD) 

sie ist nicht mehr darauf angewiesen, Leitbilder 

— und dann auch noch falsche Leitbilder — 

nur aus vorangegangenen Generationen zu ent-
nehmen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordne

-

ten der FDP) 

Der Bundestag hat einen Anspruch darauf zu er-
fahren, welche Rolle der Abgeordnete Wörner in 
dieser ganzen Affäre gespielt hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Der Brief vom 26. Januar liegt vor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sagten Sie „Weh

-

ner" oder „Wörner"?) 

— Ich frage, Herr Wörner — Sie müssen ein Inter-
esse haben, das hier klarzustellen —: Welche ande-
ren Briefe haben Sie in dieser Sache an wen ge-
schrieben, mit wem haben Sie in dieser Sache Ge-
spräche geführt? 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Ich habe Grund, danach zu fragen. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Jäger 
(Wangen)? 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Danke schön. 

Ich habe Grund danach zu fragen; denn wie ist 
es anders zu erklären, daß der Geschwaderkommo-
dore bei seiner Begrüßung sagt, er hätte gern Herrn 
Wörner begrüßt, „dem wir viel für das Zustande-
kommen des Treffens verdanken". 

(Zuruf von der SPD: Aha! — Beifall bei 
der SPD) 

Er hat doch wohl einen Grund dafür; sonst könnte 
er das nicht sagen. Gehört es zu den Aufgaben eines 
Abgeordneten, wenn Sie ein Gespräch mit dem Par-
lamentarischen Staatssekretär haben, in die Truppe 
hinein sozusagen Befehlsgebung zu machen? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Lassen Sie es mich ganz offen sagen, Herr Wörner: 
Es drängt sich der Eindruck auf, daß Sie sich im 
Laufe des Jahres 1976 so in diese Rolle hineinge-
steigert haben, als wenn Sie schon der Verteidi-
gungsminister wären. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie waren ganz sicher, daß Sie es nach dem 3. Okto-
ber sein würden und daß Ihnen dieses Traditions-
treffen Ende Oktober die erste Möglichkeit Ihres 
politischen Auftretens geben würde. Das ist die 
Sorge, die wir haben, Herr Kohl. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das ist Schmiere!) 

Es ist die Frage, die sich an Sie richtet, ob wir da 
einen Blick hinter die Kulissen getan haben, ob wir 
damit gesehen haben, daß eine ganz andere, eine 
schlechte neue Konzeption 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Schmiere ist das!) 

hier deutlich geworden ist, die mit der Konzeption 
vor 20 Jahren nicht im Einklang steht, die mit der 
praktizierten Politik dieser Zeit nicht im Einklang 
steht und die diesem demokratischen Rechtsstaat in 
seiner Entwicklung nur gefährlich werden könnte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deshalb sind Sie heute hier zu fragen, wie Ihre 
politische Auffassung zu diesen Dingen ist. Hier 
geht es nicht um Krupinski und Franke, 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU — 
Gegenrufe von der SPD und der FDP) 

hier geht es um den Mut und die Entscheidung des 
Ministers, seinem Auftrag gemäß zu handeln, und 
es geht darum, daß Sie sich dem nicht nur verschlie-
ßen — ich werde es gleich noch deutlicher zu formu-
lieren haben. Jedem Einsichtigen drängt es sich auf, 
daß das auch eine große Auswirkung auf unsere 
Verbündeten haben kann. So hat der Journalist 
Fechner, der an dem bekannten Gespräch teilgenom-
men hat, anschließend einen Brief an Herrn Kru-
pinski geschrieben, in welchem es heißt: 

Mit Erstaunen habe ich registriert, daß Ihnen 
und Ihren Herren die politische Relevanz dieses 
Vorganges, insbesondere auch im Hinblick auf 
die Reaktion des Auslandes offenbar nicht auf-
gegangen ist. Wer es nicht nur fahrlässig, son-
dern gutwillig zuläßt, daß draußen ein derarti-
ges Bild von der politischen Haltung unserer 
Streitkräfte entstehen kann, handelt meines Er-
achtens den Interessen des Staates entgegen, 
den zu schützen er sich verpflichtet hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Zimmermann, Sie haben mit Recht 
zitiert, wie die ausländische Presse auf diesen Vor-
gang reagiert hat. So frage ich Sie, Herr Kohl: Es 
ist Ihnen hoffentlich wenigstens aufgegangen, um 
was es hier geht? Wenn es Ihnen aufgegangen ist, 
kommen Sie hierher und begründen das, und fallen 
Sie nicht dem seine Pflicht tuenden Minister in den 
Rücken! 

(Langanhaltender Beifall bei der SPD und 
der FDP — Dr. Marx [CDU/CSU] : Ist das 
alles? — Zurufe von der CDU/CSU: Zu

-

gabe!) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Abgeord-
nete Möllemann. 

Möllemann (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Fraktion der FDP 
hat bereits bei der Debatte über die Regierungser-
klärung deutlich gemacht, daß sie die Entscheidung 
des Bundesministers Leber, die Generale Krupinski 
und Franke nach Prüfung des jetzt hinlänglich be-
kannten Vorgangs unverzüglich zu beurlauben und 
ihre Versetzung in den einstweiligen Ruhestand an- 
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zuordnen, ebenso billigt wie die hierfür angegebene 
Begründung. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ich unterstreiche erneut, daß unseres Erachtens 
diese Entscheidung auch nicht vorschnell oder un-
überlegt getroffen wurde. Im Gegenteil, man hätte 
sich sicherlich vorstellen können, daß noch früh-
zeitiger und umfangreicher hätte reagiert werden 
können. 

Die Darstellung der Gesamtproblematik hat der 
Bundesminister der Verteidigung in der letzten 
Sitzungswoche hier im Parlament gegeben. Sie hat 
uns in unserer Auffassung bestärkt. Daraus folgt 
logischerweise, daß die FDP den Antrag der Oppo-
sition, Herrn Leber unsere Mißbilligung auszuspre-
chen, als unbegründet zurückweist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Entscheidung, zwei Generale zu pensionieren, 
die das Verhältnis zwischen Parlament und Bundes-
wehr, sei es aus politischer Instinktlosigkeit, sei es 
aus purer Boshaftigkeit, ebenso unerträglich be-
lastet haben, wie sie das Vertrauen ihres Vorge-
setzten mißbrauchten, zwei Generale also in den 
wohldotierten Ruhestand zu schicken, die dem Rang 
und dem Ansehen der Bundeswehr im In- und Aus-
land Schaden zugefügt haben, 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Warum hat die 
FDP im Kabinett diese Entscheidung nicht 

gebilligt?) 

diese Entscheidung muß das Parlament nachdrück-
lich unterstützen, wenn es sich nicht selbst herab-
setzen will. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wer in diesem Hause hinnehmen will, daß einzelne 
Abgeordnete — gleich welcher Fraktion, gleich 
welchen Namens — durch das Militär auch noch 
dazu amtlich verächtlich gemacht werden, der hat 
entweder aus der Vergangenheit dieses Landes oder 
aus der jetzt gegebenen Situation faschistischer 
Staaten nichts lernen wollen oder können, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

oder aber er ist nicht willens oder fähig, die selbst-
verständliche Rangskala verschiedener Verfassungs-
organe in einer parlamentarischen Demokratie zu 
definieren und auch durchzusetzen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir jedenfalls lassen keinen Zweifel am Primat 
der Politik über das Militär. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Bundesminister Leber hat bei der Durchsetzung die-
ses Prinzips wie bei seiner ganzen weiteren Arbeit 
das Vertrauen und die volle Unterstützung der 
FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Diskussion um die Namens- und Aktions-
kette Wörner—Rudel—Krupinski—Franke hat in 
den letzten Wochen über Gebühr das sicherheitspo-
litische Interesse der Öffentlichkeit in Anspruch 
genommen. Durch die Strategie der Unionen, das 

Gezeter über vermeintliche Skandale oder Skandäl-
chen an die Stelle inhaltlicher Erörterungen wichti-
ger Sachgebiete zu stellen, sollte und soll die Kon-
zeptionslosigkeit der Oppositionsfraktion auch auf 
diesem politischen Feld übertüncht werden, soll ka-
schiert werden, daß man eine rationale Alternative 
zur Sicherheitspolitik dieser Koalition eben nicht 
hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Eiertanz der Union zwischen Zustimmung zum 
Verteidigungshaushalt dieser Regierung als der 
Grundlage Ihrer Politik einerseits und den Kassan-
dra-Rufen über den morgen, spätestens übermorgen 
bevorstehenden, von den Roten und Blau-Gelben in 
diesem Land insgeheim wohl herbeigesehnten Ein-
marsch der Russen in bundesdeutsche Vorgärten 
andererseits, dieser Eiertanz, lieber Herr Wörner, 
scheint Sie und Ihre Kollegen mittlerweile ermüdet 
zu haben. Es reicht nunmehr nur noch zu dem kläg-
lichen Versuch, dem Minister, dem Sie sachlich

-

politisch nichts anhaben können, ein Bein zu stellen. 
Dabei werden Sie allerdings selbst auf die Nase 
fallen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Eine klägliche Rolle in dieser Auseinandersetzung 
hat der Kollege Zimmermann mit seinem Beitrag 
und mit seinen bisherigen Veröffentlichungen ge-
spielt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nachgerade skandalös war seine bagatellisierende 
Darstellung der Denkweise des Herrn Rudel nach 
dem zweiten Weltkrieg. Ich begreife es einfach 
nicht, wie Sie hier einen Heroenkult betreiben kön-
nen, ohne die Denkweise dieses Herrn Rudel, wie er 
sie heute immer noch lautstark verkündet, in Rech-
nung zu stellen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich verstehe auch nicht Ihre doch sehr weitge-
hende Behauptung, Herr Kollege Zimmermann, die 
Zurruhesetzung der beiden Generale sei ohne jeden 
Grund erfolgt. Sie sollten sich vielleicht einmal von 
Ihren neuen Parteifreunden Krupinski und Franke 
sagen lassen, daß diese selbst dem Verteidigungs-
minister und dem Inspekteur erklärt haben, sie seien 
nicht mehr zu halten. Vielleicht wissen diese beiden 
besser, weshalb das so ist. 

Ein letztes zu Ihren Ausführungen, denn inhaltlich 
haben sie nicht viel hergegeben. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Gegenruf von 
der SPD: Das ist immer so bei Ihnen!) 

Ich fand es bemerkenswert, Herr Kollege Zimmer-
mann, daß Sie über psychische Defekte in diesem 
Hause sprechen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Die kläglichste Rolle allerdings bei diesem kläg-
lichen Unterfangen hat der auch deshalb sehr be-
klagenswerte Kollege Dr. Wörner auf sich genom-
men. Zunächst mühte er sich sehr nachhaltig um das 
Zustandekommen eines Traditionstreffens mit dem 
Alt- und Neonazi Rudel. Er sagte seine eigene Teil-
nahme zwecks gemeinsamer Traditionspflege aus- 
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drücklich zu. Welche Tradition des Herrn Rudel 
wollten Sie eigentlich mit ihm gemeinsam begehen, 
Herr Dr. Wörner? Dies sollten Sie hier einmal vor-
tragen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Man muß sich einmal ausmalen, was da geplant war: 
Shakehands des Weltkriegsbombers Rudel mit dem 
Hobbyflieger der Bundeswehr-Reserve Wörner; 
Fotos davon in den Massenmedien unserer NATO- 
Partnerländer, sagen wir einmal: in den Niederlan-
den, Dänemark und Norwegen; Fotos, die es in sich 
hätten, vermutlich mit der Unterzeile „Alt und Jung 
mit neuem Schwung". Jawohl, Herr Major, könnte 
man sagen, das hätte das Bündnis gestärkt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Besagter Herr Dr. Wörner hatte aber mit der 
Melodie vom „Alten Kameraden" sein Repertoire 
bei weitem nicht erschöpft. Mit einer durch die 
Wahlniederlage geprägten traurigen Melodie — 
Motto  ungefähr: Ministerposten ade, das tut mir so 
weh — fiel er bald wieder aus dem Rahmen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Nicht nur daß er nach dem Bekanntwerden der ge-
nannten Aktionskette Wörner-Rudel-Krupinski-
Franke hemmungs- und verantwortungslos die Bun-
deswehr in den Parteienstreit zu ziehen versuchte 
und ihr damit mehr schadete als nutzte, nein, auch 
dieses Parlament kriegt natürlich von ihm sein Fett 
ab. Da die wohl vorbereitete Rede von ihm wegen 
der Erkrankung des Ministers am vorgesehenen Tag 
nicht gehalten werden konnte, war Herr Dr. Wörner 
mitnichten in der Lage, die geplante neue Parla-
mentsdebatte abzuwarten, sondern veröffentlichte 
seinen bedeutenden Vortrag in einer Tageszeitung. 

(Damm [CDU/CSU] : Das ist doch wohl uner

-

hört! Zuerst ist doch Lebers Rede veröffent

-

licht worden!) 

Derselbe, der diese unvertretbare Mißachtung des 
Parlaments vollzog, stellte sich dann aber tränen-
den Auges hierher, als der Bundesminister der Ver-
teidigung in der Debatte über die Regierungserklä-
rung die parlamentarische Erörterung wieder hier-
her zurückholte, wo sie hingehört, und beklagte, das 
komme ihm alles zu früh. Das ist eine etwas eigen-
artige Meinung. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Da dieser Auftritt des Kollegen Wörner auch 
wieder keinen richtigen Beifallssturm auslöste, blieb 
dem begabten Kollegen dann schließlich keine an-
dere Wahl: Vorgestern ließ er es die Bevölkerung 
endlich wissen, daß nun bald alles aus und vorbei 
sei. Es lohne sich nicht mehr, im aufkeimenden 
Frühjahr Felder und Gärten zu bestellen, auch nicht 
jenseits des Rheins, da führen doch binnen kurzem 
die Panzer mit dem roten Stern. Mit anderen Wor-
ten: Wenn gar nichts mehr hilft, beginnt man wie-
der mit der bekannten Panikmache. „Die Sicherheit 
der Bundesrepublik ist gefährdet, die NATO ist der 

Bedrohung nicht mehr gewachsen", so und ähnlich 
ließ sich der Kollege Wörner vernehmen. 

Diese Beurteilung ist übertrieben negativ und 
falsch. Die Gefahr solchen Geredes liegt aber im 
Defätismus, der dadurch ausgelöst werden und — 
gerade auf die junge Generation und gerade im 
Blick auf deren Wehrmotivation — lähmend wirken 
könnte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der Herr Kollege Wörner ist nicht nur bei dieser 
Debatte nicht anwesend, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lohnt auch 
nicht!) 

sondern ist darüber hinaus auch kein Ministerkan-
didat für das Verteidigungsministerium. Das ein-
zige, was er betreibt, ist Verunsicherung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie, Herr Dr. Kohl, müssen froh sein, daß Sie diesen 
Ihren Kollegen nicht zum Minister machen mußten. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wem die äußere Sicherheit, aber auch das Ansehen 
der Bundesrepublik am Herzen liegt, der wird diese 
Freude mit Ihnen teilen. 

(Wiederholter Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, wir Freien Demokra-
ten glauben nun allerdings, daß wir von der schon 
zu lange dauernden Diskussion um Namen und Ein-
zelperson — so bedeutend diese im Einzelfall auch 
sein mögen — wegkommen sollten. Die Diskussion, 
die sich in letzter Zeit um solche Namen rankte, 
muß wieder versachlicht werden, zumal da ja durch-
aus einige wichtige Sachthemen in diesem Rahmen 
zu finden sind. 

(Lemmrich [CDU/CSU] : Logisches Denken 
scheint nicht Ihre Stärke zu sein! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU: Ausgerech

-

net Sie sagen das!) 

Ich möchte aus der bislang hier und draußen geführ-
ten Debatte vier Fragen herausgreifen, die hier 
sicher nicht abschließend behandelt werden können, 
die aber unseres Erachtens der Überlegung wert 
sind und die uns deshalb auch sehr bald im Ver-
teidigungsausschuß und wieder hier im Plenum be-
schäftigen werden. 

Die erste Frage — auch der Kollege Zimmermann 
hat sie aufgeworfen — lautet: Tun wir genug für 
unsere äußere Sicherheit? Ich will hier nicht über 
die Grundlagen unseres Verständnisses von Sicher-
heitspolitik meditieren, deren wichtiger, aber eben 
nicht alleiniger Bestandteil die Verteidigungspolitik 
ist. Ich möchte vielmehr nur die These aufgreifen, 
die von den Oppositionsrednern hier stets wieder-
holt wird, nämlich wir müßten spürbar oder dra-
stisch mehr Geld für unsere Verteidigung ausgeben. 
Ich selbst halte solche drastischen Steigerungen des 
Verteidigungsetats a) für unnötig und b) für un-
möglich. Man muß es wohl öfter sagen: Im letzten 
Jahr — 1976 — haben wir von ca. 160 Milliarden 
DM des Bundeshaushalts nach NATO-Kriterien ca. 
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47,8 Milliarden DM für die Sicherheitspolitik aus-
gegeben. 

Wenn Sie, Herr Kollege Zimmermann, und Ihre 
Kollegen in der Fraktion in der jetzigen Situation 
drastisch höhere Beiträge für die Sicherheit aufwen-
den wollen, dann sagen Sie uns bitte aber auch hier 
und jetzt, woher Sie dies nehmen wollen, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

ob Sie es durch höhere Steuern, durch Einsparungen 
an anderer Stelle — und dann: wo? — oder durch 
höhere Verschuldung erreichen wollen. Aber nein, 
Sie werden weiterhin die Mehrwertsteuererhöhung 
ablehnen, auf allen anderen Gebieten auch Mehr-
ausgaben verlangen und gleichzeitig, wie wir das 
von Ihnen kennen, die Verschuldung senken wollen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich denke, wir können Sie aus dieser widersprüch

-

lichen Haltung nicht entlassen; bei den Haushalts

-

beratungen müssen Sie dann hier Farbe bekennen. 

Die zweite Frage: Wie steht es um die Tradition 
und die Traditionspflege in der Bundeswehr? Ich 
darf hier im Namen meiner Fraktion unsere anläß-
lich des 20jährigen Bestehens der Bundeswehr ge-
troffenen Feststellungen noch einmal bekräftigen 
und wiederholen: Unsere Bundeswehr, die erste 
deutsche Armee, die in eine demokratische Grund-
ordnung mit einer zeitgemäßen Wehrverfassung ein-
gebettet ist, ist in unsere Demokratie, in unseren 
freiheitlich-demokratischen Staat fest integriert. Sie 
ist deshalb auch weitgehend ein echtes Spiegelbild 
unserer Bevölkerung. Diese Bundeswehr und ihre 
militärische wie politische Führung stehen fest zu 
unserem Staat und zu unserer Grund- und Rechts-
ordnung. Sie erfüllt ihren verfassungsmäßigen Auf-
trag, die Freiheit und die Sicherheit unseres Staates 
im Rahmen des Atlantischen Bündnisses zu wahren, 
täglich mit vollem Einsatz aller ihrer Angehörigen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ihre Anstrengungen sind konsequent auf den in der 
deutschen Geschichte erstmalig eindeutig definierten 
reinen Verteidigungsauftrag unserer Streitkräfte 
ausgerichtet. Ein Anlaß, an der Loyalität der Bundes-
wehr insgesamt und ihrer Soldaten gegenüber unse-
rem Staat zu zweifeln, besteht nicht. 

(Damm [CDU/CSU] : Das sagen Sie einmal 
Herrn Horn und Herrn Schlaga und den an

-

deren Genossen!) 

— Ich spreche hier zu allen Kollegen und mit Ihnen! 

(Damm [CDU/CSU] : Uns brauchen Sie das 
nicht zu sagen! Wir wissen das!) 

— Haben Sie Zweifel daran, daß das hier gehört 
wird? 

(Damm [CDU/CSU] : Ja, bei vielen!) 

— Nun gut, vielleicht vergewissern Sie sich einmal. 

Ich meine also, daß ein Anlaß, an der Loyalität der 
Bundeswehr zu zweifeln, nicht besteht, 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

auch nicht durch immer wieder auftretende Einzel

-

fälle von Fehlern wie die, die wir hier heute disku

-

tieren. Solche Einzelfälle müssen uns aber veran-
lassen, gemeinsam darüber nachzudenken, wo die 
Ursachen für solche Pannen wirklich liegen und wie 
sie nach Möglichkeit vermieden werden können. 
Dies ist vor allem auch deshalb von Bedeutung, weil 
mit jedem dieser Einzelfälle sofort auch die Erinne-
rung an ähnliche Vorkommnisse in der Vergangen-
heit wieder geweckt wird. 

Wenn wir nun die Frage des Traditionsverständ-
nisses der Bundeswehr klären wollen, dann ist zu-
nächst zu prüfen, ob das Traditionsverständnis in 
der Bundeswehr mit dem in der Gesamtbevölkerung 
unseres Staates in Einklang steht, was für die in den 
Staat integrierte Armee von zentraler Bedeutung 
ist. Ich glaube, daß dies derzeit schon im Positiven 
wie im Negativen zutrifft. Das negative Beispiel 
ist das Beispiel, das sich mit dem Namen Rudel ver-
bindet. Die in der Bundeswehr hier zutage getretene 
kritiklose Sympathiebekundung für Rudel gibt es 
natürlich auch in der Bevölkerung. 

Ich muß Ihnen sagen, Herr Zimmermann, daß Sie 
als stellvertretender Vorsitzender einer großen Frak-
tion allen Anlaß hätten, mit uns Sorge darüber zu 
haben, daß solche Pamphlete auftauchen wie die der 
„Widerstandsgruppe Ruhr-West, ehemalige Ost-
frontsoldaten" mit Sympathiebekundungen für Herrn 
Rudel und seine „guten Leistungen" auch heute 
noch. Sie müssen sich vorhalten lassen, daß Sie sol-
che Äußerungen begünstigen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aber es gibt auch die andere Seite; und ich denke, 
diese ist stärker. Ich selbst weiß aus meiner Dienst-
zeit als Wehrpflichtiger in der Bundeswehr, daß die 
Generation, der ich angehöre — eine Generation, 
die heute ausnahmslos alle Wehrpflichtigen stellt 
sowie auch den weitaus überwiegenden Teil aller 
Berufs- und Zeitsoldaten —, auch die militärische 
Tradition im wesentlichen aus unserer Bundeswehr 
ableitet. Für sie haben weithin kameradschaftliche 
Bindungen älterer Soldaten zu Angehörigen der 
früheren Wehrmacht, die zum Teil durch gemein-
sames Erleben entstanden sind, kaum noch Bedeu-
tung. Diese Generation reagiert allergisch, wenn ihr 
— ob als Soldat oder als ziviler Bürger — eine mili-
tärische Leistung eines früheren Soldaten als Vor-
bild dargestellt wird, dessen Gesamtverhalten als 
Mensch und Bürger nicht gebilligt werden kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nach unserer Auffassung ist ein Weg zu finden, 
der heute gültige, aber im Grunde zeitlose mensch-
liche Werte in eine Traditionspflege aufnimmt. Die 
Differenzierung zwischen soldatischen und mensch-
lichen Werten halte ich im übrigen für völlig unzu-
lässig. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Hierzu gehören selbstverständlich Einsatzbereit-
schaft — selbst auch des eigenen Lebens —, Ein-
satzbereitschaft allerdings nicht als Wert an sich, 
sondern für Recht und Freiheit und eine demokra-
tische Ordnung, Mut, Tapferkeit und nicht zuletzt 
Kameradschaftlichkeit. 

An Kameradschaftlichkeit — auch diesen Einschub 
erlauben Sie mir — läßt es einer der hier Besproche- 
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nen, nämlich General Krupinski, in seinen Äußerun

-

gen gegenüber dem Inspekteur der Luftwaffe durch 
seine Verdrehungen der letzten Tage deutlich 
fehlen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich weiß nicht, ob Kameradschaftlichkeit pensioniert 
werden kann. 

Im übrigen aber kann unsere Bundeswehr, die be-
reits länger besteht als die frühere deutsche Wehr-
macht und die Reichswehr in der Weimarer Repu-
blik, auf eigene Leistungen und auf hervorragende 
Persönlichkeiten in ihren Reihen, aber auch in unse-
rem Staat und in unserer Gesellschaft hinweisen und 
somit eine eigenständige Tradition entwickeln. Wir 
sollten dem im Parlament dadurch entsprechen, daß 
wir gemeinsam mit dem Ministerium über eine Neu-
fassung des bestehenden Traditionserlasses disku-
tieren. 

Die dritte Frage, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, die durch die Behandlung der heutigen 
Einzelfälle aufgeworfen wird, ist die nach der erfor-
derlichen Qualität und Qualifikation militärischer 
Führer. Nach unserer Auffassung ist es zunächst 
selbstverständlich, daß militärische Vorgesetzte, die 
Soldaten ausbilden und führen sollen, ihr militäri-
sches Handwerk möglichst perfekt verstehen sollten. 
Dies allein aber reicht nicht aus. So befähigt allein 
die Beherrschung eines Flugzeugs unter schwierigen 
Bedingungen einen Soldaten nicht gleichzeitig auto-
matisch, eine hohe Führungsfunktion in der Luft-
waffe oder an anderer Stelle — auch hier im Parla-
ment — zu bekleiden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Jeder militärische Vorgesetzte muß — je höher 
die Stellung, um so stärker — bei seinem Tun und 
Handeln dessen politische und psychologische Kon-
sequenzen mitbeurteilen. Hierbei sind nicht etwa 
parteipolitische Gesichtspunkte gemeint. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, nein!) 

Im Gegenteil. Mit politischen Gesichtspunkten ist 
hier das Erfordernis der Einordnung von Handlun-
gen und Äußerungen der Führungskräfte der Streit-
kräfte unseres Staates in die diesen gestellte Auf-
gabe gemeint. Überdies müssen militärische Führer 
in der Lage sein, die Wirkungen ihrer Äußerungen 
auf unsere Soldaten, unsere Bevölkerung und, so-
weit das Ansehen unseres Staates und damit unse-
rer Bundeswehr im Ausland, vor allem bei unseren 
westlichen Bündnispartnern, betroffen ist, die Wir-
kungen auf eben diese abzuschätzen und richtig ein-
zustufen. 

Dies war in den hier erörterten Fällen eindeutig 
nicht gegeben. Es ist bedauerlich, daß dieses Fehl-
verhalten dadurch geradezu bestätigt wird und mög-
liche „Nachfolgetäter" ermutigt werden, daß Sie, 
Herr Kollege Wörner, es bekräftigen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der hier diskutierte Problembereich ist insoweit 
ein Beleg dafür, daß Bildung und Ausbildung in der 
Truppe, insbesondere die Innere Führung und in ihr 
die politische Bildung, qualifizierter werden müssen. 
Schon bei anderer Gelegenheit haben wir unter- 

strichen, daß es hier der nachhaltigen Unterstützung 
der Schule für Innere Führung durch den Bundes-
minister der Verteidigung bedarf. Es erscheint uns 
überdies erforderlich, daß der Besuch von Lehrgän-
gen für Innere Führung für Kommandeure und Ein-
heitsführer obligatorisch wird. 

Gelingt eine Rückbesinnung auf die grundsätz-
lichen Prinzipien der Inneren Führung nicht und 
schaffen wir es nicht, ihre Grundsätze zu aktualisie-
ren und mit Leben zu erfüllen, dann ist die Befürch-
tung eben nicht unangemessen, daß die Bundeswehr 
den geistigen Anschluß an die Umwelt verlieren 
könnte. Die Durchführung ihres Auftrags wäre dann 
in Frage gestellt. Insoweit ist auch die Integration 
der Bundeswehr in die Gesellschaft kein Zustand, 
der einmal erreicht wird und dann von selbst immer 
gewährleistet ist, sondern ein positiver Zustand, 
der durch das Bemühen aller gesichert sein will. 

Meine' sehr verehrten Damen und Herren, wir 
haben bei der Erörterung der Regierungserklärung, 
soweit in dieser Debatte sicherheitspolitische The-
men behandelt wurden, darüber gesprochen, daß es 
notwendig sei, auch durch Innere Führung das Be-
wußtsein der in der Bundeswehr Dienenden, einen 
sinnvollen Dienst zu leisten, der für die Erhaltung 
unseres freiheitlichen Staates notwendig ist, zu stär-
ken. Unter gleich entwickelten Staaten mit ent-
sprechenden Streitkräften und Waffensystemen 
kann kaum Überlegenheit errungen werden. Strate-
gische und operative neue Gedanken können nur 
kurzfristig Vorteile erbringen. Sie sind nachahm-
bar. Allein der im Frieden optimal ausgebildete Sol-
dat, der von der überlegenen Stärke und dem Wert 
der Freiheit überzeugt ist und der demzufolge die 
Waffensysteme und die anzuwendende Taktik vor-
züglich handhabt, vermag die Überlegenheit in 
einem Konfliktfall sicherzustellen. 

Meine Fraktion ist froh darüber, daß der neue 
Generalinspekteur der Bundeswehr, General Wust, 
sich vorgenommen hat, der Bedeutung der Inneren 
Führung Rechnung tragend, die notwendige Aktuali-
sierung und Belebung auf diesem Feld voranzutrei-
ben. Er hat dabei unsere volle Unterstützung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir teilen seine Auffassung, was die Erforder-
nisse der Inneren Führung angeht. Innere Führung 
fordert nämlich — und hier übernehmen wir seine 
Meinung —: erstens die Einordnung der Bundes-
wehr und ihrer Soldaten in unseren demokratischen 
Rechtsstaat, zweitens die Integration der Bundes-
wehr in unsere Gesellschaft, drittens eine zeitgemä-
ße Menschenführung in den Streitkräften, d. h. mehr 
Teilhabe, Partnerschaft und Delegation, viertens po-
litische Bildung in der Bundeswehr mit einem höhe-
ren Anteil an der Gesamtausbildung, als das heute 
der Fall ist, fünftens eine vom Verfassungsauftrag 
der Streitkräfte ausgehende soldatische Ordnung, 
sechstens eine völkerrechtliche Unterrichtung und 
eine am Völkerrecht orientierte Ausbildung der Sol-
daten, siebentens eine an weiteren rechts- und so-
zialstaatlichen Prinzipien ausgerichtete Betreuung 
und Fürsorge in den Streitkräften. Zur unerläßlichen 
Ergänzung sind jeweils notwendig Analysen der in 
die Streitkräfte eintretenden Generationen sowie 
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Gespräche und Kontakte mit ihnen und schließlich 
eine unabdingbare ständige Erziehung, Bildung und 
Ausbildung. Wir sollten, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, in der nächsten Zeit prüfen, ob die 
Situation in der Bundeswehr diesen Anforderungen 
tatsächlich überall hinreichend gerecht wird. 

Hier ist vorhin in einem Nebensatz von Herrn 
Zimmermann auch die Führungsakademie der Bun-
deswehr angesprochen worden. Wir hoffen sehr, 
daß die Berufung von General Dr. Bung auf die 
Position des Leiters dieser Ausbildungsstätte der 
Generalstabsoffiziere nutzen wird. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Ist das denn 
schon verkündet worden? Oder woher 

haben Sie das?) 

Wir erhoffen uns nicht nur sachlich-fachliche Quali-
tät, 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Woher haben Sie 
das?) 

sondern Kooperationsbereitschaft und Teamgeist. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Hier ist offen

-

sichtlich schon wieder parteipolitisch ge

-

spielt worden!) 

Vielleicht gelingt es so, auch einen qualifizierten 
Lösungsvorschlag für die Kompetenzenfrage des 
Konsiliums in der Führungsakademie zu erarbeiten. 

Die vierte Frage, die, wie ich glaube, in unzuläs-
siger Weise mit den hier heute in Rede stehenden 
Namen verbunden wird, ist die Frage nach den 
Handlungsspielräumen, selbständigen Entschei-
dungsmöglichkeiten, ja, nach der Meinungsfreiheit 
der einzelnen Soldaten. Bemerkenswert ist, daß aus-
gerechnet von seiten der Opposition die Auffassung 
vertreten wird, diese Spielräume der Soldaten müß-
ten erweitert werden. Ich finde es nicht nur bemer-
kenswert, sondern es stimmt mich darüber durchaus 
hoffnungsfroh, wenn das endlich ernst gemeint ist. 
Es müßte nämlich unsere künftigen Beratungen in 
vielerlei Bereichen erleichtern. Wenn Sie, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, tat-
sächlich für eine Ausweitung der Mitwirkungsmög-
lichkeiten und Entscheidungsspielräume des einzel-
nen Soldaten sind, nicht nur, aber auch in der Bun-
deswehr, dann wird es Ihnen leichtfallen, mit uns 
darüber zu sprechen, ob nicht beispielsweise die 
Mitsprachemöglichkeiten der Vertrauensleute in der 
Bundeswehr erweitert werden können, und zwar 
um die Mitsprache in Personalangelegenheiten 
ebenso wie um die bei der Ausgestaltung des täg-
lichen Dienstbetriebes. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Dann wird es Ihnen leichtfallen, Abstand von der 
von Ihnen propagierten Forderung nach einer illibe-
ralen Novellierung der Wehrdisziplinarordnung zu 
nehmen. Es wird Ihnen sicherlich auch leichtfallen, 
mit uns darüber nachzudenken, inwieweit der Füh-
rungsstil in der Bundeswehr durch mehr Delegation 
verbessert werden kann, um Entscheidungsfreude, 
Verantwortungsbewußtsein, Verantwortungsbereit-
schaft und geistige Mobilität zu erhöhen, inwieweit 
wir also jede Möglichkeit der Mitgestaltung durch 
Soldaten aller Ebenen nutzen können. 

Schließlich, Herr Kollege Zimmermann, wird es 
Ihnen dann auch leichtfallen, denjenigen, die zum 
Wehrdienst anstehen und nach freier Gewissensent-
scheidung unter Berufung auf das Grundgesetz den 
Wehrdienst verweigern wollen, auch durch entspre-
chende technische Regelungen diese Freiheit tat-
sächlich einzuräumen. Sie werden dies bei der Be-
ratung der KDV-Novelle sehr bald unter Beweis 
stellen können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Allerdings haben mich nicht nur Ihre Äußerun-
gen, Herr Kollege Zimmermann, an dieser neu-
entdeckten Liberalität in Ihrer Fraktion zweifeln 
lassen. Allzuoft und allzu beständig nämlich haben 
Sie von Freiheit zwar in Wahlslogans gesprochen, 
aber in der praktischen Politik immer auf der Seite 
derer gestanden, die Freiheitsrechte nicht ausweiten 
wollten, wenn es im konkreten Fall darum ging, 
solche Möglichkeiten auszunutzen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich möchte Ihnen hier nicht den ganzen Katalog 
solcher Fälle aufzählen. Die prägnantesten sind ja 
noch gut in Erinnerung, beispielsweise auch im Be-
reich der Rechts- und der Strafrechtsreform, in vie-
len anderen Bereichen, in denen Sie Ihre illiberale 
Haltung deutlich gemacht haben. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen) 

Ich denke, das eigentliche Fazit dieser Debatte 
heute müßte sein, daß sich der Bundestag bemüht, 
künftig wieder stärker über die Sachfragen der 
Sicherheitspolitik zu diskutieren und damit der 
Sicherheitspolitik einen größeren Gefallen zu tun, 
als weiterhin auf einer fast boulevardartigen Aus-
einandersetzung 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr gut!) 

mit tatsächlichen und konstruierten, erfundenen 
Skandalen zu beharren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich teile Ihnen mit, daß die 
Fraktion der SPD inzwischen namentliche Abstim-
mung über den Antrag der CDU/CSU-Fraktion be-
antragt hat. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Als ich die 
Pflichtreden meiner beiden Vorgänger aus der 
Koalition anhörte, mußte ich an ein altes Sprichwort 
denken: Eine schlechte Sache wird noch schlechter, 
wenn man versucht, sie zu verteidigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Jetzt sind Sie dran! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich möchte drei Dinge voranschicken. Herr Schäfer, 
Sie haben sich dagegen gewehrt, daß der Kollege 
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Zimmermann hier den sicherheitspolitischen Hinter-
grund aufgezeigt hat, 

(Dr. Schäfer [Tübingen]: Nein, das habe ich 
nicht!) 

vor dem die Entscheidung des Bundesverteidigungs-
ministers gefallen ist. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Nein, das 
habe ich nicht!) 

Besser wäre es gewesen, Sie hätten sich dagegen 
gewehrt, daß der Herr Bundesverteidigungsminister 
die Debatte über die Regierungserklärung dazu miß-
braucht hat, seine eigene Verteidigung vorzuneh-
men, anstatt über die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland zu reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine zweite Bemerkung. Herr Schäfer hat hier 
wieder mit einem Klischee aufgewartet, das wir so 
nicht stehenlassen können. Er hat von der Kluft 
zwischen der Arbeiterschaft und der Bundeswehr 
gesprochen, die jetzt abgebaut worden sei. Ich kann 
nur sagen, dies stammt aus der Klassenkampfmot-
tenkiste und entspricht nicht unseren Erfahrungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Die Widerstände gegen die Bundeswehr in den An-
fangsjahren kamen viel weniger vom deutschen 
Arbeiter als von den Ihnen nahestehenden politi-
schen und intellektuellen Kreisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Niemand — und wir am allerwenigsten — bestreitet, 
daß der Bundesverteidigungsminister Leber einen, 
ich sage sogar: wichtigen Beitrag zur weiteren Inte-
gration der Bundeswehr in die Gesamtgesellschaft 
geleistet hat. Nur ist es geradezu absurd und gro-
tesk, meine Damen und Herren, wenn Sie sich das 
als Verdienst anrechnen. Diese Integration wäre 
schon längst vollzogen, wenn Sie nicht in den An-
fangsjahren und zum Teil bis in die Jetztzeit hinein 
Mißtrauen gegen die Bundeswehr geschürt und diese 
Kluft aufgerissen hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Schäfer, um das gleich anfangs aus-
zuräumen: Sie haben aus sehr durchsichtigen, tak-
tischen Gründen den Versuch gemacht, aus der 
Affäre Leber eine Affäre Wörner zu machen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das ist sie 
auch! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich vermute, meine Damen und Herren, daß sich der 
Kollege Schäfer dabei an einen alten militärischen 
Grundsatz erinnert hat: daß Angriff die beste Ver-
teidigung sei. Nur, Herr Schäfer, was heißt Angriff? 
Was Sie hier vorgetragen haben, war noch nicht ein-
mal ein Scheinangriff, um es ganz offen zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Dr. Schäfer [Tübingen] sowie weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

Ich kann nur sagen, für mich ist es ein Beweis dafür, 
wie schlecht es um Ihre Sache und wie schlecht es um 

Ihre Argumentation bestellt sein muß, wenn Sie auf 
diese Weise versuchen, vom Kern der Affäre, vom 
eigentlich Hauptverantwortlichen abzulenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das ist ja ein bißchen dürftig! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

Sie haben genauso wie Herr Möllemann und genau-
so wie der Verteidigungsminister Leber in seiner Re-
de vor dem Bundestag eines unterschlagen — und 
warum sagen Sie das hier nicht? —, daß nämlich 
nicht nur die militärische Führung, sondern daß auch 
die politische Führung des Verteidigungsministe-
riums durch ihren Parlamentarischen Staatssekretär 
das Kameradschaftstreffen auf dem ganzen normalen 
Dienstwege genehmigt hat und daß es dann erst vom 
Geschwader eingeleitet und durchgeführt wurde. 
Darum kann ich nur sagen: Es ist eine schlichte Täu-
schung, wenn Sie hier den Anschein erwecken, als 
hätte ich die Erlaubnis zu diesem Treffen gegeben, 
als hätte ich der Truppe gesagt: Ihr habt die Erlaub-
nis. Was ist das für ein mieser Stil, von der politi-
schen Verantwortung abzurücken und diese auf an-
dere abzuwälzen! Stehen Sie doch zu dem, was Sie 
hier gesagt und getan haben! Übernehmen Sie die 
Verantwortung, geben Sie ein Beispiel dafür! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist doch kennzeichnend, Herr Leber, für die Art 
und Weise, wie man hier versucht, sich aus der Ver-
antwortung zu schleichen. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] und 
Abg. Pawelczyk [SPD] melden sich zu Zwi

-schenfragen) 

— Herr Kollege Schäfer und auch Herr Kollege Pa-
welczyk, ich bin jetzt elf Jahre in diesem Hause. 
Ich habe bis jetzt in jeder meiner Reden Zwischen-
fragen zugelassen. Da jedoch der Herr Bundesver-
teidigungsminister Leber und auch Sie es in Ihrer 
Rede abgelehnt haben, Zwischenfragen zuzulassen, 
werde ich nach dem gleichen Prinzip verfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann kommt jene Feststellung, meine Damen und 
Herren, ich hätte in die Truppe hineinregiert. Da 
sitzen der Kollege Würtz, der Kollege Hansen, der 
Kollege Horn, der Kollege Neumann, da sitzen so 
viele Abgeordnete der SPD wie auch der FDP und 
der CDU, die gar nicht anders können, als in dem 
täglichen Geschäft, das sie zu betreiben haben, auch 
direkten Kontakt zu Kommandeuren zu haben. 
Wenn Sie das hier als den Versuch einer Einmi-
schung oder des Hineinregierens bezeichnen, dann 
bezeichne ich das als pure Heuchelei, meine Damen 
und Herren. Wir könnten unser Geschäft, die Bun-
deswehr könnte ihres nicht betreiben, wenn wir nicht 
in solcher Weise auch direkten Kontakt zur Truppe 
aufnähmen. Wenn Sie, Herr Schäfer, jetzt als eine 
Art Oberrichter hier den Versuch machen, mich da-
für zur Rechenschaft zu ziehen, dann kann ich nur 
sagen: Informieren Sie sich über das, was täglich 
geschieht, anstatt hier pure Heuchelei zu praktizie-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Aber nun zur Entscheidung des Ministers. Diese 

halte ich immer noch für den eigentlichen Hauptge-
genstand der Debatte. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das meine ich auch! 
— Zurufe von der SPD) 

Und da sind wir gleich beim ersten und, wie ich glau-
be, Herr Leber, zentralen Fehler dieser Angelegen-
heit: Die Darstellung des Sachverhalts, die Sie hier 
vor dem Parlament gegeben haben, widerspricht 
dem Ergebnis Ihrer eigenen Untersuchungen. 

(Damm [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie sagen — ich zitiere aus Ihrer Bundestagsrede — 
Sie hätten 

. . . auf Grund der Angaben der beteiligten 
Journalisten und der Einlassungen der Generale 
. . . die Überzeugung gewonnen, daß General-
major Franke in dem Gespräch vor Journalisten 
geäußert 

habe: 

Solange im Bundestag Linksextremisten und 
Kommunisten sitzen, die früher in Moskau wa-
ren, können Sie doch die Teilnahme Rudels nicht 
tadeln. 

Mir liegt Ihr eigener Schriftsatz vom 28. Dezember 
1976 an den Wehrdienstsenat vor, in dem das Er-
gebnis der Anhörung der Journalisten und der 
dienstlichen Vernehmung der beteiligten Soldaten, 
und zwar vier Soldaten — nicht nur der zwei Ge-
neräle —, enthalten ist. Daraus ergibt sich eindeutig 
— ich kann den Beweis auf Grund Ihres eigenen 
Schriftsatzes führen —, daß nicht nur alle vier betei-
ligten Soldaten, sondern auch alle vier Journalisten 
— außer dem, der die ap-Meldung gemacht hat: Herr 
Hahslach — diesen Satz aus der Meldung des Herrn 
Hahslach nicht bestätigen, sondern eine andere Dar-
stellung geben. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Unerhört! Un

-

glaublich! — Damm [CDU/CSU] : Dazu grinst 
er, der Verteidigungsminister! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn Sie schon, Herr Leber, den Aussagen von acht 
der neun Gesprächsteilnehmer keinen Glauben 
schenken, dann wäre es Ihre Pflicht gewesen, uns zu 
sagen, warum Sie zu einer anderen Auffassung ge-
langt sind, warum Sie einem glauben und nicht den 
acht anderen, Herr Leber. Das hätten Sie hier dar-
stellen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Sie müssen sich das ein-
mal vorstellen: Dieser Herr Hahslach ist von allen 
beteiligten Journalisten der einzige, der überhaupt 
nicht angehört wurde. Warum denn nicht?! 

Auch die zweite Version, die Sie in Ihrer Bun-
destagsrede gegeben haben, wonach der Satz ge-
lautet haben soll, 

Solange im Bundestag Linksextremisten und 
ehemalige Kommunisten sitzen, können Sie doch 
die Teilnahme Rudels nicht tadeln. 

bestätigt mindestens einer der Journalisten, Herr 
Thomer, überhaupt nicht, und alle vier dienstlich 

vernommenen Offiziere widersprechen ihr. Selbst bei 
dieser zweiten Version steht also Aussage gegen 
Aussage, wobei man noch wissen muß, daß im Un-
terschied zur bloßen Anhörung der Journalisten, die 
ja zwangsläufig unverbindlich bleiben muß, die Sol-
daten dienstlich vernommen wurden, d. h. durch Ge-
setz unter Strafandrohung verpflichtet waren, die 
Wahrheit zu sagen. 

Da kann ich nur sagen: Wenn Sie schon Ihren 
Soldaten keinen Glauben schenken wollten, dann 
hätte jeder unparteiische Vorgesetzte bei dieser 
Sachlage zumindest zu dem Ergebnis kommen 
müssen, daß die Unterschiedlichkeit der Aussagen 
eine Klärung dieses Falles nicht erlaubte und daß 
der rechtsstaatliche Grundsatz Platz greifen müsse: 
in dubio pro reo. Sie aber stellen sich auf die Seite 
von nur drei der fünf beteiligten Journalisten, und 
zwar ausgerechnet derjenigen, die die vereinbarte 
Vertraulichkeit des Gesprächs gebrochen 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Denunzianten!) 

und damit nicht nur entgegen einer klassischen 
Journalistenregel gehandelt, sondern — ich sage 
hier — auch entgegen dem menschlichen Anstand 
gehandelt haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Was, Herr Leber, ist das für ein Vorgesetzter, der 
vier unbescholtenen Soldaten, die sich in ihrer ge-
samten militärischen Laufbahn tadelsfrei geführt 
haben — wie sich aus den Akten ergibt —, unter-
stellt, in dienstlicher Vernehmung die Unwahrheit 
gesagt zu haben? So handelt kein Vorgesetzter, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

der es mit der Pflicht zur Fürsorge ernst nimmt und 
der unvoreingenommen ist. Allein schon dies, Herr 
Leber, zeigt: Hier wurde keine staatspolitische Ent-
scheidung getroffen, wie das die Herren Schäfer und 
Möllemann zu konstruieren versucht haben, hier 
wurde eine parteipolitische Entscheidung getroffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Hochhuth, der bestimmt nicht im Verdacht 
steht, der CDU/CSU besonders nahezustehen, hatte 
doch recht, als er in seinem offenen Brief an Herrn 
Wehner fragte: 

Ist das, was diese beiden Generale vertraulich 
gesagt haben, nach Ihrer Ansicht erstens Grund 
genug für einen Dienstherrn, Mitarbeiter weg-
zuschmeißen, die seiner Sache ein Vierteljahr-
hundert treu gedient haben? Und ist zweitens 
nicht jeder Dienstherr verpflichtet, wenn ihm 
vertraulich geführte Gespräche seiner Unter-
gebenen denunziert werden, die Denunzianten 
zur Tür hinauszuwerfen, sich aber schützend 
vor seine Mitarbeiter zu stellen? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen, Herr Leber — das geht ja weiter in 
Ihrer Bundestagsrede —, haben Sie bemerkenswer-
terweise — das kommt ja nicht von ungefähr — 
einen Zusammenhang unterschlagen, der völlig un-
bestritten ist. Ich sage Ihnen: Sie haben den Sach-
verhalt bewußt verfälscht. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Aus Feigheit!) 
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Sowohl nach der ap-Meldung wie nach der ebenfalls 
erschienenen Meldung von dpa ist in dem Ge-
spräch von den Generalen ausdrücklich und eindeu-
tig gesagt worden, daß sich die erwähnten Politiker 
gewandelt hätten. Das ist völlig unbestritten bei 
allen Journalisten; das hat auch so in allen Zeitun-
gen gestanden. Sie haben das hier unterschlagen. 
Damit ist doch deutlich, daß diesen Politikern nichts 
Belastendes vorgeworfen wurde, sondern daß sie 
als Beispiele nicht nur möglicher, sondern vollzoge-
ner Gesinnungsänderung angeführt wurden. Allein 
schon darum, Herr Leber, kann hier nicht von einer 
Verunglimpfung des Parlaments gesprochen werden, 
schon gar nicht von einer Belastung des Verhält-
nisses zwischen Armee und Parlament. Noch sind 
wir in der Bundesrepublik Deutschland nicht so weit, 
daß das Aussprechen der Wahrheit für Staatsdiener 
einen Entlassungsgrund darstellt, wenn diese Wahr-
heit der SPD nicht paßt. 

(Bravo-Rufe und anhaltender lebhafter Bei

-

fall bei der CDU/CSU) 

Professor Ernst Wolf aus Marburg — in diesem 
Hause sicher kein Unbekannter — hat dies in einem 
Leserbrief so gekennzeichnet — ich zitiere mit Ihrer 
Erlaubnis, Herr Präsident —: 

Die Ahndung rechtmäßiger Äußerungen ist ein 
Schlag gegen den freiheitlichen Rechtsstaat und 
gegen die Armee dieses Staates von unabseh-
barer Tragweite. Wenn eine derartige Maß-
nahme unwidersprochen hingenommen wird, 
kann kein Offizier und kein Beamter mehr sei-
ner Stellung sicher sein. Ich halte mich 

— schreibt Herr Wolf — 

zu dieser Klarstellung als politisch Verfolgter 
des nationalsozialistischen Unrechtregimes und 
ehemaliges Mitglied des Personalgutachteraus-
schusses für die Bundeswehr für verpflichtet. 

Die Empfindlichkeit, die Herr Leber und die Sie von 
der SPD, auch Herr Wehner, zeigen, steht doch in 
einem krassen Gegensatz zu der Art, wie Sie selber 
mit politischen Gegnern und auch mit Soldaten der 
Bundeswehr umgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier wird doch mit zweierlei Maß gemessen. 

Herr Horn greift die Offiziere der Bundeswehr an, 
und die können sich nicht wehren. Um nur ein Bei-
spiel zu nennen: In Schleswig-Holstein und in Ham-
burg wird im Wahlkampf — durch Sie nicht demen-
tiert — davon gesprochen, daß Stoltenberg, Dregger, 
Carstens, Strauß für diese Demokratie gefährlicher 
seien als die Baader-Meinhof-Bande. Und auch Sie, 
Herr Wehner, sind nicht gerade dafür bekannt, daß 
Sie hier mit dem Florett fechten. Darum kann ich 
nur sagen: Wer so handelt, hat kein Recht, sich zum 
unbarmherzigen Richter über Staatsbürger in Uni-
form aufzuschwingen, die es wagen, an einen wun-
den Punkt Ihrer Geschichte zu rühren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Darum, Herr Leber: Es gibt keine zureichende 
Rechtfertigung für Ihre Entscheidung, die Generale 
zu entlassen. Ihre Reaktion steht außer Verhältnis  

zum Anlaß. Sie haben eine krasse Fehlentscheidung 
getroffen. Genauso unsicher wie Ihre Entschei-
dung, genauso falsch waren ja auch die Begründun-
gen, die Sie gegeben haben. Ich habe sie nachge-
zählt. Inzwischen sind es 9 verschiedene Versionen, 
die Sie dem staunenden Bürger als Grund präsen-
tiert haben. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Aus Zeitgründen, aber nur aus Zeitgründen, möchte 
ich mich darauf beschränken, zwei davon herauszu-
greifen. Im „Spiegel" Nr. 46 vom 8. November 
letzten Jahres haben Sie erklärt: 

Die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 
ist ausschließlich durch ein Pressegespräch be- 
gründet .. . 

Am 12. November haben Sie in einem Artikel der 
Wochenzeitschrift „Die Zeit" die Entlassung damit 
zu begründen gesucht, daß Sie den Generalen Un-
gehorsam unterstellt haben, wovon vorher nie und 
nirgends die Rede war. In Ihrer Rede vor dem Bun-
destag wiederum taucht der Ungehorsam plötzlich 
nicht mehr auf. 

Ich kann nur sagen: So handelt ein Minister nicht, 
der seiner Sache sicher ist. Was soll der Bürger 
eigentlich glauben, wenn der Minister noch nicht 
einmal weiß, warum er die Generale nun wirklich 
entlassen hat! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieses peinliche Hin und Her zeigt doch nur eines 
deutlich: daß der wirkliche Grund der Entlassung 
ganz woanders zu suchen ist, nämlich im massiven 
Druck Ihrer eigenen Partei, die Generale zu feuern 
oder — wie Sie es bedauerlicherweise im Fernsehen 
selber formuliert haben, in dieser Woche, glaube 
ich — „rauszuschmeißen". 

Dann noch eines. Es ist ein unerhörter Vorgang, 
daß ein Minister öffentlich gegen einen Soldaten - 
dazu noch gegen einen General, also einen Soldaten 
in besonders herausgehobener Führungsverantwor-
tung — öffentlich den Vorwurf des Ungehorsams, 
also eines schweren Disziplinarvergehens, erhebt 
und sich dann weigert, ein Disziplinarverfahren ein-
zuleiten. Eine gröbere Rechtsverletzung eines Ober-
befehlshabers ist kaum vorstellbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage hier — im vollen Bewußtsein dessen, was 
ich sage — folgendes. Jeder Kompaniechef, der so 
handeln würde, würde von Ihnen, Herr Leber, und 
von jedem anderen Minister sofort abgelöst wer-
den müssen. 

(Damm [CDU/CSU] zu Bundesminister Le

-

ber: Sie gehören auch abgelöst!) 

Jeder Soldat — egal, welche Stellung er in der 
Bundeswehr hat — hat Anspruch darauf, daß bei 
einem so schwerwiegenden Vorwurf der Tatbestand 
geklärt und ihm die Möglichkeit zu rechtswirksamer 
Verteidigung gegeben wird, ehe sein Vorgesetzter 
öffentlich eine solche Behauptung erhebt. Nichts da-
von ist geschehen. Nichts! Die beiden Generale wur-
den zu diesem Vorwurf bis zum heutigen Tag über-
haupt nicht gehört, geschweige denn wurde gegen 
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sie ein Disziplinarverfahren deswegen eingeleitet. 
Sie, Herr Leber, haben sich bis zum heutigen Tag 
noch nicht einmal veranlaßt gesehen, diesen öffent-
lichen Vorwurf ebenso öffentlich wieder zurückzu-
nehmen. Das ist das allermindeste, was wir von 
Ihnen in Ihrer Eigenschaft als Vorgesetzter und 
Oberbefehlshaber der deutschen Armee erwarten. 
Tun Sie es, Herr Leber. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben es dann — auch darauf muß noch ein-
mal eingegangen werden —, im übrigen gegen den 
Rat aller Ihrer Rechtsberater für richtig gehalten, 
den Generalen nach § 22 des Soldatengesetzes die 
Ausübung des Dienstes zu verbieten. Dieser Para-
graph wird nach der seitherigen Rechtspraxis bei er-
heblichen straf- und disziplinarrechtlichen Vorwür-
fen angewandt, 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

um — ich nenne nur zwei Beispiele - zu verhindern, 
daß etwa ein Dieb oder ein Sittlichkeitsverbrecher 
während der möglicherweise langen Verfahrensdau-
er weiter Dienst in der Truppe tut. Die Anwendung 
dieses Paragraphen auf die beiden Generale ist stil-
los und in höchstem Maße diskriminierend. Meine 
Damen und Herren, man hat von den beiden Offi-
zieren beispielsweise verlangt, daß sie ihr Dienst-
zimmer nur noch in Begleitung eines Offiziers betre-
ten. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Pfui! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU: Unerhört! — Un

-

glaublich!) 

Beide haben es daraufhin abgelehnt, ihr Dienstzim-
mer überhaupt noch einmal zu betreten. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Behandelt wie 
Hühnerdiebe!) 

— Es kommt ja noch schlimmer. Beide durften sich 
weder von der Truppe noch von ihrem Stab, noch 
von ihren engsten Mitarbeitern verabschieden. Herr 
Leber, ich sage Ihnen: So geht man mit Strolchen um, 
aber nicht mit Generalen, die diesem Staat zwei 
Jahrzehnte treu gedient haben. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Unrichtig ist es auch, wenn Sie hier in Ihrer Rede 
öffentlich behauptet haben, Sie hätten ja nur diese 
zwei Möglichkeiten gehabt: entweder die Generale 
im Dienst zu lassen oder § 22 des Soldatengesetzes 
anzuwenden. Das stimmt schon deswegen nicht, weil 
Sie es in vielen anderen Fällen ganz anders prakti-
ziert haben. Ich will Ihnen aus dem großen Katalog 
all Ihrer Möglichkeiten nur einmal drei Möglichkei-
ten nennen. Sie hätten die Offiziere bitten können, 
keine Diensthandlungen mehr vorzunehmen. Sie hät-
ten Sie bitten können, Sonderurlaub einzureichen. 
Sie hätten Sie auch bitten können, ihren ausste-
henden Urlaub zu nehmen. Das haben Sie in vielen 
anderen Fällen auch getan, in diesem Fall aber nicht. 

Meine Damen und Herren, einfach lächerlich aber 
ist es, wenn Sie, Herr Leber, hier behaupten, das 
Verbleiben der beiden Generale hätte in der Truppe  

zu disziplinären Schwierigkeiten und Konflikten füh-
ren können. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Dregger 
[CDU/CSU] : Schwachsinn!) 

Das beweist mir nur eines, nämlich daß Herr Leber 
von der Situation und der Stimmung in der Truppe 
nicht mehr sehr viel Ahnung hat; denn nicht das 
Verhalten der Generale, sondern sein Verhalten den 
Generalen gegenüber hat zu einem erheblichen Ver-
trauensschwund und zu einer tiefgreifenden Verstim-
mung in der Truppe geführt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage jetzt nicht, daß Sie es so gemeint haben, 
Herr Leber; aber Ihre Äußerung und vor allen Din-
gen Ihre Entscheidung sind vielfach so verstanden 
worden, daß den Angehörigen der Bundeswehr letzt-
lich jede kritische Äußerung über Abgeordnete des 
Bundestages untersagt sei. Deswegen muß ich hier 
ein paar — jedenfalls für die CDU/CSU-Fraktion — 
grundsätzliche Feststellungen treffen. Kritik an Ab-
geordneten, Kritik an Parteien und ihren Mitgliedern 
bedeutet keine Kritik an der Demokratie und keine 
Kritik am Parlament als solchem. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer Kritik an der SPD mit Kritik am Staat gleich-
setzt, der offenbart nur eines: sein mangelndes 
Staats- und Demokratieverständnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich aus diesem Anlaß zur Meinungs-
bildung und zur Meinungsfreiheit des Soldaten fol-
gendes sagen. Wir alle haben uns für den Staatsbür-
ger in Uniform entschieden; da gibt es bis zum heu-
tigen Tag keinen Gegensatz zwischen uns, so hoffe 
ich. Das aber heißt doch wohl, daß auch Soldaten 
das Recht haben müssen, Abgeordnete zumal dann zu 
kritisieren, wenn ihre Äußerungen wahr sind und in 
der gebotenen Zurückhaltung erfolgen. Ich betone 
noch einmal, daß selbst das, die Kritik, nicht der Fall 
war, sondern daß es als Läuterung gebracht wurde. 
Wie oft — Sie, Herr Schäfer, haben das hier gerade-
zu tränenreich demonstriert — haben Sie den mün-
digen Bürger, die Innere Führung, 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das ist eine schöne 
Innere Führung!) 

den Staatsbürger in Uniform und die Meinungsfrei-
heit beschworen! Aus Ihrem Verhalten ziehe ich nur 
den einen Schluß: Die Meinungsfreiheit des Solda-
ten, wie Sie sie verstehen, hört offenbar dort auf, 
wo Ihnen diese Meinung nicht mehr paßt, und Ihre 
Praxis läuft darauf hinaus, daß Sie den Soldaten 
einen Maulkorb umbinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dabei halte ich die schlimme Folge für das Gefähr-
lichste, die diese Maßregelung auf die Dauer in der 
Bundeswehr haben muß. Schwächere Naturen unter 
den Soldaten werden sich ducken lernen und sich 
geschmeidig in Wort und Schrift dem anpassen, was 
sie von oben her als erwünscht beurteilen. Das Beste 
an der Inneren Führung geht verloren: die Zivilcou-
rage, der Mut vor Königsthronen. Wir ziehen uns 
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damit Anpasser, Opportunisten und Duckmäuser her-
an, die immer mehr Angst haben werden, ein offenes 
Wort zu riskieren, und das verträgt sich nicht mit 
dem Bild des Soldaten, wie wir es haben und wie es 
klassischer deutscher Tradition entspricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Das sagen Sie einmal 
dem Herrn Dregger! — Zuruf von der SPD: 
Sie sind ja ein ganz Radikaler! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

— Jetzt beruhigen Sie sich nur; Sie werden noch 
genügend Anlaß haben, sich aufzuregen, also ver-
schießen Sie Ihr Pulver nicht zu früh! 

Die Vorgänge waren Anlaß zu einer lebhaften 
Diskussion über die Frage: Bundeswehr und Tradi-
tion. Lassen Sie mich dazu einige Feststellungen aus 
der Sicht der CDU/CSU treffen. 

Erstens. Armee und Soldaten stehen in der Ge-
schichte unseres Volkes. Es wäre töricht und im 
übrigen auch gefährlich, diese Geschichte abschnei-
den zu wollen. Geschichte läßt sich vielleicht bewäl-
tigen, sicher aber nicht ungestraft verdrängen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Die deutsche militärische Geschichte beginnt nicht 
erst mit der Bundeswehr. Es gibt militärische Tradi-
tionen in der deutschen Geschichte vor Gründung 
der Bundeswehr, die es lohnen, gepflegt zu werden, 

(Zurufe von der SPD: Rudel!) 

und es gibt militärische Führungspersönlichkeiten, 
die es wert sind, als Vorbilder auch für Bundes-
wehrsoldaten zu gelten. Ich nenne aus der jüngsten 
deutschen Geschichte beispielsweise die Namen 
Stauffenberg, Rommel, Mölders und Beck. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Sehr richtig, aber nicht 

Rudel!) 

Aufgabe der politischen Bildung in den Streitkräf-
ten ist es, den jungen Menschen die richtigen Maß-
stäbe zur Bewertung der Geschichte zu vermitteln. 

(Zurufe von der SPD: Was sagen Sie zu 
Rudel?) 

— Beruhigen Sie sich, das kommt gleich! 

Zweitens. Es gibt auch eine traditionsbildende 
Kraft der über 20jährigen Zeitspanne, in der die 
Bundeswehr den Frieden und die Freiheit in unse-
rem Lande sicherte. Darauf kann sie stolz sein, und 
insofern besteht eine Übereinstimmung zwischen 
dem, was der Bundeskanzler in seiner Regierungs-
erklärung gesagt hat, und uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Drittens. Der noch in Kraft befindliche Traditions-
erlaß von Bundesverteidigungsminister von Hassel 
hat sich bewährt. Er liefert auch heute noch brauch-
bare Maßstäbe und ermöglicht einen politisch ver-
nünftigen und vorurteilsfreien Umgang mit der Tra-
dition. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Halten Sie 
sich daran!) 

Viertens. Die Bundeswehr hat in ihrer Alltags-
praxis über Jahre hinweg bewiesen, daß sie auch 
mit heiklen Fragen der Tradition weit besser fertig 
wird, als manche ihrer Kritiker wahrhaben wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fünftens. Wir haben diese Bundeswehr als eine 
demokratische Armee aufgebaut und wollen, daß sie 
dies bleibt. Wir werden weder linksradikale noch 
rechtsradikale Entwicklungen in dieser Armee dul-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sechstens. Wir alle in diesem Hause verabscheuen 
und verurteilen die Gewalttaten des NS-Regimes. 
Aber, Herr Schäfer, jetzt kriegen Sie das noch einmal 
von mir, und zwar von einem, der von sich sagen 
kann, daß er der Nachkriegsgeneration angehört: wir 
achten auch den deutschen Soldaten des zweiten 
Weltkrieges, der nicht minder anständig gekämpft 
hat und nicht minder guten Glaubens war als die 
alliierten Soldaten, für seine Heimat, für seine Fami-
lie und für sein Volk zu kämpfen, auch wenn mit 
diesem guten Glauben schrecklicher Mißbrauch ge-
trieben wurde. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Dr. 
Schäfer [Tübingen] [SPD] : Der aber für 
seine heutige Haltung verantwortlich ist!) 

Vor diesem Hintergrund möchte ich zum eigent-
lichen Anlaß der ganzen Affäre sagen— und jetzt 
kommt es —: Man hat aus einem unpolitischen und 
geselligen Kameradschaftstreffen und aus der Ein-
ladung des ehemaligen Geschwaderkommandore 
Oberst a. D. Rudel eine Haupt- und Staatsaffäre ge-
macht. 

(Wortwechsel zwischen Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU — Glocke des Prä

-

sidenten) 

Die Einladung von Oberst Rudel — und das war 
das, was ich auch in meinem Schreiben ausgedrückt 
habe, und dazu stehe ich, im Unterschied zu Ihnen, 
die Sie zu Ihrer politischen Verantwortung nicht 
stehen wollen —, die Einladung von Oberst a. D. 
Rudel zu diesem Kameradschaftstreffen war keine 
politische Demonstration. So war sie nicht beabsich-
tigt, so ist sie nicht abgelaufen. Wer die Bundes-
wehr und ihre Soldaten kennt, der weiß, daß sie 
nicht in Gefahr sind, von nazistischen Ideen ange-
steckt zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Weil Sie mich schon darauf angesprochen haben, 
sage ich Ihnen klar: ich habe das gesagt, ich stehe 
dazu, und ich meine weiterhin, daß Herr Rudel sich 
im zweiten Weltkrieg als tapferer Soldat geführt 
hat. Ich sage aber ebenso deutlich, daß er wegen 
seiner politischen Auffassungen, die ich schärfstens 
ablehne, nicht Leit- und Vorbild dieser Bundeswehr 
sein kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lebhafte Zu

-

rufe von der SPD) 

Ich hätte mir gewünscht, daß man nur einen gerin-
gen Bruchteil der Lautstärke dieses Protestes der 
Tatsache hätte angedeihen lassen, daß zur selben 
Zeit dem Kommunisten Biermann in stundenlangen 



474 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 11. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 3. Februar 1977 

Dr. Wörner 
Fernsehsendungen die Gelegenheit geboten wurde, 
unsere Demokratie und die frei gewählten Vertre-
ter dieses Volkes zu beschimpfen, und daß man ihm 
dafür auch noch eine monatliche Unterstützungszah-
lung der Stadt Hamburg angeboten hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Nein, Herr Leber, alle Ihre Rechtfertigungsver-
suche und Erklärungen machen nur deutlicher, was, 
wie ich meine, schon jeder weiß, was die Spatzen 
von den Dächern pfeifen: Nicht die Interessen des 
Staates, nicht die der Demokratie und schon gar 
nicht die Interessen der Bundeswehr forderten die 
Entlassung der beiden Generale. Diese zwei Sol-
daten mußten gehen, weil 40 Mitglieder der SPD 
das gefordert haben — Telegramm hin, Telegramm 
her —, und weil Herr Leber hätte möglicherweise 
selber gehen müssen, wenn er sich dieser Forde-
rung nicht gebeugt hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sehe den Kollegen Hansen hier lächelnd den 
Kopf schütteln. Da kann ich nur sagen: kommen Sie 
doch herauf und zählen Sie mal die 40 Namen auf, 
die nach Ihrer Meinung hier vorhanden gewesen 
sein sollen! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Dr.  Marx [CDU/CSU] : Herr Leber kennt 

das Telegramm nicht mal!) 

Was wir unerträglich finden, ist die Tatsache, 
daß die Anstrengungen eines Verteidigungsmini-
sters der Bundesrepublik Deutschland, sich in seiner 
eigenen Partei zu behaupten, auf Kosten verdienter 
Generale und verdienter Soldaten ausgetragen wer-
den. Das ist der eigentliche Skandal. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Leber, wir kennen uns lange genug. Wir 
haben über drei Jahre — das wissen Sie, und das 
wissen alle Kollegen hier — wesentliche Teile Ihrer 
Politik eben nicht kritisiert, wie das hier behauptet 
wurde, sondern mitgetragen, und zwar gerade ent-
gegen unserem parteipolitischen Interesse, weil wir 
der Meinung waren und sind, daß man versuchen 
muß, solange es geht, in den Grundfragen der 
Sicherheit eines Volkes die Übereinstimmung und 
die Gemeinsamkeit zu bewahren. An dieser Bereit-
schaft der CDU/CSU hat sich nichts geändert. Wer 
sich geändert hat, Herr Leber, das sind Sie, und 
zwar unter dem Druck Ihrer eigenen Partei. Wenn 
Sie wieder der alte werden, haben Sie wieder un-
sere Unterstützung. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Was uns stört, ist, daß Sie dem Druck Ihrer eige-
nen Partei inzwischen nicht mehr standhalten. Der 
Kollege Zimmermann hat das völlig richtig an Bei-
spielen dargelegt. Das zeigt auch die Tatsache, daß 
General Dr. Wagemann frühzeitig in den Ruhestand 
geschickt wird. Warum? Weil er den Linken nicht 
paßt und weil diese Kreise nun auch noch die Füh-
rungsakademie und damit die Generalstabsausbil-
dung in ihren parteipolitischen Griff bekommen wol-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Warum geben Sie nach? Warum stehen Sie nicht 
mehr, wie Sie früher gestanden haben? 

Dann geben Sie ein Interview in der „Bild

-

Zeitung" . Frage „Bild" : 

Warum haben Sie denn Wagemann nicht in 
Schutz genommen? 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich orientiere mich da am Vorbild des Herrn 
Bundeskanzlers, der die „Bild-Zeitung" hier in der 
Debatte der Regierungserklärung sehr ausführlich 
zitiert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Darauf die Antwort von Herrn Leber: 

Diesmal brauche ich ihn nicht in Schutz zu 
nehmen. Die Angriffe richten sich in Wirklich-
keit nicht gegen General Wagemann, sondern 
gegen mich. Die Stoßrichtung lautet: Der Leber 
muß fertiggemacht werden. 

(Zurufe von der SPD: Das ist Ihre Stoßrich

-

tung!) 

„Bild": 

Wer will Sie denn fertigmachen? 

(Zurufe von der SPD: Sie! — Wörner!) 

Leber: 

Es geht um die politischen Erschütterungen 
meiner Stellung. Es wird Wagemann gesagt, ge-
meint ist Leber, getroffen werden soll die Re-
gierung. 

Nun höre ich den Zwischenruf „Wörner". Das ist 
ja auch eine sehr interessante Behauptung des 
Sprechers des Bundesverteidigungsministeriums ge-
wesen, der gesagt hat, der Minister habe damit die 
Opposition gemeint. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Ich kann nur sagen: Seit wann greift die CDU/CSU 
Herrn Wagemann an? Wir haben ihn doch immer 
gegen die Angriffe Ihrer Linken in Schutz genom-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben um die Führungsakademie gekämpft. 

Das ganze Interview knüpft an einen Artikel der 
„Frankfurter Rundschau" an; das ist die erste Frage. 
Vielleicht werden Sie auch noch so weit gehen, 
die „Frankfurter Rundschau" zum Sprachrohr der 
Opposition zu machen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Aber wenn ich die „Frankfurter Rundschau" lese 
— und ich lese sie —, dann stelle ich immer fest, 
daß der Kollege Pawelczyk und der Kollege Horn 
zu den häufigsten Publizisten auf verteidigungs-
politischem Gebiet gehören. Nein, wen der Herr 
Leber hier gemeint hat, ist ganz eindeutig: Das sind 
die Kreise in seiner eigenen Partei, die seit Jahren 
an seiner Stellung in dieser Partei und diesem Staat 
sägen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer hat Ihnen denn den Wahlkreis genommen, 
Herr Leber? Waren wir das oder waren das Ihre 
Jungsozialisten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Was haben Sie denn in dem Interview mit Herrn 
Loewke erklärt? Ich könnte es hier vorlesen. Was 
haben Sie in Ihrem Interview im „Spiegel" erklärt? 
Ich will es kurz machen: 

Ich habe manchmal Schwierigkeiten in meiner 
eigenen Partei, das bestreite ich nicht. Was mir 
weh tut, ist, daß sie sich wenig mit meiner 
Arbeit als Verteidigungsminister befaßt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das haben nicht wir gesagt, das haben Sie gesagt. 

Wir glauben, daß es unerträglich für die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland ist, wenn die Hand-
lungs- und Entscheidungsfähigkeit eines Verteidi-
gungsministers der Bundesrepublik Deutschland in 
dieser Weise beeinträchtigt oder auch nur gefähr-
det wird. Das ist längst kein Problem der SPD allein 
mehr, das ist ein Problem der Sicherheit in diesem 
Staat, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben uns — nicht nur wir; sehr viele in der 
Öffentlichkeit, auch die Ihnen wohlgesonnene Publi-
zistik — doch immer und immer wieder gefragt: 
Was ist eigentlich mit Leber geschehen? Man muß 
da gar nicht weit zurückgehen. Da gibt es einen 
ganz zentralen Punkt — der Kollege Damm hat das 
hier einmal ausführlich dargestellt —, das ist jener 
Artikel, den Sie in der „Frankfurter Allgemeinen" 
über Vietnam geschrieben haben. Und was ist dar-
auf geschehen? Der Herr Wehner hat Sie daraufhin 
in Ihrer eigenen Fraktion, wie man burschikos sagt, 
gerichtet, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zu Frikassee ge
-macht!) 

und hier im Deutschen Bundestag ist der einmalige 
Vorgang eingetreten, daß der Herr Wehner das, was 
er Ihnen in der Fraktion ins Stammbuch geschrieben 
hat, in diesem Plenum wortwörtlich wiederholt hat. 
Seit diesem Zeitpunkt beobachten wir, daß Sie nicht 
mehr in der Lage sind, dem Druck in Ihrer Partei 
standzuhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Frikassee!) 

Und darum ist das nicht nur das Problem der 
SPD und nicht nur das Problem dieses Verteidi-
gungsministers, sondern ein Problem auch des Par-
teivorsitzenden, auch des Bundeskanzlers und der 
ganzen deutschen Öffentlichkeit, die endlich wissen 
will: Wie hält es die SPD mit der Verteidigung und 
mit ihrem eigenen Verteidigungsminister? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine letzte Bemerkung — auch die aus Anlaß 
dieser Debatte —: Es ist die Frage nach der Stellung 
der Bundeswehr in dieser Demokratie gestellt und 
sehr ausführlich diskutiert worden, und das ist rich-
tig. Ein deutsches Nachrichtenmagazin — der 
„Spiegel" — hat in diesem Zusammenhang eine in-
teressante These aufgestellt. Dort heißt es — und 
ich finde diese These repräsentativ für eine gewisse 
Denkungsweise —: 

Der Gründungsauftrag der Bundeswehr, erst- 
mals in der deutschen Geschichte eine Armee 

zu schaffen, die sich als fester Bestandteil eines 
demokratischen Systems versteht, scheint bei 
der wachsenden Fixierung auf das reine Mili-
tärhandwerk immer mehr zu verblassen. 

Ich sage hier, und ich sage es für die CDU/CSU: 
Diese These ist schlicht und einfach unzutreffend. 
Die Offiziere, die Unteroffiziere, die Zeitsoldaten 
und die Wehrpflichtigen sind Demokraten — so gut 
und so schlecht wie alle anderen Demokraten in 
diesem Staate auch, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Wer bestreitet das?) 

— Wer das bestreitet? Ja, meine Damen und Her-
ren, muß ich noch einmal zitieren, was der Sprecher 
des SPD-Vorstands, Heye, gesagt hat: das sei nur 
die Spitze des Eisbergs, mit anderen Worten, die 
Bundeswehr sei undemokratisch bis in ihre Grund-
festen hinein. Das war doch Ihre Behauptung! 

(Zurufe von der SPD) 

Und dann wundern Sie sich, wenn wir hier stehen 
und sagen: Die Loyalität des Offizierscorps der Bun-
deswehr — und ich sage, die Loyalität der gesam-
ten Bundeswehr — gegenüber diesem unserem 
Staat und seiner Verfassung ist nicht durch das 
Wort, ist durch die Tat in Jahrzehnten der Geschich-
te unseres Staates unter Beweis gestellt und erhärtet 
worden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Dem Einsatz dieser Soldaten verdanken wir es bis 
zum heutigen Tage entscheidend mit, daß wir frei 
und sicher auf dem Boden dieser Verfassung leben 
und arbeiten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundeswehr hat nie die Tendenz zum „Staat 
im Staate" gehabt, und sie hat sie heute weniger 
denn je. Allerdings — und das ist vollkommen na-
türlich und auch gut und richtig — spiegelt sich in 
der Bundeswehr und ihren Soldaten die ganze Mei-
nungsvielfalt unserer pluralistischen Gesellschaft. 
Natürlich — auch das sei gesagt, damit nicht erneut 
Mißverständnisse wachgerufen werden können — 
sind Wachsamkeit und politische Kontrolle — der 
Bundeswehr wie jedem anderen Instrument der 
Macht in diesem Staat gegenüber — am Platz. Dies 
wird von den Soldaten der Bundeswehr als das ak-
zeptiert, was es ist, als demokratisch legitim. Aber 
Wachsamkeit, meine Damen und Herren, bedeutet 
nicht mißtrauische Voreingenommenheit. 

Die Bundeswehr verdient unser Vertrauen, nicht 
als Vorschuß, meine Damen und Herren, sondern 
in Anerkennung ihres langjährigen demokratischen 
Engagements für die Bundesrepublik Deutschland, 
unseren demokratischen Staat. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Wir fah-
ren in der Aussprache fort. Das Wort hat der Abge-
ordnete Horn. 

(Seiters [CDU/CSU] : Wo bleibt denn Han

-

sen?) 
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Horn (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich darf im Vorspann auf eine 
Äußerung von Herrn Zimmermann eingehen. Er ließ 
sich ja in epischer Breite über einen angeblichen 
psychischen Defekt aus. Ich habe dafür sehr viel 
Verständnis; denn er ist unbestreitbar ein Meister in 
dieser Sache, er hat Erfahrungen auf diesem Felde. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich kann auch verstehen, daß Herr Wörner heute 
so temperamentvoll gesprochen hat; denn in seinen 
eigenen Reihen ist dies nicht ganz unumstritten. Er 
braucht sich nur einmal das anzusehen, was die jun-
gen Leute der Sozialausschüsse in der CDU über 
seine Äußerungen gesagt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Debatte sollte eigentlich am 10. November 
letzten Jahres geführt werden. Die sozialdemokra-
tische Bundestagsfraktion bedauert aus zwei Grün-
den, daß sie an diesem Tag nicht stattfinden konnte: 
einmal wegen der schweren akuten Erkrankung von 
Verteidigungsminister Leber. Wir freuen uns, daß 
Georg Leber diese lebensbedrohende Krankheit so 
gut überstanden hat. Wir wünschen ihm nicht nur 
weiterhin Glück und Schaffenskraft für sein verant-
wortungsvolles Amt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Heuchelei! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

sondern ich möchte zugleich auch ausdrücklich be-
tonen: Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
steht geschlossen hinter ihrem Verteidigungsmini-
ster! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU — Damm [CDU/CSU] : 

Ahlers!) 

Sie, Herr Minister, haben unser Vertrauen als un-
tadelige Persönlichkeit und überzeugter Demokrat, 
und Sie haben unser volles politisches Vertrauen 
als erfolgreicher Verteidigungsminister, der bei den 
Soldaten der Bundeswehr, der deutschen Bevölke-
rung und darüber hinaus im gesamten Ausland sich 
ein beispielloses Ansehen erworben hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir bedauern die notwendige Verschiebung auch 
aus einem anderen Grund. Die Koblenzer „Rhein

-

Zeitung", die sicherlich nicht verdächtigt werden 
kann, der SPD nahezustehen, schrieb am 11. Novem-
ber 1976: 

Die Debatte wegen der beiden Generale hätte 
am 10. November geführt werden sollen. An die-
sem Tag wurde 1943 der katholische Priester 
Johannes Prassek auf Befehl des Volksgerichts-
hofs gehenkt, weil er in seiner Gemeinde auch 
jungen Soldaten die Wahrheit über die verbre-
cherische Politik der Nazis verkündet hatte. 
Mit Prassek wurden zum Tod verurteilt und 
später hingerichtet die beiden katholischen 
Priester Lange und Müller und ihr evangeli-
scher Mitbruder Pfarrer Stellbrink . . . 

Hier fragt die Koblenzer „Rhein-Zeitung" zu Recht: 
„Warum ist Prassek vergessen und Rudel aktuell?" 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vor diesem Hintergrund ist das von der Opposi-
tion inszenierte Schauspiel geradezu makaber. 

(Beifall bei der SPD) 

Georg Leber hat in seiner gesamten Amtszeit immer 
rückhaltlos und, wenn es sein mußte, auch rück-
sichtslos den ihm überantworteten Verfassungsauf-
trag ausgeführt und Staatspolitik vor Parteipolitik 
gestellt. Die CDU dagegen hat die staatspolitische 
Verantwortung rein parteitaktischen Erwägungen 
geopfert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Dies ist doch, meine Damen und Herren, die harm-
loseste Feststellung, die wir Ihnen gegenüber in 
diesem Zusammenhang treffen können. Oder müs-
sen Sie sich die viel schwerer wiegende Frage stellen 
lassen: Welches Staatsverständnis und welches Ver-
ständnis von der Rolle der Bundeswehr in einer De-
mokratie haben Sie eigentlich? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das hohe Ansehen des Sozialdemokraten Georg 
Leber — und in diesem Zusammenhang sprechen wir 
heute wegen Ihres Mißbilligungsantrags — und seine 
Popularität sind den Unionsparteien ein Dorn im 
Auge. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deshalb wollen sie diesen bewährten Minister öf-
fentlich heruntersetzen. Weil die Opposition aus par-
teitaktischen Gründen zu feige ist, sich öffentlich da-
zu zu bekennen, will sie die Verantwortung für 
dieses traurige Schauspiel ausgerechnet Lebers 
Freunden aus seiner eigenen Partei zuschieben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ahlers!) 

Mit Zwangskonstruktionen und bestellten Verleum-
dungsaktionen der Springer-Presse soll der Bevöl-
kerung suggeriert werden, daß der Verteidigungs-
minister in Teilen seiner Partei mißliebig ist. Weil 
das Vorgehen gegen den Bundesverteidigungsmini-
ster selbst in den Reihen der Union umstritten ist, 
werden hier Dolchstoßlegenden gezimmert und völ-
lig haltlose Unterstellungen in die Welt gesetzt. 

Doch diese Dolchstoßlegende wird an ihrer Glaub-
würdigkeit scheitern. Ein deutscher Geschichtsphilo-
soph sagte vor 150 Jahren: Die Geschichte wieder-
holt sich in vielen Abläufen; das erstemal ereignet 
sie sich als Tragödie, und beim zweiten Mal entartet 
sie zur Groteske. — Was die Unionsparteien hier 
versuchen, ist die Wiederholung der Geschichte mit 
der Dolchstoßlegende — und was übrigbleibt, ist nur 
eine Farce. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Übrigens : Die China-Reisenden der Opposition 
hätten in diesem Zusammenhang ruhig das Mao

-

Wort beherzigen sollen: Wer diesen Stein aufhebt, 
dem wird er auf die Füße fallen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Ihr Mao-Zitat ist falsch!) 

Wir Sozialdemokraten lassen keinen Keil zwischen 
Georg Leber und uns treiben. Wir haben in der Ver-
gangenheit seine Politik mitverantwortet und mitge- 
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tragen. Wir werden auch heute bei dieser Abstim-
mung zu ihm stehen. Und er kann sich auch in Zu-
kunft auf uns verlassen — so wie wir uns auf ihn 
verlassen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — La

-

chen bei der CDU/CSU) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion wird 
sich mit der gleichen Entschiedenheit auch dagegen 
verwahren, daß die Auseinandersetzung um die 
Entlassung der Bundeswehrgenerale Krupinski und 
Franke zu einer Krise der Bundeswehr hochstilisiert 
wird. Es handelt sich hier um das Fehlverhalten von 
zwei Generalen, das zu notwendigen Konsequenzen 
führt. In einer Demokratie ist das Volk der Sou-
verän. Es kann nicht angehen, daß zwei Generale 
die Wahlentscheidung der Bürger in einer mißlichen 
Deutung vorwegnehmen. 

Die Soldaten aller Teilstreitkräfte erfüllen nicht 
nur ihre Pflicht, sondern sie haben bei internationa-
len Tests bewiesen, daß sie jedem Vergleich mit 
anderen Armeen im Bündnis standhalten. Sie haben 
damit in vorbildlicher Weise zur Friedenssicherung 
beigetragen und verdienen daher den vollen Respekt 
und das Vertrauen unserer Bürger. 

(Beifall bei der SDP und der FDP) 

Alle demokratischen Parteien haben in den letzten 
20 Jahren um die Integration der Bundeswehr in die 
Gesellschaft gerungen. Wir gehen sicher alle davon 
aus, daß die Bundeswehr ein Spiegelbild unserer 
Gesellschaft ist. Diese Feststellung wird übrigens 
auch durch Meinungsumfragen innerhalb unserer 
Bevölkerung bestätigt. Es gibt weder ideologische 
Überhöhung des Soldatentums, noch sind negative 
Vorurteile verbreitet. Die Rolle des Soldaten in der 
Gesellschaft ist heute von einer Selbstverständlich-
keit gekennzeichnet, wie dies noch nie in der deut-
schen Geschichte der Fall war. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Gerade weil diese Voraussetzungen zutreffen, kann 
und wird es einzelnes Fehlverhalten in der Bundes-
wehr wie in anderen Gesellschaftsbereichen geben. 
Dies erfordert dann allerdings Konsequenzen, die 
im Sinne unserer demokratischen Staatsverfassung 
notwendig sind. Der Inspekteur der Luftwaffe hat im 
Zusammenhang mit der Beurteilung des Vorgangs 
eine unmißverständliche Aussage gemacht. Ich zi-
tiere: 

Der Minister hat daher Konsequenzen ziehen 
müssen. Er hat eine Entscheidung getroffen, die 
politisch unvermeidbar war und die ich des-
halb respektiere. 

Zurückweisen muß ich ganz entschieden, daß mit 
der Entlassung dieser beiden Generale Duckmäuser

-

tum gezüchtet werde, wie es Herr Wörner vorhin 
gesagt hat. Dann würden nämlich alle diejenigen ho-
hen Offiziere und Generale, die diesen Schritt ge-
billigt haben, hier zu Duckmäusern erklärt, und dies 
ist eine Sache, die nicht angeht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Wir stimmen dem zu, was die allermeisten Kom-
mentare der In- und Auslandspresse zu dieser Ent-

scheidung ausführen und was die Koblenzer „Rhein

-

Zeitung" präzise formulierte: 

Die Entlassung der Generale war nicht angemes-
sen, sondern notwendig. Wenn Oppositions-
führer Kohl meint, es sei mit einem Verweis 
Lebers an die beiden Offiziere und mit deren 
Entschuldigung bei Wehner getan, so zeugt das 
zwar von einer freundlichen Gesinnung; an der 
politischen Aufgabe, die zu lösen ist, zielt sie 
vorbei. Es geht um den guten Geist der Bundes-
wehr. 

Ich ergänze: es geht um den guten Geist und um den 
guten Ruf unserer Bundeswehr, der gewahrt werden 
muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Und an anderer Stelle heißt es in der zitierten Zei-
tung: 

Statt sich an Lebers richtiger Entscheidung zu 
reiben, täte Oppositonsführer Kohl gut daran, 
die Rolle seines vorgeplanten Verteidigungs-
ministers Wörner in dieser Affäre zu prüfen, 
der doch dazu beigetragen hat, daß Krupinski 
und Franke sich so sicher fühlen durften. 

Bezeichnend dafür ist auch die Aussage jenes Herrn 
Rudel, der erklärte: „Wenn Wörner Verteidigungs-
minister geworden wäre, dann wären die beiden 
Generale heute noch in ihrem Amt." In der „Quick" 
hat Wörner dies auch noch bestätigt. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Jawohl, sehr gut! 
Das wären sie auch noch!) 

Diese organisierte Affäre macht zweierlei sicht-
bar. Ohne die fragwürdigen Initiativen von Herrn 
Wörner wäre das Treffen mit Rudel nicht zustande 
gekommen. Oder hat etwa der Kommandeur des 
Geschwaders Immelmann, Oberst Schade, gelogen, 
als er in Bremgarten sagte 

(Abg. Damm [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— nein, ich halte mich genau an die Regeln, die 
heute morgen von allen Seiten gesetzt wurden —: 

(Beifall bei der SPD — Damm [CDU/CSU] : 
Sehr schwach!) 

Gerne hätte ich an dieser Stelle den Bundes-
tagsabgeordneten Wörner, dem wir vieles für 
das Zustandekommen dieses Treffens verdan-
ken, begrüßt. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Eben!) 

Welche Rolle spielen Sie denn hier eigentlich, Herr 
Wörner? Sind Sie der Ankläger, sind Sie der Rich-
ter? Sie sind zugleich der eigentliche Täter. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Damm 
[CDU/CSU] : Welche Rolle hat denn Schmidt 

[Würgendorf] gespielt?) 

Meine Damen und Herren, Herr Wörner hat sehr 
bemerkenswerte Talente entfaltet, die ihn zwar 
befähigen, die Rolle des Dorfrichters Adam aus 
dem „Zerbrochenen Krug" zu übernehmen; aber für 
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das Amt des Verteidigungsministers ist er überfor-
dert. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Lachen bei der CDU/CSU) 

Dies ist doch nicht das einzige Beispiel. Herr 
Wörner, was denken Sie sich eigentlich dabei, 
wenn Sie eine Wehrübung dazu mißbrauchen, um 
Wahlkampfpolitik zu betreiben? Das stellt doch 
einen eklatanten Verstoß gegen das Soldatengesetz 
dar. Auch Bundestagsabgeordnete sind als Wehr-
übende Soldaten mit allen Rechten und Pflichten. 
Wie wollten Sie denn im Falle eines Wahlsieges 
der Unionsparteien von unseren Soldaten Gehor-
sam verlangen, wenn Sie selbst in so offenkundi-
ger Weise das Soldatengesetz durchbrechen? 

(Beifall bei der SPD) 

In Ihrer Person, Herr Wörner, war ein Mann 
zum Aspiranten für das Amt des Verteidigungs-
ministers benannt worden, der in dem hinter uns 
liegenden Wahlkampf die wohl unerträglichste 
Bürgerkriegsparole in die Welt gesetzt hat: „Nur 
noch wenige Stunden, dann ist Deutschland frei", 
heißt die Überschrift eines von Herrn Wörner her-
ausgegebenen Pamphlets, 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

von dem sich selbst der Parteivorsitzende distan-
ziert hat. 

(Pfui-Rufe bei der SPD — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD]: Unerhört ist so etwas!) 

Diese Form der Auseinandersetzung findet ihre 
Parallele nur noch in totalitären Systemen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ja, meine Damen und Herren, da wird nämlich der 
politische Gegner nicht angegriffen, sondern es wer-
den Feindbilder produziert, und es wird mit dem 
Stilmittel der Verteufelung gearbeitet. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie wollen Sie es eigentlich verantworten, Herr 
Wörner, daß Sie als Parlamentarier sich an der 
Spitze der politischen Führung vorbei unmittelbar 
an den Inspekteur der Luftwaffe wenden und ihn 
auffordern, ein Geschwadertreffen mit Herrn Rudel 
in der Bundeswehrkaserne durchzuführen? Warum 
bringen Sie damit einen Soldaten in einen Konflikt, 
den Sie redlicherweise auf der parlamentarisch-poli-
tischen Ebene austragen müßten? Das ist doch das 
Entscheidende. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Wörner [CDU/ 
CSU] : Sie sagen die Unwahrheit! — Damm 
[CDU/CSU] : Das ist unwahr, was Sie 

sagen!) 

Herr Wörner setzt sich für das Traditionstreffen mit 
Herrn Rudel in einer Kaserne ein und erklärt in 
einem Schreiben an den Inspekteur der Luftwaffe: 
„Ich kenne die politischen Auffassungen von Oberst 
a. D. Rudel nicht." Wenn das zutrifft, muß man sich 
doch fragen, welch unbefangene politische Dumm-
heit aus solchen Worten spricht. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Sogar im Freistaat Bayern stehen die Bücher des 
Herrn Rudel auf dem Index der jugendgefährdenden 
Schriften. Außerdem bezeugen Sie Herrn Rudel dann 
Ihren „hohen Respekt vor der herausragenden 
Tapferkeit und der vorbildlichen soldatischen Hal-
tung". Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wir wissen, daß es im letzten Krieg nicht nur Tapfer-
keit, sondern auch sehr viel Anstand bei unseren 
Soldaten gegeben hat. Ich möchte Ihnen ein persön-
liches Wort sagen. Ich komme aus einer Familie, bei 
der zeitweilig alle vier Söhne draußen im Krieg 
waren. Zwei meiner Brüder sind gefallen. Ich würde 
das Ansehen meiner eigenen Brüder herunterset-
zen, wenn ich ihnen nicht Tapferkeit, Anstand und 
Mut zubilligte. Aber von Ihnen brauchen wir in 
dieser Hinsicht keine Nachhilfestunden. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Rudel als Vorbild für die Bundeswehr — welch 
eine Schmähung für tapfere Soldaten, wie Sie sie 
genannt haben, wie Rommel, Beck und Stauffenberg. 
Man höre sich ruhig einmal die Äußerungen von 
Herrn Rudel an, die er gerade über die genannten 
Soldaten gemacht hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie beklagen in einem Aufsatz über das sicherheits-
politische Konzept der Union den Wertneutralismus 
in unserem Erziehungssystem und fordern, wir 
dürften uns nicht scheuen, Vergleiche zwischen 
Demokratie und Diktatur zu ziehen, aus Angst, wir 
könnten den Entspannungsprozeß stören. Selbstver-
ständlich müssen wir uns als Demokraten der stän-
digen geistig-politischen Auseinandersetzung mit 
den Diktaturen stellen, aber mit jeder Form der 
Diktatur. Dann kann man auch nicht unverbesser-
liche Nationalsozialisten wie Herrn Rudel zu Leitbil-
dern der Bundeswehr stilisieren; dies trifft dann 
unsere Bundeswehr selbst. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer tut das 
denn?) 

— Was soll denn das andere Wort von der Tapfer-
keit und der vorbildlichen soldatischen Haltung die-
ses Mannes, das ausgesprochen worden ist? 

(Damm [CDU/CSU] : Warum hat Schmidt 
[Würgendorf] das genehmigt?) 

— Aber Herr Damm, Sie sollten doch nicht nur 
ständig mit den Drüsen denken, Sie können auch 
ruhig einmal den Kopf dazu nehmen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU] : Das ist kein parlamentarischer Still) 

Tapferkeit muß auch die Ziele mit einbeziehen, 
für die sie eingesetzt wird, oder sie entartet zur 
Landsknechtmoral. Ein Landsknecht ist aber das 
exakte Gegenbild zum Staatsbürger in Uniform. Es 
verstößt gegen die Grundsätze der Inneren Füh-
rung. Dies höhlt die Voraussetzungen aus, unter 
denen die Soldaten ihre Pflicht erfüllen. Die Wert-
ordnung für die der Soldat gegebenenfalls bereit 
sein muß, sein Leben einzusetzen, muß von den 
Bürgern und den Soldaten der Bundeswehr gemein-
sam erlebt und getragen werden. Wer dem zuwider-
handelt, der zerstört die Grundlagen, auf denen die 
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Bundeswehr aufgebaut wurde. Hier unterscheiden 
wir uns auch sehr klar von bestimmten Kreisen der 
CDU und selbstverständlich auch der CSU in der 
Frage des Geschichtsbewußtseins und Traditions-
verständnisses. Zu unserer Geschichte im soldati-
schen Bereich gehören Gerhard von Scharnhorst und 
General von der Marwitz, sein damaliger Kontra-
hent, Ludwig Beck und Ludendorff, Graf Stauffen-
berg und Rudel. Zu unserer Geschichte gehören 
sogar Hitler und Himmler. Unsere Geschichte kön-
nen wir uns nämlich nicht auswählen. Zu ihr müssen 
wir uns bekennen, meine Damen und Herren. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Sehr gut! — Wei

-

tere Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Aber die Frage nach der Tradition verlangt von 
uns Entscheidungen hinsichtlich der Leitbilder in 
Staat und Bundeswehr. Hier werden wir doch von 
den Bürgern gefragt. Wenn Traditionswerte in die 
Zukunft reichen sollen, dann werden wir, besonders 
auch von den jungen Bürgern dieses Staates und 
auch von unseren europäischen Verbündeten, ge-
fragt. Deshalb gehören zu den Leitbildern der Bun-
deswehr Scharnhorst, Beck und Stauffenberg, nicht 
aber Ludendorff und Rudel. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Tradition der Bundeswehr darf sich nicht an 
unfreiheitlichen und damit falschen Leitbildern 
orientieren. Worin besteht denn die „vorbildliche 
soldatische Haltung" bei einem Mann wie Rudel, 
der heute noch Personen und Ideen verherrlicht, die 
unser Volk und Europa in eine unvergleichliche 
Katastrophe stürzten, der in niederträchtiger Weise 
die Widerstandskämpfer gegen Hitler besudelt? Die 
Demokratie ist die einzige Staatsform, die den poli-
tischen Irrtum zubilligt, aber Unverbesserliche wie 
Herr Rudel haben keinen Platz in der Gemeinschaft 
der Demokraten. Sie haben auch keinen Platz in 
unseren Kasernen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir können in unserer Geschichte auf ehrenhafte 
Vorbilder soldatischer Tradition zurückgreifen. Die 
Bundeswehr selber besteht ja nun auch schon mehr 
als 20 Jahre. Sie kann mit mehr Selbstbewußtsein 
auch auf gute eigene Traditionen zurückgreifen und 
ist in der Lage, neue und überzeugende Traditionen 
zu entwickeln und zu gestalten. Bundespräsident 
Heuss sagte am 12. März 1959 vor Soldaten: 

Eine Tradition selber zu schaffen, ist viel 
schwieriger, aber auch großartiger, als sie in 
den Resten und Formen verjährter Gesinnung 
zu suchen und zu pflegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In dieser Auffassung stimmten bisher alle Parteien 
des Deutschen Bundestages überein. Dies war für 
unseren Staat und seine Streitkräfte gut. Mit der Er-
öffnung einer neuen und gefährlichen Traditions-
kette wurde dieser Grundkonsens von Ihnen, Herr 
Wörner, durchbrochen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr richtig!) 

Das Verhalten von Herrn Dr. Wörner in der 
Rudel-Affäre hat übrigens auch noch eine außen-

und bündnispolitische Dimension: Norwegen, Däne-
mark, Holland, Belgien, Luxemburg, Frankreich und 
Italien gehören zu den besetzten Ländern des wahn-
sinnigen Eroberungskrieges Hitlers. Dies sind heute 
unsere Verbündeten in der Nordatlantischen Allianz. 
Ihnen gegenüber wie auch den leidgeprüften Völ-
kern Mittel- und Osteuropas gegenüber müssen wir 
zu unserer Geschichte stehen — nicht in einer Kol-
lektivschuld, sondern in einer Solidarität der Schuld 
und des guten Willens, um miteinander Belastungen 
der Vergangenheit abzutragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer die kritische Reaktion im Ausland, gerade auch 
bei unseren Bündnispartnern, auf diese Vorgänge 
verfolgt hat, kann diese Besorgnis nicht einfach bei-
seite schieben. Wer die politischen Aktivitäten Ru-
dels duldet und unterstützt, wird bei unseren Freun-
den und Partnern im Ausland unglaubwürdig. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich fasse zusammen: Erstens. Das Verhalten des 
CDU-Abgeordneten Dr. Wörner im Zusammenhang 
mit der Affäre Rudel, Krupinski, Franke ist skanda-
lös und stellt die bisherige Solidarität der demokra-
tischen Parteien im Deutschen Bundestag in Frage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
und Zurufe von der CDU/CSU) 

Zweitens. Das Verhalten prominenter Unionspoli-
tiker zeigt Auswirkungen im Ausland, besonders 
auch bei unseren Bündnispartnern. Die Sozialdemo-
kratische Partei wird im Interesse unseres Staates 
bestrebt sein, Schaden von unserem Volk abzuwen

-den. 
(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Drittens. Die SPD-Bundestagsfraktion weiß, daß 
die Haltung beider Generale nicht typisch ist für das 
Denken der Bundeswehr. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Viertens. Die SPD erkennt die Leistungen der 
Bundeswehr zur Sicherung des Friedens und der 
Freiheit unseres Volkes an. Respekt und Vertrauen 
sind die überzeugenden Grundlagen unseres Ver-
hältnisses zur Bundeswehr. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Fünftens. Die Integration von Bundeswehr und 
Gesellschaft ist die Voraussetzung für die Verteidi-
gung unseres freiheitlichen demokratischen Rechts-
staates. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sechstens. Bildung und Ausbildung in der Bundes-
wehr müssen an freiheitlichen und rechtsstaatlichen 
Grundsätzen orientiert sein. Der Primat der Politik 
ist unumstößlich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Siebtens. Verteidigungsminister Georg Leber hat 
das uneingeschränkte Vertrauen der Sozialdemokra-
tischen Partei und unserer Bundestagsfraktion. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD — Dr. 
Wörner [CDU/CSU] : Geisterbeschwörung! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 
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Das Überzeugen der jungen Bürger von der Not-
wendigkeit der Landesverteidigung, die Überwin-
dung der Kluft von Arbeiterschaft und Soldaten und 
das hohe internationale Ansehen von Georg Leber 
sind die Grundlage unseres Vertrauens für den Ver-
teidigungsminister. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Seine Entscheidung, die Generale Krupinski und 
Franke in den Ruhestand zu versetzen, war richtig 
und notwendig. Die SPD-Bundestagsfraktion steht 
geschlossen hinter Georg Leber und weist den Miß-
billigungsantrag der CDU/CSU deshalb entschieden 
zurück. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Wir fah-
ren in der Aussprache fort. Das Wort hat der Abge-
ordnete Jung. 

Jung (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Auffassung der Freien 
Demokratischen Partei zu diesem Problem wurde 
heute von meinem Kollegen Möllemann in so her-
vorragender Weise dargelegt — — 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Wörner, Sie lachen. Ich empfehle 
Ihnen, morgen das Protokoll nachzulesen, um den 
Unterschied zwischen der verteidigungspolitischen 
Substanz der Rede von Herrn Möllemann und des 
polemischen Blabla, das Sie von sich gegeben ha-
ben, zu erkennen; 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

denn das, was Sie geboten haben, zwingt mich ge-
radezu, einmal auf den parlamentarischen Aspekt 
hinzuweisen. Das war doch der zweite Aufguß — in 
etwas umgestellter Form — dessen, was wir schon 
vor zweieinhalb Monaten von Ihnen in der Presse 
gelesen haben, als Sie Ihre damals nicht gehaltene 
Rede veröffentlichten. Ich möchte einmal daran 
erinnern, daß die Funktion des Parlaments von 
Ihnen durch diesen außenparlamentarischen Vor-
griff auf die damals verschobene Debatte untergra-
ben wurde. Sie und Herr Zimmermann haben dem 
Ansehen des Parlaments geschadet, und zwar nur 
aus einer Profilierungssucht heraus, die nicht zu 
verantworten ist. 

(Simpfendörfer [SPD]: Sehr richtig: Profi

-

lierungssucht! — Damm [CDU/CSU] : Steht 
das wirklich in Ihrem Manuskript?) 

— Ich habe Ihren Zwischenruf nicht verstanden, 
sonst würde ich gerne darauf eingehen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Ob das in Ihrem 
Manuskript steht?) 

Sie haben das Fatale der ganzen Geschichte an-
scheinend gar nicht erfaßt. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Doch, doch!) 

Ich darf daran erinnern, daß die entscheidende 
Frage bereits in der Presse gestellt wurde: Ob es 

diesem Parlament gelingt, seine Reputation zu er-
halten oder ob es sich — wie es den Anschein 
hat — den Boden unter den Füßen wegzieht? Das 
Fatale daran ist, daß Sie, Herr Dr. Wörner, damit 
auch eine Tendenz stärken, die in der Haltung zu-
mindest eines der beiden entlassenen Generale, 
nämlich des ehemaligen Generalmajors Franke, so 
peinlich zum Ausdruck kam. Denn die Nennung 
des Namens eines Mitglieds dieses Parlaments ist 
doch, beispielhaft gegeben, eine Mißachtung die-
ses Parlaments. Darauf kommt es doch an, dieses 
deutlich zu machen, und das hat auch der Verteidi-
gungsminister als die Grundlage seiner Maßnahme 
hier dargelegt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Wo 
leben wir denn? Mehr Demokratie hat mal 

einer versprochen!) 

— Natürlich, mehr Demokratie. Ich werde Ihnen 
auch zeigen, wo im Verhalten von Generalen die 
Demokratie deutlich wird. Hier kann von Demo-
kratie keine Rede sein, sondern es war eine 
Instinktlosigkeit, um nicht zu sagen Flegelhaftig-
keit, in dieser Weise vor die Öffentlichkeit zu 
treten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das erinnert mich doch fatal an einen Ungeist, der 
in der Weimarer Zeit das damalige Parlament her-
untersetzte. Ich will die Begriffe nicht wiederholen, 
die in dieser heutigen Haltung zumindest wieder 
erkennbar werden. 

Herr Kollege Wörner, Sie haben das anscheinend  
nicht kapiert. Sie haben auch vorher bei Ihrem 
Quer-in-die-Bundeswehr-Hineinregieren, wie es der 
Herr Minister nannte und was hier von einigen 
Kollegen noch einmal unterstrichen wurde, nicht 
begriffen, worum es eigentlich geht. Sie haben 
auch heute versucht, die Äußerungen des Generals 
umzudeuten. 

Auch haben Sie in der Darstellung Ihrer Haltung 
zu Rudel versucht, den Begriff des politischen Irr-
tums zu interpretieren. Dazu darf ich Ihnen sagen: 
Zu dem Problem des politischen Irrtums hat die im 
letzten Krieg aus Vertretern des öffentlichen Lebens 
in den Vereinigten Staaten gebildete Kommission 
für Pressefreiheit folgendes ausgeführt: „Die Ach-
tung vor dem politischen Irrtum hat die Unterstel-
lung zur Voraussetzung, daß der Irrende in Wirk-
lichkeit ein Wahrheitsuchender ist." Dies aber, 
meine Damen und Herren, kann man in diesem Fall 
wirklich nicht unterstellen. Wenn Sie, Herr Kollege 
Wörner, von diesem Ansatzpunkt aus argumentiert 
hätten, dann alle Achtung! Aber was tun Sie denn? 
Sie tun das Gegenteil. Sie argumentieren mit Unter-
stellungen. Das ist auch einfacher; man braucht 
sich nicht an Fakten zu halten. 

Wenn es Ihnen mit der Sorge um die Bundeswehr 
wirklich ernst ist, frage ich mich: Wem nützt denn 
dies alles? Hier muß ich doch feststellen: am aller-
wenigsten der Bundeswehr, Herr Dr. Wörner! Dies 
ist zu bedauern. Denn wir erleben hier ein Verwirr-
spiel, von Ihnen offensichtlich nicht deswegen 
inszeniert, um einen Schlußstrich unter die leidige 
Generalsaffäre zu ziehen und sie in Anstand zu 
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Ende zu debattieren, sondern deshalb, um weiterhin 
im Trüben fischen zu können, um parteipolitisches 
Kapital daraus zu schlagen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Denn Sie haben hier in unverantwortlicher Weise 
die Institution Bundeswehr in den Strudel der Par-
teipolitik hineingezogen. Wir, die Freien Demokra-
ten — das erkläre ich hiermit —, werden diesen 
Weg nicht mitgehen. 

Wenn Sie, Herr Kollege Wörner, in Ihrem „sehr 
beachtlichen" Interview in der „Quick" die vertei-
digungspolitische Präsenz der FDP als nicht existent 
bezeichnet haben, haben Sie natürlich die partei-
politische Präsenz der FDP in der Bundeswehr ge-
meint. Letzterem stimmen wir allerdings zu. In der 
Substanz hat Ihnen heute mein Kollege Möllemann 
die notwendige verteidigungspolitische Antwort zu 
diesem Thema gegeben. Ich meine, Sie sollten so 
anständig sein, nicht um des parteipolitischen Kapi-
tals willen Äpfel und Birnen zu verrechnen, wie Sie 
das tun, und die Öffentlichkeit weiter zu verunsi-
chern. Sie sollten dieses Problem vielmehr mit Fak-
ten ausräumen. 

Was ist denn geschehen? Erstens. Eine klare Wei-
sung des Oberbefehlshabers im Frieden wurde von 
einem General nicht befolgt. Dies ist militärischer 
Ungehorsam. Dieser muß bestraft werden, auch 
wenn dieses Faktum erst später bekannt wurde. 
Hier, so meine ich, müßten wir in Übereinstimmung 
auch mit der Opposition feststellen: Dies muß ge-
schehen, gleichgültig, ob es sich um einen Gefreiten, 
einen Feldwebel, einen Oberleutnant oder einen Ge-
neral handelt. 

Zweitens. Zwei Generale haben sich später dann 
in der Öffentlichkeit dem ganzen Parlament gegen-
über — das war politisch instinktlos — ungebühr-
lich verhalten. Der ehemalige General Krupinski hat 
nicht nur den eben erwähnten Ungehorsam began-
gen, sondern er hat auch insofern falsch gehandelt, 
als er als aktiver General auch und vor allem wegen 
des Ansehens der Bundeswehr dafür sorgen mußte, 
daß auf seine Loyalität zur Demokratie kein Schatten 
fällt. Es geht hier also nicht daraum, zwei Generalen 
den Mund zu verbieten. Es geht darum, ihr Loyali-
tätsverständnis zu erforschen. Als Bürger können die 
Herren Franke und Krupinski Meinungen äußern 
und Urteile abgeben, wie und wann immer sie wol-
len. Als Generale der Bundeswehr in zentralen Po-
sitionen handeln sie unentschuldbar, wenn sie in 
Uniform vor Journalisten treten und derartige Ver-
gleiche und Beurteilungen vortragen. Schon vom Sol-
datengesetz her wird ihre politische Aktivität einge-
schränkt. Generalssterne fordern das Einhalten eines 
gewissen Rahmens erst recht! Wer sich dem nicht 
unterwerfen will, hat die Konsequenz zu tragen. 

Hinzu kommt, daß es in diesem Fall nicht bei Wor-
ten blieb, sondern offensichtlich Handlungen vorlie-
gen, die als Täuschung, mit Sicherheit aber als gro-
be Illoyalität gegenüber der politischen Führung an-
zusehen sind. Diese Situation ist aber nicht von un-
gefähr entstanden. Die Beteiligung des in Militär-
angelegenheiten exponierten Oppositionsvertreters 
Herrn Wörner ist e i n Kennzeichen dafür, das der 
Affäre folgende Hin und Her zwischen Krupinski  

und Limberg ein anderes. Ich will das nicht vertie-
fen. 

Wegen der angeblichen Führungsqualität der bei-
den Generale wollte Herr Wörner die Angelegen-
heit dann „unter vier Augen" geregelt haben, eine 
Angelegenheit, die durch eigenes unverantwortli-
ches, um nicht zu sagen, dummes Verhalten der bei-
den Betroffenen eine so weite und breite Publikation 
erfahren hat. 

Meine Kolleginnen und Kollegen von der Oppo-
sition, ich empfehle Ihnen, hier einmal bei einem 
Ihrer Parteifreunde nachzulesen, der das verteidi-
gungspolitische Geschäft von der Pike auf gelernt 
hat. Es ist Herr Rommerskirchen, der nicht mehr hier 
unter uns weilt. Er stellte fest, daß militärische Füh-
rungsqualität nicht allein durch Sachqualifizierung 
ausgewiesen ist. Er legt dar, daß soldatische Berufs-
erfüllung mehr als sogenanntes modernes Manage-
ment ist. Er stellt fest, daß nur derjenige Gehorsam 
fordern sollte, der selbst bereit ist, seine Pflicht ge-
wissenhaft zu erfüllen. Hier wird der Zusammen-
hang mit dem Begriff „Charakter" im Sinne Kant-
scher Wertung deutlich. Der bekannte Slogan „Es 
geht nicht um Charakter, sondern um den Abschrek-
kungseffekt", den man aus den Ausführungen des 
Herrn Zimmermann heute früh wieder so deutlich 
heraushören konnte, ist nach Rommerskirchens und 
auch nach meiner Auffassung — ich schließe mich 
ihm hier an — keine diskutable Alternative. Die 
besondere Integrationspflicht gegenüber der politi-
schen Ordnung, die es bei einem Zerstörungs- oder 
Ablösungsversuch von außen sogar unmittelbar zu 
verteidigen gilt, duldet in geistig-politischer Hin-
sicht kein schizophrenes Verhalten. Diesen Erkennt-
nissen Ihres Parteifreundes sollten, ja, müßten Sie 
sich verpflichten, und diese Prinzipien dürfen nicht 
billiger parteipolitischer Gründe wegen aufgegeben 
werden. Derartige parteipolitische Gründe, Herr Kol-
lege Wörner, dürfen auch nicht herhalten, um Un-
ruhe und Verunsicherung in die Bundeswehr hinein-
zutragen, wie Sie es leider getan haben. Etwa der 
Versuch von vorhin, die Routineverabschiedung des 
Generals Wagemann zu einer Personalisierung der 
Wehrpolitik zu nutzen, führt auf einen gefährlichen 
Holzweg. Das sage ich Ihnen. Die Pensionierung des 
Kommandeurs der Führungsakademie zum 1. Okto-
ber trifft ihn nicht mehr und nicht weniger wie an-
dere Generale seines Jahrgangs. 

Der Versuch, der in den letzten Tagen auch in 
der Öffentlichkeit unternommen wurde, über MAD- 
Spekulationen parteipolitische Pluspunkte zu sam-
meln, ist bösartiger, weil hier nicht nur ein gut 
arbeitender Abwehrdienst ins Gerede gebracht wird, 
sondern weil hier Angehörige der Bundeswehr ge-
geneinander ausgespielt werden. Das Verhalten der 
Opposition, den Abwehrdienst, der von Sachken-
nern als der effektivste der drei Dienste bezeichnet 
wird, in die parteipolitische Auseinandersetzung 
zu zerren, ist besonders verwerflich. 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 
SPD) 

Nun hat aber diese Angelegenheit eine Wendung 
erfahren, die man mehr als Eigentor der CDU/CSU 
bezeichnen kann. Ich will das hier nicht weiter aus- 
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breiten, sondern die ganze Aufklärung den politi-
schen Gremien überlassen, die dazu berufen sind. 
Ich muß hier einmal in aller Schärfe fragen: Meine 
Damen und Herren von der Opposition, warum 
haben Sie sich mit diesen Vorwürfen gegen den 
MAD nicht an das Vertrauensmännergremium des 
Deutschen Bundestages gewandt? 

Verteidigungsminister Leber hat — das möchte 
ich hier noch einmal unterstreichen — richtig ge-
handelt, Verteidigungsminister Leber hat auch im 
Interesse dieser unserer Bundeswehr völlig richtig 
gehandelt. Herr Kollege Wörner, Sie brauchen uns 
hier über Tradition und über Achtung vor denen, 
die im Krieg ihre Pflicht erfüllt haben, nichts zu 
sagen. Hierzu teile ich die Meinung von Herrn 
Kollegen Horn: Wir können uns hier nicht selbst 
ständig auf die Schultern klopfen. Herr Minister 
Leber hat also völlig richtig gehandelt, und ich 
appelliere hiermit an alle in diesem Haus, im Inter-
esse der Selbstachtung und des Ansehens dieses 
Parlaments diese Haltung des Ministers Leber zu 
unterstützen und den Antrag auf Drucksache 8/2 
der Opposition abzulehnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Bundesverteidigungsminister. 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ich habe die 
Debatte von Anfang an bis an diesen Punkt mit 
Aufmerksamkeit verfolgt. Ich weiß, daß es hohe 
Tage in der parlamentarischen Demokratie sind, 
wenn das Parlament Anlaß nimmt, sich so, wie es 
hier mit einem Antrag geschieht, mit der Exeku-
tive auseinanderzusetzen. Erlauben Sie mir, daß ich 
zunächst etwas wiedergebe, was ich wahrgenommen 
habe. Ich habe nirgendwo herausgehört, daß der 
Antrag oder ein Redner sich gegen die Verteidi-
gungspolitik gewandt haben, für die ich seit vier-
einhalb Jahren als Person mit Verantwortung trage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist mir bis jetzt auch von keiner Seite eröffnet 
worden, daß das Anlaß zu Mißtrauen kein könnte. 
Unsere Bundeswehr ist heute größer, als sie vor 
viereinhalb Jahren war, unsere Bundeswehr ist 
heute stärker, als sie vor viereinhalb Jahren war, 
unsere Bundeswehr genießt im Lande und in der 
Welt heute mehr Achtung, als sie vor viereinhalb 
Jahren genoß. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Unsere Soldaten gehen seit einigen Jahren natür-
lich, mit erhobenem Haupte wie andere Bürger 
durch das Land und sind nicht nur hier, sondern 
auch an internationalen Tischen geachtete Soldaten. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Und vorher?) 

— Ich habe Ihnen zugehört, verehrter Herr Kollege. 
Sie sollten sich dazu bequemen können, mich auch 
anzuhören! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Wörner [CDU/CSU]: Ich höre ja zu! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Rolle, die die Bundesrepublik Deutschland 
im Bündnis spielt, ist durch hohes Vertrauen und 
durch intime Zusammenarbeit mit unseren Bündnis-
partnern gekennzeichnet, vor allen Dingen mit dem 
wichtigsten Bündnispartner, nämlich den Vereinig-
ten Staaten von Amerika. Dies hat hier auch nie-
mand in Frage gestellt. 

Ich will das in einem Satz zusammenfassen: wo 
es notwendig ist, daß wir versuchen, optimale Lei-
stungen zu erbringen, können wir vorzeigen, was 
wir tun. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der Antrag wendet sich gegen eine Entscheidung, 
die ich getroffen habe, nämlich gegen meinen Vor

-

schlag, zwei Generale in den einstweiligen 
Ruhestand zu versetzen und ihnen die Ausübung 
des Dienstes zu untersagen. Die Gründe, die ich 
dazu habe, habe ich am 19. Januar dem Deutschen 
Bundestag mitgeteilt. Ich kann sie hier nicht noch 
einmal vortragen, und ich habe keine anderen vor-
zutragen als die, die ich hier mitgeteilt habe. Des-
halb kann ich darauf verzichten, sie jetzt zu wieder-
holen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe die letzten drei Monate miterlebt. Es ist 
übrigens nicht uninteressant: in den letzten drei 
Wochen ist das die dritte Debatte, in der einem 
europäischen Verteidigungsminister das Mißtrauen 
ausgesprochen werden soll; das ist also anschei-
nend eine Serie. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU] : Aber doch mit sehr 
unterschiedlichen Gründen! — Weitere Zu

-rufe von der CDU/CSU) 

Ich habe in den letzten drei Monaten vernommen, 
welch riesige Wellen die Entlassung von zwei Ge-
neralen ausgelöst hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In der Bundes

-

republik!) 

— Ja, das zeichnet die Bundesrepublik sicher aus. 

Erlauben Sie mir, daß ich zunächst mit etwas be-
ginne, was hier auch nicht in Streit gezogen wor-
den ist: es hat niemand die Legalität meiner Hand-
lung in Streit gezogen. Der Verteidigungsminister 
muß sich an das Gesetz halten. Nach dem hier be-
schlossenen Gesetz habe ich das Recht, einen Ge-
neral jederzeit ohne Angabe von Gründen in den 
einstweiligen Ruhestand zu versetzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies ist nicht einmal eine diskriminierende Maß-
nahme, sondern ist ein Führungsinstrument des Ver-
teidigungsministers, hier und in der ganzen Welt. 
Ohne dieses Führungsinstrument kann man nicht 
gute Armeen leiten. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Sie reden am 
Thema vorbei!) 

Lassen Sie mich nun einmal darstellen, was sich 
wie ereignet hat. Es ist nicht uninteressant. 

Ich war am 23. Oktober auf Einladung meines 
französischen Kollegen bei ihm in Dinard. Wir wa-
ren an der atlantischen Küste und hatten dort Ge- 
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spräche zu führen. Während ich mit ihm am Tische 
saß, kam die Meldung: In Bremgarten findet ein 
Traditionstreffen statt, an dem auch Herr Rudel 
teilnimmt. Ich habe meinem Adjutanten, der mir das 
mitteilte gesagt: Ich kann mir keine Vorstellung 
machen von dem, was da vor sich geht; sagen Sie 
den Herren bitte, daß ich verlange, daß dort keine 
Dummheiten gemacht werden. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Wörner 
[CDU/CSU] : Na also! — Wohlrabe [CDU/ 

CSU] : Das ist ein Führungsstil!) 

— Hören Sie nur gut zu! 

(Damm [CDU/CSU] : Das war vernünftig! 
Dabei hätten Sie bleiben sollen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe am 26. Oktober in einer Abteilungsleiter -
konferenz einen genauen Bericht über das bekom-
men, was dort vor sich gegangen war. Nachdem ich 
diesen Bericht gehört hatte und mir klar darüber 
war, daß hier einige Dinge geschehen waren, die 
sehr wohl danach drängten, daß man Schlußfolgerun-
gen daraus zog — in dem Sinne: es muß darauf 
geachtet werden, daß sich das nicht wieder ereig-
net —, habe ich in dieser Abteilungsleiterkonferenz 
in Anwesenheit aller Inspekteure der Bundeswehr 
eine Entscheidung getroffen, die lautet: Ich wünsche, 
daß dieses Kapitel abgeschlossen ist, der Aktendek-
kel wird zugemacht; es kommt überhaupt nichts da-
bei heraus, wenn wir weiter darin bohren. Dies war 
am 26. Oktober etwa um 11 Uhr. 

Der Stellvertretende Inspekteur der Luftwaffe hat 
diese meine Weisung „Der Aktendeckel ist zu schlie-
ßen" — und damit hatte ich mich vor alles ge-
stellt, was dort geschehen war — telefonisch dem 
Kommandierenden General der Flotte in Köln mit-
geteilt. 

Ich konnte nicht wissen, daß der eine Viertel-
stunde später vor einem Kreis von Journalisten, die 
er selbst ausgewählt und selbst eingeladen hatte, 
der Tragödie zweiten Teil eröffnete, nämlich das, 
was ich vor einer halben Stunde abgeschlossen hatte, 
erneut zum Gegenstand von Erörterungen mit Jour-
nalisten machte und damit die eigentliche Proble-
matik schuf. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Die haben das zum 
Gegenstand von Erörterungen gemacht?) 

Wenn er sich daran gehalten hätte, dann hätte es 
das Ganze nicht gegeben. 

Ich habe von diesem Hintergrundgespräch, wel-
ches am 26. Oktober stattfand, zum ersten Mal bei 
einer gesellschaftlichen Veranstaltung in Bonn am 
27. Oktober abends erfahren. Ich habe dann am 
28. — das war ein Donnerstag — eine breite Presse-
welle zur Kenntnis genommen, die sich mit diesem 
Gegenstand befaßte. Am Donnerstag und Freitag 
wurden in der Presse Vorwürfe erhoben wie „Der 
Zauderer auf der Hardthöhe", „Der Verteidigungs-
minister hat immer noch keine Entscheidung getrof-
fen", „Die Generale müssen raus" und wer weiß was 
alles. 

Ich habe mich von nichts treiben lassen, von über-
haupt nichts, auch nicht von Telegrammen, ob sie 
aus München kamen oder aus Bonn; und von Mün-
chen kamen mehr als von Bonn. Ich habe das getan, 
was in einer solchen Situation nötig ist: Ich habe 
den Disziplinarvorgesetzten der beiden Generale, 
nämlich den Inspekteur der Luftwaffe, und den Ab-
teilungsleiter, der die Personalabteilung leitet und 
zur Ausübung des Richteramtes die Voraussetzungen 
hat, beauftragt, eine ordentliche Anhörung vorzu-
nehmen. 

Nachdem das geschehen war, habe ich am Tag 
danach zusammen mit dem jetzigen Generalinspek-
teur der Bundeswehr, dem Inspekteur der Luftwaffe 
und dem Leiter der Personalabteilung noch einmal 
alle Beteiligten angehört, soweit ich die Journali-
sten, die daran beteiligt waren, zum Gespräch in 
Bonn einladen konnte; bis auf einen sind sie auch 
alle dagewesen. 

Am Freitag abend hatte ich einen Eindruck von 
dem, was geschehen war, durch die Aussagen und 
das, was mir mitgeteilt worden war. Ich habe dann 
am Freitag abend ein Gespräch mit dem Herrn Bun-
deskanzler geführt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

— Dies gehört sich in einer geordneten Regierung, 
meine Damen und Herren. Da müssen Sie nicht 
„aha" sagen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe nach dem Gespräch mit dem Herrn Bundes-
kanzler, nachdem ich mir klar war, was hier vor 
sich gegangen war, 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Der Kreis schließt 
sich!) 

nicht entschieden, sondern den Samstag und den 
Sonntag benutzt, um das alles noch einmal zu über-
denken. Ich habe nicht nervös entschieden, wie das 
so schön in den Zeitungen geschrieben wurde, 
sondern ich habe am Samstag und Sonntag das 
Ganze in Ruhe bedacht. Dann habe ich die Entschei-
dung getroffen — es war alles zwischen uns be-
sprochen —: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vor dem Nach

-

denken!) 

Die Herren müssen in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt werden. Die Versetzung wird bei dem Herrn 
Bundespräsidenten beantragt, weil ihr Verbleiben 
im Dienst nicht mehr möglich ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber Sie hatten 
das doch gar nicht gesagt!) 

Diese Entscheidung war zulässig, sie liegt in mei-
nem Ermessen. Ich habe im Rahmen der Legalität 
gehandelt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Trotz

-

dem war es falsch!) 

— Ich gebe zu, dies ist eine Ermessensentschei -
dung. Dazu möchte ich Ihnen gerade etwas sagen. 

Lassen Sie mich folgendes sagen, Herr Kollege 
Wörner, nicht polemisch, sondern nur, weil das 
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nicht stehen bleiben darf. Ich habe Ihnen aufmerk-
sam zugehört. Sie haben gesagt, ich hätte eine par-
teipolitische Entscheidung getroffen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Das ist richtig!) 

Ich muß Ihnen sagen: bis zu der Zeitungsmeldung 
im Januar, daß Herr Krupinski in die CDU einge-
treten ist, 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das ist auch nicht die 
Frage!) 

habe ich mich nie mit dessen parteipolitischer Auf-
fassung überhaupt vertraut gemacht. Das habe ich 
damals erst gelesen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie dürfen mir hier nicht parteipolitische Handlun-
gen unterstellen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich möchte Ihnen noch etwas sagen. Wenn das 
mit den Entlassungsgründen so gewesen ist, wie Sie 
es hier dargestellt haben, dann möchte ich gern 
wissen: Wieso waren denn die deutschen Zeitungen 
alle so empört, die sich doch auf das gründeten, 
was Ihnen ihre am Gespräch beteiligten Kollegen 
mitgeteilt hatten? 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Herr Leber, hier 
ist Ihr eigener Schriftsatz!) 

Warum sind denn die beiden Generale nicht zu 
mir gekommen und haben gesagt: „Herr Minister, 
in der Presse werden ungeheuerliche Behauptungen 
aufgestellt. Das können wir nicht auf uns und der 
Bundeswehr sitzen lassen. Wir bitten Sie um 
Rechtsschutz" ? — Wenn sie gekommen wären, hätte 
ich nichts lieber getan, als sie gegen ungerechtfer-
tigte Angriffe zu verteidigen. Sie hätten jeden 
Rechtsschutz bekommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
und Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber die Herren kamen nicht. Die Herren kamen 
nicht! 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Welch ein Stil! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Im Gegenteil, meine Damen und Herren, nach den 
Aussageprotokollen — und ich erlaube mir hier 
keinen Vertrauensbruch — und nach dem, was alle 
an den Anhörungen Beteiligten wissen, haben beide 
Generale gesagt: Der Minister kann uns nicht hal-
ten. Das war ihr eigener Eindruck. 

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört! — Das 
müßte der Herr Wörner doch auch wissen!) 

Meine Damen und Herren, ich muß ein zweites 
zurechtrücken. Herr Wörner hat vorhin unter viel 
Beifall in dramatischer Art geschildert, wie die bei-
den in einer sehr unfairen Weise das Haus hätten 
verlassen müssen. Ich habe nachfragen lassen; ich 
mache das ja nicht selbst, wenn Generale aus der 
Tür hinausgehen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Ich habe eben vom Inspekteur der Luftwaffe dienst

-

lich gemeldet bekommen: Es hat niemand eine Wei

-

sung gegeben oder bekommen über das, was die 
Herren zu tun hatten und wie das vonstatten ging. 
Lediglich der General Franke hat darum gebeten, 
daß er von einem Offizier begleitet wird. 

(Hört! Hört! und weitere Zurufe von der 
SPD — Dr. Wörner [CDU/CSU] : Das ist 
schlicht und einfach unzutreffend! — Wei

-

tere Zurufe) 

Und nun lesen Sie einmal, was Sie daraus gemacht 
haben! — Dies ist mir vor einer halben Stunde vom 
Inspekteur der Luftwaffe gemeldet worden, der ja 
mitgehört hat, was Sie hier gesagt haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Wörner [CDU/CSU] : Unglaublich!) 

Lassen Sie mich jetzt bitte noch auf drei Dinge 
hinweisen, die für mich, ohne daß sie zentral Ge-
genstand meiner Entscheidung gewesen wären, im 
Hintergrund von hohem Rang gewesen sind ;  das 
Parlament muß das wissen. 

Erstens. Ich hatte am 26. Oktober den Akten-
deckel dieses Kapitels zugeschlagen. Dies wußten 
die beteiligten Herren. Sie haben ihn wieder auf-
geschlagen, indem sie das Hintergrundgespräch 
führten. Meine Damen und Herren, ich habe zu ver-
traulichen Hintergrundgesprächen meine eigene, 
sehr persönliche Auffassung, und deshalb bin ich 
sehr sparsam damit. Meine Sache ist es nicht, mich 
mit dem Ehrenkodex von Journalisten auseinander-
zusetzen; das ist deren Sache. Als Verteidigungs-
minister, der auch die Dienstaufsicht über Generale 
hat, sage ich Ihnen hier allerdings: Ich erwarte, daß 
auch ein General in einem Hintergrundgespräch 
nichts sagt, was er notfalls nicht im Vordergrund, 
unter den Scheinwerfern der Öffentlichkeit durch-
stehen kann! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ein General hat eine so hohe Stelle und in Zweifels-
fällen eine so ungeheuer hohe Verantwortung, daß 
man bei ihm so viel Klugheit voraussetzen muß, 
daß er auch weiß, was er in Hintergrundgesprächen 
sagen darf und was er nicht sagen darf. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber dies ist kein Entlassungsgrund; es kennzeich-
net nur den General. 

Lassen Sie mich ein zweites sagen, was für mich 
sehr wichtig gewesen ist. Es ist gesagt worden: Der 
Leber hat unter Druck gestanden. Meine Damen und 
Herren, von dieser Seite des Hauses und von dieser 
Seite des Hauses überhaupt nicht! Überhaupt nicht! 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP — 
Dr. Kohl [CDU/CSU] : Aber, Herr Leber, das 

glauben Sie doch selbst nicht!) 

Ich will Ihnen aber sagen, unter welchem Druck ich 
gestanden habe. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Warum haben Sie 
es dann in der „Bild"-Zeitung gesagt?) 

— Wenn es einen Druck gegeben hat, dann durch 
das permanente Emporkonjugieren dieses Vorfalls 
zu einer Affäre in bestimmten Teilen der deutschen 
Presse, die hier nicht nur interpretiert und berichtet, 
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sondern in einer Weise, wie ich es selten erlebt 
habe, agiert hat, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ferner möchte ich Ihnen gern einen Punkt nennen, 
der auf mich persönlich sehr gewirkt hat. Im Juni 
des vergangenen Jahres hatte sich etwas ereignet, 
was mich sehr betroffen hat. Der Generalinspekteur 
der Bundeswehr, Admiral Armin Zimmermann, wur-
de plötzlich in schlimmer Weise krank. Er mußte sich 
ins Krankenhaus begeben und sich einer lebensge-
fährlichen Operation am Kopf unterziehen. Wir, die 
wir das wußten — das waren nicht viele —, haben 
das sorgsam gehütet, weil wir in den Sommer-
monaten kein öffentliches Gerede haben wollten. 
Wir haben mit ihm gehofft und gebangt und wuß-
ten, daß es nicht gut stünde; ich auch. Ich habe dann 
im Juli und August — lassen Sie sich das einmal 
zeigen — bitterste Vorwürfe in angesehensten Zei-
tungen gelesen, sogar in teueren, hochrenommierten: 
Handlungsunfähiger Verteidigungsminister! Unter 
wessen Druck steht der Mensch eigentlich? Der ist 
sogar nicht mehr fähig, Personalentscheidungen zu 
treffen! 

Wissen Sie, was war? Ich wußte, wie es um den 
Mann bestellt war, und ich wollte zeigen, daß je-
mand, der Soldat ist und seine Pflicht tut, nicht weg-
getan wird und ausgewechselt wird, wenn er mal 
krank geworden ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich wollte, meine Damen und Herren, daß die Bun-
deswehr im Umgang mit ihrem höchsten Soldaten, 
der krank geworden war, zeigt, daß sie fähig ist, eine 
Lücke auszufüllen, ohne jemand gleich zu ersetzen, 
wenn ihm etwas Menschliches geschieht. Ich wollte 
zeigen, daß man in dieser Armee auch einmal in 
Ruhe krank sein kann, notfalls in Ruhe sterben 
kann und nicht ausgewechselt wird! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das hat doch hiermit 

nichts zu tun!) 

Nun sage ich Ihnen, warum ich Ihnen das hier mit-
geteilt habe, Ich war tief betroffen, meine Damen 
und Herren, als ich Nachrichten darüber erhielt, daß 
General Krupinski in demselben Hintergrundge-
spräch, in dem er an die Adresse eines Mitglieds des 
Deutschen Bundestags diese verletzende Bemerkung 
machte, sich in verletzender, abwertender und er-
niedrigender Weise über den todkrank darnieder-
liegenden Generalinspekteur Armin Zimmermann 
ausgelassen und sich mit Journalisten, ohne daß das 
seines Amtes war, über dessen Nachfolger unter-
halten hat. Das ging ihn überhaupt nichts an! 

(Pfui-Rufe von der SPD — Seiters [CDU/ 
CSU]: Das ist ja auf einmal eine ganz neue 
Version! — Zurufe von der CDU/CSU: Das 
ist doch peinlich! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Nein, das ist keine neue Version. Ich sage Ihnen 
ja nur, was ich von dem Mann halte, vor den Sie 

sich hier stellen, und woher ich meine Kenntnisse 
über ihn nehme. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Wörner [CDU/CSU] : Unglaublich! — Seiters 

[CDU/CSU] : Peinlich!) 

Meine Damen und Herren, wer so wenig Takt hat, 
wie dieser Mann bei dem Hintergrundgespräch mit 
Journalisten bewiesen hat, den hätte ich, wenn es 
keine anderen Gründe gäbe, schon wegen mangeln-
den Anstands aus der Bundeswehr hinausgeschmis-
sen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Wörner [CDU/CSU] : Das ist die zehnte Ver

-

sion, die Sie hier bringen! — Seiters [CDU/ 
CSU]: Das ist unwürdig! — Dr. Stark [Nür

-

tingen] [CDU/CSU] : Zurücktreten! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Wörner, bei mir zu Hause gibt es ein altes 
Sprichwort. Es heißt: Sage mir, mit wem du um-
gehst, und ich sage dir, wer du bist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Seiters [CDU/CSU] : Das ist Sudelei, was 
Sie machen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Ich möchte Ihnen gern einen dritten Punkt sagen, 
der für mich bei meiner Meinungsbildung nicht im 
Vordergrund stand, aber doch entscheidend war; Sie 
sollten das wissen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Wer hat ihn denn 
zum Flottenchef gemacht? Sie doch!) 

— Ich habe ihn zum Flottenchef gemacht. Das ist 
doch ein Beweis dafür, daß ich gegen den Mann 
nichts hatte — bis zu dem Augenblick, da er sich 
danebenbenommen hat, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Ein Schwächling! — Zuruf 

von der CDU/CSU: Noch eine Version!) 

Lassen Sie mich Ihnen hier bitte einen dritten 
Punkt sagen, der heute morgen bei fast allen Red-
nern Gegenstand von Erklärungen und Bemerkun-
gen gewesen ist. Mein Bezug in allen wesentlichen 
Dingen, seit ich mich um Politik mitbemühe, ist in 
wichtigen Entscheidungen der Staat gewesen. Ich 
habe in vielen ernsten Fällen da Maß genommen 
und mich dort orientiert. Sie können meinen Weg 
über drei Jahrzehnte zurückverfolgen; dann werden 
Sie viele Maßstäbe finden. 

(Rawe [CDU/CSU] : Schlimm, wie Sie sich 
in den letzten Jahren entwickelt haben! — 
Gegenruf des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] 

[SPD]: Dummes Geschwätz!) 

Dies meine Damen und Herren, mag sehr persön-
lich sein, was ich jetzt hinzusage. Aber hier hängt 
der Mann fest, der gegenwärtig Bundesverteidi-
gungsminister ist. 

Ich will Ihnen das erklären. Ich komme aus der 
Gewerkschaftsbewegung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wissen wir!) 
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Ich habe mich, als ich jünger war, mit anderen viel 
damit befaßt, woran denn wohl die erste deutsche 
Demokratie von Weimar untergegangen ist. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU] : An Weh

-

ner!) *) 

Das Ergebnis lautet: — — 

(Lebhafte Oho- und Pfui-Rufe bei der SPD) 

— Der Zwischenrufer hat gesagt, an Herrn Wehner 
sei die Weimarer Demokratie kaputtgegangen. 

(Zuruf von der SPD: Ordnungsruf! — Wei

-

tere erregte Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, der Zwischenruf und der Rufer 
waren hier nicht festzustellen. Ich werde feststellen, 
wer einen Zwischenruf gemacht hat. 

(Allgemeine Unruhe — Abg. Sauer [Salz

-

gitter] [CDU/CSU] meldet sich durch Hand

-

zeichen) 

— Herr Abgeordneter Sauer, ich rüge Ihren Zwi-
schenruf. 

(Franke [CDU/CSU] : Die Weimarer Repu

-

blik ist an den Nazis und an den Kommuni

-

sten kaputtgegangen! — Anhaltende allge

-

meine Unruhe) 

— Meine Damen und Herren! Das Wort hat der Herr 
Bundesverteidigungsminister. 

Leber, Bundesminister der Verteidigung: Meine 
Damen und Herren, Sie haben mich ja heute morgen 
nicht mit Seidenhandschuhen angefaßt. Ich denke, 
es gehört doch wohl zum parlamentarischen Spiel, 
daß Sie, ohne aufgeregt zu werden, mir einräumen, 
daß ich meine Meinung sage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Kohl [CDU/CSU] : Selbstverständlich!) 

Ich war dabei, zu erklären, welcher wichtige Punkt, 
den ich zum Maßstab nehme, für mich noch eine 
Rolle gespielt hat. Ich bin der Überzeugung, daß die 
erste deutsche Demokratie vor allem deswegen ein-
gerissen werden konnte, weil in diesem Staat das 
Verhältnis zwischen der Arbeiterschaft, vor allen 
Dingen der organisierten Arbeiterschaft, und der be-
waffneten Macht nicht in Ordnung war und von da 
negative Einflüsse auf die Stabilität des Staates 
ausgingen. 

(Beifall bei der SPD) 

Daran habe ich nun seit zweieinhalb Jahrzehn-
ten gearbeitet. Das ist keine Erfindung für heute. 
Die einen hatten den alten, gar nicht mehr aktuel-
len Leitsatz „Diesem Staat keinen Mann und keine 
Patrone" noch nicht ganz überwunden — das ist 
alles nicht leicht zu hören —, und die anderen hat-
ten keinen Bezug dazu. Wissen Sie, es gab da in 
der Armee einen Kasino-Witz, der heute noch nicht 
vergessen ist. Er lautete: „In Berlin jewesen, Reichs-
tag jesehen, herzlich jelacht, Herr Kamerad!" Das 

*) Laut Mitteilung des Abg. Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) 
lautete der Zwischenruf: „Auch Herr Wehner!" 

war das Verhältnis der Armee zum Parlament. Das 
konnte nicht gutgehen. Deshalb war der Staat 
schwach; deshalb konnte er eingerissen werden. 

Hier liegt mein Ansatz. Ich habe auf vielen Ge-
bieten versucht, Gräben zuzumachen, wo Gräben 
in unserem Volk sind, weil es genügt, daß von Nord 
nach Süd Gräben durch unser Volk gezogen sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe deshalb auch eine lange Strecke und 
wertvolle Teile meines Lebens — einiges davon 
ist hier im Bundestag aktenkundig, wie wir um die-
se Dinge gerungen haben, einschließlich der Not-
standsgesetze, für die ich Speerspitze gewesen bin 
— für die Lösung mancher Probleme eingesetzt, und 
dies nicht nur aus spielerischen Gründen, sondern 
weil ich weiß, daß die Stabilität dieses Staates in 
hohem Maß davon abhängt, ob es gelingt, einen 
Konsens zwischen der großen Mehrheit der Bevöl-
kerung, ihren arbeitenden Teilen, und der Armee 
zustande zu bringen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Was wir hier erreicht haben, meine Damen und 
Herren, ist uns in unserer Gegenwart in einem so 
hohen Maß gelungen, daß aus fast allen Ländern 
der westlichen Welt mit Staunen hierher geguckt 
wird. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Mir kommen die 
Tränen!) 

Dies ist das, was unserer Bundeswehr ihren Status 
in diesem Land verschafft hat. Dies ist das, was 
unseren Staat von der Weimarer Demokratie u. a. 
auch unterscheidet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich will Ihnen zum Beweis für das, was ich hier 
meine, keine langen Geschichten erzählen, sondern 
ein Erlebnis schildern. Ich habe in den letzten vier-
einhalb Jahren regelmäßig auch hohe Gewerk-
schaftsführer bei mir auf der Hardthöhe zu Besuch, 
und wir haben offen über alles gesprochen. Bei 
einer solchen Gelegenheit, bei der wir über die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland sehr 
intim miteinander gesprochen haben, tauchte nicht 
die Frage auf, die von dort erwartet wird: Ist es 
nicht möglich, das Ganze vielleicht 5 Milliarden DM 
billiger zu machen?, sondern die Frage von Gewerk-
schaftsführern an die Adresse der Soldaten lau-
tete: Reicht das auch aus, was wir tun, um die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland so zu 
gewährleisten, daß wir ruhig schlafen können? 

Meine Damen und Herren, wenn das früher ein-
mal möglich gewesen wäre, wäre das nicht passiert, 
was dann kam. 

Nach einem solchen Gespräch standen wir zusam-
men. Der Vorsitzende einer der größten Gewerk-
schaften sagte zu mir: Ich mußte vorhin daran den-
ken, daß wir 1949 bei der Gründung des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes in München waren und Hans 
Böckler damals sagte: „Wenn dieser Staat jemals 
wieder in Gefahr kommt, werden wir für ihn auf 
die Barrikaden gehen." — Als er das sagte, be-
merkte der Generalinspekteur der Bundeswehr, der 
dabeistand: „Herr Loderer" — jetzt wissen Sie 
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auch, wer das war —, „wenn Sie jemals auf Barri-
kaden gehen müßten, weil dieser Staat in Gefahr 
wäre, dann, sage ich Ihnen, würden Sie dort nicht 
allein stehen, sondern ich, Armin Zimmermann, 
würde neben Ihnen stehen." — Ich habe daraufhin 
gesagt: Wenn das so ist, wenn das so geklärt ist, 
dann, sage ich Ihnen, braucht in diesem Staat in der 
Zukunft niemals wieder jemand daran zu denken, 
daß er auf Barrikaden gehen muß, wenn nämlich 
der Konsens zwischen Arbeiterschaft und Armee da 
ist. Meine Damen und Herren, diesen haben wir 
geschaffen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD 
und der FDP) 

Ich weiß, daß es auch in der Opposition viele 
Frauen und Männer gibt — hier sitzen nicht nur 
Gegner von mir, sondern auch Freunde —, die wis-
sen, daß es so ist, wie ich es hier sage, und die 
wissen, daß das eine Sache ist, auf die der Staat 
wohlgegründet ist. Dies ist ein hohes Gut, um des-
sen Bewahrung wir uns alle miteinander mühen 
sollten. Es muß — jetzt kommt der Punkt — ver-
hindert werden, daß das, was gerade erst zustande 
gekommen ist, durch neues Mißtrauen, das gesät 
wird, wieder in Frage gestellt werden kann. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deshalb geht es hier nur im Vordergrund um Herrn 
Krupinski und um Herrn Franke. Dahinter steht 
viel mehr, nämlich ob es zwischen Teilen dieses Vol-
kes und Teilen dieses Parlaments oder diesem Par-
lament und der Macht, die Waffen trägt, wieder 
neues Mißtrauen geben kann. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU] : Das ist doch nicht 
richtig! Das ist doch falsch! Sie schaffen 

Mißtrauen!) 

Davor muß sich jeder hüten, auch in Äußerungen, 
die er tut. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dieser Staat, für den auch ich mich geradezustehen 
bemühe, ist der Staat, so wie er verfaßt ist! Das ist 
der Staat eines freien und fleißigen, arbeitsamen 
Volkes. Es ist der Staat eines Volkes, das eine 
Armee braucht, die seinen Frieden schützt, damit 
es sich in Freiheit entfalten kann. Das ist nicht der 
Staat von Herren, die eine Gesinnung zum Ausdruck 
bringen, wie ich sie Ihnen jetzt verlesen werde. Es 
ist die Abschrift einer Rede, die der Herr, den Herr 
Zimmermann vorhin noch in Schutz genommen hat, 
am 24. Mai bei einem Treffen auf der Staufenburg 
gehalten hat. Er sagte: 

Man sagt heute so viel, wohl ein pensionierter 
General der NATO, 

— damit ist General Steinhoff gemeint, ein hochver-
dienter, tapferer Soldat, der General der Bundes-
wehr war — 

er sprach vom Widerstand der Luftwaffe. Wer 
Frontsoldat wie ich war, der weiß genau, daß es 
keinen Widerstand gegeben hat. Das ist also 
Unsinn. Wenn er allerdings die Leute meinte, 
die schon müde geworden sind, dann kann ich 
ihm nur recht geben. Im übrigen ist der Mann 

— gemeint ist General Steinhoff — 

nur der beste Beweis, daß wir nicht in der Lage 
waren, die Welt anzuführen, sondern das den 
Russen und den Amerikanern überlassen muß-
ten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, nun sage ich Ihnen dazu: 
solange ich mit dem Eid, den ich hier vor dem Bun-
destag geleistet habe, Verantwortung für die Bun-
deswehr trage, kommt dieser Kerl nicht in deutsche 
Kasernen hinein, jedenfalls nicht mit meiner Zu-
stimmung. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Und nun sage ich Ihnen etwas zur Tradition: Dieser 
Herr Rudel kann so viele Panzer abgeschossen ha-
ben, wie er will; als Demokraten ist er für uns ein 
untaugliches Lehrstück. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich werde mich auch in Zukunft bemühen, meine 
Pflicht zu tun, auch wenn sie unbequem ist. Die Bun-
desrepublik Deutschland darf sich nicht wünschen, 
einen bequemen Verteidigungsminister zu haben. 
Ich werde mich auch in Zukunft bemühen, meine 
Pflicht zu tun. Ich werde mich bemühen, daß das, 
was gerade gewonnen worden ist, nicht durch fal-
sche Stichworte wieder in Gefahr gebracht wird. 
Darauf habe ich geachtet. Dafür stehe ich ein. Das 
werde ich auch in Zukunft so halten. Ich bitte um 
das Vertrauen des Deutschen Bundestages. 

(Langanhaltender stürmischer Beifall bei 
der SPD und der FDP — Die Abgeordneten 

der Regierungsparteien erheben sich) 

Vizepräsident Dr. Schmidt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Kohl. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Marx 
[CDU/CSU] : Der Wehner bleibt sitzen!) 

Dr. Kohl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe heute in 
jeder Minute dieser Debatte ruhig und aufmerksam 
zugehört. Ich hätte mir gewünscht, daß die Kollegen 
aus der SPD, die jetzt zum Schluß Herrn Kollegen 
Leber diese Ovation bereitet haben, ihm in sei-
ner Amtszeit während der letzten drei Jahre solche 
Ovationen bereitet hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Leber, ich verstehe wohl — lassen Sie 
mich das ganz direkt und persönlich in aller Ruhe 
sagen —, wie es in Ihnen aussehen mag, wenn Sie 
jetzt auf Ihren Platz gehen, und auf dieser Seite 
des Hauses stehen Kollegen auf und applaudieren 
Ihnen, die Ihnen doch in den letzten zwei, drei 
Jahren mehr als andere in diesem Lande das Leben 
sauer gemacht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundesverteidigungsminister, daß Sie heute 
hier so standen und so redeten, ist doch nicht das 
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Ergebnis einer Feindschaft oder einer unangemes-
senen Opposition von CDU und CSU. Das ist das 
Ergebnis jenes Jagens auf Georg Leber, das die 
Linken der deutschen Sozialdemokratie seit Jahr 
und Tag betreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Daß Sie einen entscheidenden Teil Ihrer Glaub-
würdigkeit verloren haben, ist in dieser Debatte 
deutlich geworden. Das verdanken Sie doch jenen 
Kräften, die immer danach trachteten, daß Sie Ihr 
Amt verlieren. Jenen Kräften ist es auch zu ver-
danken, daß die Vorstellung von Politik, die Sie 
einstmals vertreten haben und die auch unsere Bil-
ligung fand, inzwischen von Ihnen gestrichen wer-
den mußte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun zur Sache selbst. Ich habe im letzten Bundes-
tag nicht die Ehre gehabt, die ersten Versionen Ihrer 
Politik kennenzulernen. 

(Zuruf von der SPD: Das merkt man!) 

Nur, Herr Kollege Leber: Sie werden mir angesichts 
dessen, was Sie hier heute gesagt haben, doch zu-
billigen, daß ich Ihren Satz, den Sie hier gerade 
selbst gesprochen haben, richtig interpretiere. Sie 
sagten — ich sage es mit meinen Worten —, Sie 
hätten anläßlich einer Besprechung in Frankreich 
von diesem Vorgang zum ersten Mal gehört. Ihre 
Reaktion sei gewesen — das haben Sie in der schö-
nen Sprache unserer weiteren gemeinsamen Heimat 
gesagt —: Sagen Sie den Herren, daß dort keine 
Dummheiten gemacht werden. Lieber Herr Kollege 
Leber, wer diesen Satz spricht, kann doch nicht er-
warten, daß diejenigen, die diesen Satz entgegen-
nehmen, ihn als eine Mißbilligung der politischen 
Führung in der Sache auslegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer so spricht, gibt doch deutlich zu erkennen, daß 
der politisch verantwortliche Minister diese Sache 
letztlich eben doch billigt. 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD und 
der FDP) 

— Meine Damen und Herren, die deutsche Sprache 
läßt sich hier nicht umdeuteln. Daß hier kein Ver-
bot ausgesprochen worden ist, ist ganz klar. Wenn 
Herr Leber damals mit so markigen Worten wie 
heute früh reagiert hätte, befände er sich gar nicht 
in der Lage, in der er sich heute befindet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie, Herr Bundesverteidigungsminister, haben eben 
nicht, wie soeben an diesem Pult, gesagt — ich 
zitiere Sie wörtlich —: „Dieser Kerl kommt in keine 
Kaserne", sondern Sie haben gesagt — daß muß 
man gegenüberstellen —: Sagen Sie den Herren, 
daß dort keine Dummheiten gemacht werden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das war der Satz! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn Sie diese beiden Äußerungen vergleichen, 
dann sieht doch jeder, daß Sie die Sache letztend-
lich gebilligt haben. 

Herr Kollege Leber, wenn ich die Fülle Ihrer 
Darstellungen betrachte — meine Freunde und 
Kollegen zählen zehn, elf Versionen; ich kann es 
allein nicht überblicken —, dann kann ich nur 
sagen, daß Sie zur Stunde offenkundig selbst wis-
sen, daß Sie in dieser Sache mit Ihrem Latein am 
Ende sind, daß Sie einen Fehler gemacht haben 
und diesen Fehler jetzt nicht eingestehen wollen 
oder nicht eingestehen können. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Funcke) 

Und jetzt werden — hier folgen Sie dem großen 
Beispiel Ihres Regierungschefs — jene fremden, ima-
ginären Kräfte, die Sie bekämpfen, herangezogen. 
Bei ihm ist es die Weltwirtschaft, wenn er in 
Schwierigkeiten gerät, bei Ihnen ist es jetzt die 
Presse. Meine Damen und Herren, ich muß sagen, 
es entbehrte nicht der Peinlichkeit — erlauben Sie 
mir dies offene Wort —, daß Sie im Zusammenhang 
mit der schweren Krankheit des früheren General-
inspekteurs hier in dieser Form sprachen und einen 
Zusammenhang zu dem Vorgang herstellten, den 
wir heute hier zu besprechen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn — ich sage das nur in Form eines Fragezei-
chens — wenn dies alles stimmt, was Sie hier über 
führende Repräsentanten und Generale der Bundes-
wehr gesagt haben — Sie haben dabei Namen ge-
nannt; ich will das nicht tun —, dann stellt sich 
doch die Frage: Warum um Himmels willen haben 
Sie denn alle diese Herren in ihre führenden Funk-
tionen befördert? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann müßte doch die Logik dieses Parlaments sein, 
daß Sie heute, wenn Sie schon darum bitten, nicht 
wegen der Entlassung getadelt werden, sondern 
den Tadel wegen der Beförderung dieser Herren in 
diese Funktionen ausgesprochen bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD]: Aber getadelt wird er! 
— Lachen und weitere Zurufe von der 

SPD) 

Denn, meine Damen und Herren, so darf es nicht 
sein, daß Sie einerseits für die Personalpolitik ver-
antwortlich zeichnen und — ich verbleibe jetzt bei 
Ihrer eigenen Argumentation — dann am Ende 
derartige Schlüsse ziehen. 

Herr Kollege Leber, um es klar zu sagen: Sie 
haben in dieser Sache inzwischen auch selbst längst 
erkannt, daß die Entscheidung und die Form der 
Entlassung der Generale falsch, unangemessen und 
— was das Schlimmste für den Chef einer Behörde, 
für den Oberbefehlshaber ist; das wissen Sie so 
gut wie ich — zutiefst ungerecht war. Dadurch ver-
lieren Sie Ihre Glaubwürdigkeit bei den Soldaten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann verschonen Sie uns bitte damit, im Zusam-
menhang mit einem Personalvorgang, den Sie in 
jeder Weise falsch behandelt und entschieden ha-
ben, geschichtliche Perspektiven und damit ver-
bunden völlig andere Fragen heranzuziehen. Wer 
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die Geschichte der Republik von Weimar kennt, 
weiß ganz genau, daß das, was einige in der De-
batte erwähnten, u. a. einer der Gründe für das 
Scheitern dieser ersten Republik war: nämlich der 
tiefe Zwiespalt und die Zwietracht zwischen weiten 
Teilen der Arbeiterschaft und der bewaffneten 
Macht, die Unfähigkeit der Weimarer Institutionen, 
die bewaffnete Macht im Sinne einer freiheitlichen 
Demokratie wirklich zu integrieren. Nun, Herr 
Kollege Leber, das ist ganz und gar unbestritten. 
Und ich erweise Ihnen und jedem anderen aus der 
deutschen Gewerkschaftsbewegung, der sich in 
den letzten 20, 25 Jahren daran beteiligt hat, um 
diesen Zwiespalt nie wieder aufkommen zu lassen 
und die Bundeswehr zur Bundeswehr der ganzen  
deutschen Nation zu machen, im Namen meiner 
Freunde, der CDU/CSU, den vollen Respekt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber Herr Kollege Leber, das ist doch nicht die 
Frage. Sie werden doch im Ernst nicht sagen kön-
nen, daß das, was ich eben aussprach, erst seit 
Ihrer Amtseinführung im Jahre 1972 gilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Korrekterweise müßten Sie dann 'doch wenigstens 
sagen, daß auch Ihr unmittelbarer Vorgänger — ich 
will ihm das gern unterstellen und bestätigen — in 
der Zeit von 1969 bis 1972 in diesem Sinne gewirkt 
hat. Und jetzt frage ich Sie: Da war beispielsweise 
vor Ihnen Gerhard Schröder. Hat der nicht in 
diesem Sinne gewirkt? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und Theo Blank!) 

Da war Theo Blank, da war Kai-Uwe von Hassel, 
da war Franz Josef Strauß — 

(Zuruf von der SPD) 

sie alle haben in diesem Sinne gewirkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das war doch eigentlich das ausgezeichnete Ergeb-
nis der ersten 15, 20 Jahre Bundesrepublik Deutsch-
land: daß wir uns alle, die Demokraten in diesem 
Hause und im Lande, völlig darüber im klaren 
waren, mit der bewaffneten Macht keinen Staat im 
Staate schaffen zu wollen, aber auch nicht Bürger 
zweiten Grades bzw. zweiten Ranges in der Bundes-
wehr, sondern daß „Bürger in Uniform" heißt, daß 
dort selbstbewußte, ihrer Rechte und ihrer Pflich-
ten bewußte Bürger ihren Dienst für uns alle tun. 
Das war doch die Konsequenz der Geschichte von 
Weimar, die wir gezogen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen haben diese geschichtlichen Perspekti-
ven mit dem Vorgang der Entlassung der Generale 
überhaupt nichts zu tun, sondern sie werden jetzt 
nur zur Vernebelung der offensichtlichen Fehlent-
scheidung des verantwortlichen Ministers heran-
gezogen. 

Nur in den Hirnen einiger versponnener linker 
Ideologen ist in den letzten Jahren der Gedanke 
aufgekommen, daß in der Bundeswehr — wo immer 
das sein soll — potentielle Kräfte des Umsturzes 
am Werke seien. Jeder, der die Lage in diesem 
Land kennt, weiß, daß das barer Unsinn ist und für  

diejenigen, die so denken und so sprechen, nur 
ein billiges Vehikel ist, um ganz andere politische 
Ideen in die Bundesrepublik Deutschland einzu-
führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

An diesem Morgen sprach einer, den ich aus 
vielen Veröffentlichungen kenne. Herr Kollege 
Leber, wie war Ihnen denn wohl zumute, als dieser 
Repräsentant Ihres Parteiverbandes Hessen-Süd, 
der mit anderen dazu beigetragen hat, daß Sie dort 
Ihr Direktmandat verloren haben, in scheinheilig-
ster Weise die Lobpreisungen auf Sie gehalten hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wir in der CDU/CSU — die Kollegen, die damit 
ganz unmittelbar zu tun hatten, beispielsweise mein 
Freund Manfred Wörner, aber auch ich schließe 
mich hier voll ein — sind in den vergangenen Jah-
ren oft gefragt worden, ob es denn parteipolitisch 
richtig sei, in der Frage der Verteidigungspolitik — 
und  damit auch im parlamentarischen und öffentli-
chen Umgang und in der Diskussion mit dem Bundes-
verteidigungsminister Georg Leber — ein solch ho-
hes Maß an selbstverständlichem Miteinander, an so 
selbstverständlicher Offenheit in der Gesamtverant-
wortung für unser Vaterland deutlich werden zu las-
sen. 

Herr Kollege Leber, wir haben auch in diesem 
Wahlkampf wieder deutlich gesagt, daß es Felder 
der Politik gibt, wo es bei aller Schärfe der not-
wendigen Auseinandersetzung im Parteipolitischen 
nötig ist, sich ein richtiges Stück Gemeinsamkeit zu 
erhalten. Und wir haben uns danach verhalten. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Wichtig ist 
das Verhalten heute hier! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, Sie brauchen doch nur 
die letzten drei Jahre der Amtszeit dieses Ministers 
zu betrachten: Die Schwierigkeiten hat er doch bei 
Ihnen. Er hat es doch oft genug in Wort und Schrift 
deutlich gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Minister Leber, Sie haben hier in einer sehr 
persönlichen Weise, in einem sehr persönlichen Wort 
Ihren eigenen Lebensweg angesprochen. Ich habe 
davor allen Respekt; nur füge ich hinzu: Sie sind 
jetzt in einer Lage — und die Verantwortung tragen 
jene, die Sie in Ihrer eigenen Partei all die Jahre 
hindurch gejagt haben —, daß Sie offensichtlich auf 
Grund von Fehlentscheidungen von Fehlurteil zu 
Fehlurteil kommen; denn das, was wir heute hier 
erlebt haben, entspricht nicht dem Bild jenes Georg 
Leber, der einmal aus seinem Herzen keine Mörder-
grube gemacht hat, der da stand und — Sie haben 
sich darauf bezogen — rundherum seine Meinung 
sagte, ob es gefiel oder nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie können für diese Entwicklung nicht unseren Bei-
fall erwarten. 

Wir haben nicht zur Jagd auf den Bundesminister 
Georg Leber geblasen. Aber wir sind als parlamen- 
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tarische Opposition in diesem Hause auch nicht jene, 
die die Aufgabe und die Funktion haben, einen Mi-
nister mühsam im Amt zu halten, wenn in der eige-
nen Partei die Jagd freigegeben wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gehört nicht zu den erhebenden Schauspielen in 
der Parlamentsgeschichte, 

(Zurufe von der SPD) 

was wir heute früh an Heuchelei auf diesem Feld 
erlebt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Da haben Sie recht!) 

Die Fraktion der CDU/CSU spricht Ihnen ihre 
Mißbilligung aus aus den Gründen, die ich soeben 
und die meine Freunde zuvor genannt haben. Wir 
würdigen Ihren Weg, Ihren ganzen Weg, aber wir 
sehen, daß Sie jetzt durch Ihre eigene Partei und 
Ihre Freunde in eine Situation gebracht werden, in 
der Sie offensichtlich nicht mehr in der Lage sind, 
die Geschäfte so zu führen, daß Sie unser Vertrauen 
verdienen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, ich möchte den Mitgliedern des Ältesten-
rates sagen, daß der Ältestenrat nach der Abstim-
mung zusammentritt. 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Schmidt, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Zum einen, weil die Darlegun-
gen des Bundesministers der Verteidigung nur ganz 
kleine Ergänzungen brauchen, zum anderen, weil 
einige Minister und auch ich in relativ kurzer Zeit 
zu den auf der Grundlage des deutsch-französischen 
Vertrages heute in Paris stattfindenden Konsulta-
tionen reisen müssen, bemühe ich mich, ganz kurz 
und in einem Ton zu sprechen, von dem ich hoffe, 
daß er eine neue Runde nicht auslösen muß. 

Ich habe bei diesem Stand der Debatte für die Bun

-

desregierung fünf kurze Feststellungen zu treffen. 

Erstens. Die parlamentarische Kontrolle der Bun-
deswehr und ihres grundgesetzlichen Oberbefehls-
habers ist jederzeit notwendig. Das war früher so; 
das muß heute so sein; das muß in Zukunft auch so 
bleiben. Dabei ist eine ungeschriebene Regel für alle 
Redner der jeweiligen Opposition und für alle Red-
ner der jeweiligen Regierungskoalition oder der je-
weiligen Regierung — ich weiß das aus eigener Er-
fahrung, die ich im Laufe der Jahrzehnte auf beiden 
Seiten gemacht habe — sehr schwer einzuhalten. Es 
ist schwierig, die Regel einzuhalten, daß jeder Red-
ner auf der einen Seite natürlicherweise auch seine 
parteilichen Interessen vertreten will und muß und 
daß er zugleich die Bundeswehr und die Loyalität 
ihrer Soldaten und ihrer zivilen Angehörigen gegen-
über der Bundesrepublik Deutschland nicht in die 
eine oder in die andere parteiliche Richtung drängen  

darf. Dies beides miteinander zu vereinigen, ist in 
jeder Wehrdebatte des Bundestages für jeden, der 
sich ernsthaft an ihr beteiligt, immer wieder ein Pro-
blem. 

Ich will in diesem Punkte, was die heutige Debatte 
angeht, niemanden bewerten, sondern nur feststel-
len, daß die Bundesregierung und der Bundesmini-
ster der Verteidigung sich auch in solchen Ausein-
andersetzungen der dringenden Notwendigkeit, die 
Bundeswehr und ihre Angehörigen und deren Loya-
lität nicht in eine parteiliche Richtung zu drängen, je-
den Tag bewußt sind. Ich bitte das ganze Haus, sich 
dieser Notwendigkeit bei all solchen Debatten im-
mer bewußt zu bleiben. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Zum Zweiten: Herr Abgeordneter Kohl, Sie haben 
die personalpolitischen Entscheidungen, die dieser 
Debatte und Ihrem Mißbilligungsantrag zugrunde 
liegen, soeben eine Ungerechtigkeit genannt. Ich 
möchte für die Bundesregierung dazu feststellen — 
ich stütze mich hierbei auf sehr sorgfältige Abwä-
gungen des gesamten Kabinetts, die schon Monate 
zurückliegen —: Die Bundesregierung hat keinerlei 
Zweifel, daß die Entlassung der beiden Generale aus 
dem Dienst richtig war und daß sie in voller Über-
einstimmung mit dem Gesetz steht. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Meine dritte Bemerkung richtet sich an die Adres-
se des Herrn Abgeordneten Zimmermann, der ge-
meint hat, die Bundesregierung habe mit keinem 
Wort von den Besorgnissen, die der Zustand der ge-
meinsamen Verteidigung des Westens auslösen 
müsse — Herr Abgeordneter Zimmermann, Sie ha-
ben heute erneut einige dieser Besorgnisse darge-
legt —, gesprochen. Sie haben dann gesagt, von der 
Erklärung der Bundesregierung — Sie haben es heu-
te auf die Person des Bundeskanzlers bezogen — 
würde es abhängen, ob die CDU/CSU in Zukunft, 
über diese Debatte und die ihr zugrunde liegende 
Personalentscheidung hinaus, die Verteidigungs-  
und Bündnispolitik der Bundesregierung mißbilligen 
müsse. Ich muß darauf hinweisen, Herr Abgeordne-
ter Zimmermann, daß die Besorgnisse, von denen Sie 
sprachen, in der Regierungserklärung vom 16. De-
zember — allerdings in anderer Betonung und in an-
derer Gewichtung; das werden Sie verstehen und als 
Tatsache akzeptieren — ausdrücklich dargelegt wur-
den und daß am darauffolgenden Tage, am 17. De-
zember, hier darüber von seiten des Abgeordneten 
Strauß und von anderen — später auch von Herrn 
Barzel — debattiert worden ist und daß Herr Mini-
ster Genscher und auch ich — um nur zwei aus mei-
ner Erinnerung zu nennen; andere haben auch geant-
wortet — darauf geantwortet haben. Über diesen 
Teil der Regierungserklärung ist also debattiert wor-
den. Es gab im Januar dann noch zweieinhalb weite-
re Debattentage. Es gab somit viel Gelegenheit, über 
diese Besorgnisse zu debattieren. Daß wir diese Be-
sorgnisse mit keinem Wort berüht hätten, ist un-
wahr, Herr Abgeordneter. Ich will hinzufügen, daß 
die Bundesregierung und, wie ich annehme, auch die 
beiden sie tragenden Koalitionsfraktionen jederzeit 
zur erneuten Debatte über den Stand und die zukünf-
tig sich ergebenden Notwendigkeiten hinsichtlich der 
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gemeinsamen Sicherheit der im Atlantischen Bünd-
nis zusammengeschlossenen Partner bereit sind. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Die Begründung Ihres heutigen Mißbilligungsan-
trags scheint mir allerdings keine richtige Gelegen-
heit zu sein, jetzt in eine breite Debatte des Bünd-
nisses und seiner Notwendigkeiten einzutreten. 

Eine vierte Bemerkung möchte ich zur Person des 
Bundesministers der Verteidigung machen, der nach 
dem Grundgesetz die Befehls- und die Kommando-
gewalt über die deutschen Streitkräfte ausübt. Das 
Ansehen dieses Mannes ist im Bündnis insgesamt, 
aber auch bei unseren eigenen deutschen Streit-
kräften sehr hoch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gewesen!) 

— Sie sprechen offensichtlich nur für sich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich darf Ihnen zur Kenntnis bringen, was der ame-
rikanische Verteidigungsminister im Dezember in 
Abwesenheit des erkrankten deutschen Verteidi-
digungsministers im Verteidigungsplanungsaus-
schuß des Bündnisses, im DPC, über Herrn Leber 
gesagt hat: Gerade wegen der Erhaltung der Vertei-
digungskraft der NATO brauchen wir den deut-
schen Verteidigungsminister. Dies ist auch die Mei-
nung der Bundesregierung. Ich möchte dies ganz 
ausdrücklich zu Protokoll des Deutschen Bundes-
tages feststellen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Eine fünfte und letzte Feststellung: Herr Abge-
ordneter Kohl hat soeben ausgeführt, es sei nicht 
die CDU gewesen, die zur Jagd auf den Kollegen 
Leber geblasen habe. Sie haben, durch den Gang 
der Debatte in die Defensive gedrängt, wie es mir 
schien, versucht, vergessen zu machen, daß der Miß-
billigungsantrag von Ihnen stammt, und so getan, 
als ob Sie den von Ihnen mißbilligten Verteidi-
gungsminister gegen seine eigene Partei in Schutz 
nehmen müßten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Das kommt mir so ähnlich vor wie das öffentliche 
Verlangen einer Ihrer Stellvertreter in der Führung 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vor einigen Ta-
gen, der Bundeskanzler solle sich vor den Bundes-
minister des Auswärtigen stellen. Heute sollen wir 
uns vor Leber stellen, gleichzeitig wollen Sie uns 
aber dazu bewegen, sein Verhalten zu mißbilligen. 

Ich möchte Ihnen dazu folgendes sagen. Hinsicht-
lich der äußeren Politik und hinsichtlich der Ver-
teidigungspolitik hat die sozialliberale Koalition 
eine im Laufe von Jahren erarbeitete und ausgear-
beitete, verfeinerte und am Gang der Ereignisse 
jeweils erneut gemessene und jeweils erneut ver-
vollständigte Gesamtvorstellung. Auf der Basis die-
ser Gesamtvorstellung, wie sie von zwei Bundes-
tagsfraktionen getragen wird, handelt die Bundes-
regierung. Sie werden vergeblich versuchen, zwi-
schen außenpolitische und verteidigungspolitische 
Äußerungen der ganzen Bundesregierung oder des 
Bundesministers des Auswärtigen oder des Bundes-

ministers der Verteidigung oder des Bundeskanz-
lers einen Keil zu treiben; denn dies ist eine Ein-
heit. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Wehner. 

Wehner (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ich habe im Zusammenhang mit dem 
Vorgang, dessentwegen ein Mißbilligungsantrag ge-
gen den Herrn Bundesminister der Verteidigung 
eingebracht ist, über den heute hier zu entscheiden 
ist, zweimal, nämlich am 10. und am 11. November 
vergangenen Jahres aus gegebenen Anlässen öf-
fentlich erklärt, daß ich mich lediglich im Parlament 
zum Vorgang und zu der Rolle äußern werde, die 
mir dabei zugeschrieben oder zugedacht worden ist. 

Ich habe an dem Tag, an dem eigentlich hier im Ple-
num des Parlaments der Bericht des Bundesmini-
sters der Verteidigung hätte vorgetragen und de-
battiert werden sollen, öffentlich geschrieben, be-
vor dies dann stattfand und leider durch den Krank-
heitsfall des Ministers damals eben die Debatte 
nicht stattfinden konnte: 

Im Parlament und durch das Parlament ist 
heute Gelegenheit gegeben, die Rolle der Bun-
deswehr in unserem Staat eindeutig zu würdi-
gen. Vom Parlament hängt es ab, ob die De-
batte klärend und heilend wirken kann. 

Das habe ich am 10. geschrieben, es wurde ver-
öffentlicht in der Zeitung, die mir jeden Monat 
50 Zeilen zur Verfügung stellt — als dem dort di-
rekt gewählten Abgeordneten. 

Ich habe damals hinzugefügt: 

Vor nunmehr zwölf Jahren hat die SPD durch 
eine Entschließung ihres Karlsruher Parteitages 
zur Lage der Bundeswehr erklärt: die öffent-
liche Meinung und alle Bürger schlechthin müs-
sen wissen, daß die Bundeswehr nicht mit 
Schlagwortdiskussionen geholfen werden kann. 
Vor allem kommt es darauf an, den Soldaten 
Vertrauen entgegenzubringen und ihnen dort, 
wo es nötig ist, beim Aufsuchen besserer Wege 
Hilfsbereitschaft zu bezeigen. Die Bürger müs-
sen wissen, daß eine in ihrer Grundgesinnung 
demokratische Armee auf die Dauer nur dann 
möglich ist, wenn sie von einem in seiner 
Grundgesinnung demokratischen Volk akzep-
tiert wird, und dazu müssen die Bürger den 
Auftrag der Bundeswehr kennen und verstehen. 

So im Zusammenhang mit dieser meiner Stellung-
nahme damals. 

Am 11. habe ich, nachdem die Debatte ja nicht 
gehalten werden konnte, öffentlich geschrieben 
— nachzulesen in der „Esslinger Zeitung" und einer 
Veröffentlichung der Pressestelle meiner Bundes-
tagsfraktion —: 

Mir selbst wurde mein bisheriges Schweigen 
zum Vorwurf gemacht. Doch ich „kneife" nicht. 
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Wehner 
In dieser so verwickelt wirkenden Kette von Er-
eignissen und Wertungen muß das Parlament 
zu Worte kommen. Mir geht es darum, der 
Rolle der Verfassungsorgane gerecht zu wer-
den. Zusammen mit anderen Demokraten habe 
ich nach Kräften am Aufbau einer in den demo-
kratischen Staat integrierten Bundeswehr mit-
gewirkt, nachdem die Entscheidung über einen 
Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik zum 
westlichen Bündnis getroffen war. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Auch innerhalb der heutigen Opposition gibt 
es eine ganze Reihe von Politikern, 

— die sitzen nicht gerade dort, wo gerade geschrien 
wird, füge ich jetzt hinzu — 

die  nicht vergessen haben, welche Anstrengun-
gen damals aus den Erfahrungen insbesondere 
der Jahre 1933 bis 1945 heraus erforderlich wa-
ren, um die Streitkräfte im demokratisch ver-
faßten Teil des geteilten Deutschlands zu ent-
wickeln. Das bedeutete auch beizutragen zu 
einem guten Verhältnis des Staates zur Bundes-
wehr und umgekehrt mit Blick auf das Atlanti-
sche Bündnis. 

Ich habe dann noch einmal in dieser Veröffent-
lichung vom 11. auf jene Entschließung abgehoben, 
die ich am Tag vorher bei anderer Gelegenheit zi-
tiert hatte, und ich habe hinzugefügt: 

Dieser Erklärung liegt eine Summe von Erfah-
rungen und Einsichten zugrunde, die es wert 
sind, nicht völlig vergessen zu werden. Solda-
ten haben vor dem Parlament oder einzelnen 
Parlamentariern nicht strammzustehen. Sie sol-
len sich aber auch nicht als Angehörige eines 
Staates im Staat begreifen. Wechselseitiges Ver-
trauen und die allseitige Achtung demokrati-
scher Grundregeln, damit die Achtung der Ver-
fassungsorgane, bedingen einander. Es geht 
um das Demokratieverständnis aller Beteilig-
ten. 

Ich hatte gesagt, daß ich diese Debatte nicht noch 
einmal beginnen will, kann und darf. Aber auf 
Grund der Rolle, die mir zugemessen und auferlegt 
worden ist — in dem Verfolg dieses Vorgangs — 
von  mehreren Seiten, fühle ich mich verpflichtet, 
Ihnen noch folgendes zu sagen. Ich jedenfalls war 
einer von denen — der Herr Kollege Dr. Jaeger, 
den ich gerade sehe, wird sich möglicherweise 
daran noch erinnern —, der seinerzeit als der 
Sprecher — und nicht einfach als Sprecher zum 
Fenster hinaus — vis-à-vis dem eben erwähnten 
Theo Blank gestanden und gesessen hat, um alle Fra-
gen gründlich, und zwar so, wie es unserem gemein-
samen Staat dient, auszusprechen und auszudiskutie-
ren, in einer Zeit, ehe die Einrichtung Bundeswehr 
als solche bestand. Ich berufe mich nicht etwa dar-
auf, nur weil hier heute mein Name auch einmal 
gefallen ist, sondern ich versuche, mit diesen Be-
merkungen diejenigen daran zu erinnern, die das 
entweder nicht vergessen haben oder in ihre Erinne-
rung zurückbringen lassen können. 

Ich habe vor — und das soll meine letzte Bemer-
kung dieser Art sein —, Ihnen heute die Drucksache 
7/5481 — also aus dem 7. Deutschen Bundestag — 
vom 24. 6. 1976 in Erinnerung zu rufen, nämlich 
einen von den Vorsitzenden der beiden Fraktionen 
der Koalition, von SPD und FDP, unterzeichneten 
Entschließungsantrag zur Beratung des Berichts und 
des Antrags des Verteidigungsausschusses zum 
Weißbuch 1975/76 zur Sicherheit der Bundesrepu-
blik Deutschland und zur Entwicklung der Bundes-
wehr. Das ist bei Ihnen vielleicht auch noch aufzu-
treiben. Notfalls würden die Dienststellen des Bun-
destags denen, die dem 7. Bundestag nicht angehört 
haben, diese Drucksache geben. Ich will es Ihnen 
ersparen, jetzt daraus zu zitieren. Darin steht unser 
Verhältnis zur Bundeswehr, nicht nur seitdem wir 
in einer Koalition unmittelbar Regierungsverant-
wortung tragen, sondern überhaupt. 

Als letztes möchte ich Ihnen hier heute sagen, 
daß ich am 22. November 1976 — so war der Ein-
gangsstempel — einen am 17. 11. 1976 datierten 
Brief von Herrn Walter Krupinski, Generalleutnant 
a. D., bekommen habe, den ich Ihnen jetzt hier vor-
lese, damit er auch in das Protokoll des Deutschen 
Bundestags kommt: 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Wehner! 

Am ersten etwas ruhigeren Tage im Ablauf der 
letzten drei Wochen fühle ich mich verpflichtet, 
Ihnen persönlich zu schreiben. Ich möchte Sie 
bitten, mir zu glauben, daß es zu keinem Zeit-
punkt meine und — ich bin sicher aus vielen 
Gesprächen — auch Generalmajor Frankes Ab-
sicht war, irgendeine Institution oder Person 
unseres Staates oder Parlaments anzugreifen 
oder zu beleidigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na also!) 

— Wird es mir wenigstens erlaubt sein, das hier in 
Ruhe vorzulesen, Frau Präsidentin, oder ist auch 
das hier nicht möglich? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich bitte Sie! 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat Herr Abgeordneter Wehner. 

Wehner (SPD) : Ich setzte dies fort: 

Was auch' immer gesagt oder verstanden oder 
interpretiert worden ist — sollten Sie sich per-
sönlich beleidigt fühlen, darf ich Sie hiermit um 
Entschuldigung bitten. 

Sie werden verstehen, daß ich diesen Brief erst 
nach meiner Verabschiedung aus dem aktiven 
Dienst schreiben konnte. Als Soldat bin ich ge-
wohnt, für meine Handlungen die Folgen zu 
tragen, auch wenn sie einem da oder dort nicht 
gerechtfertigt erscheinen. 
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Wehner 
Ich kann Ihnen versichern, daß ich ohne Groll 
aus der Bundeswehr ausgeschieden bin. Ich 
hoffe, daß der Bundeswehr und unserem Volk 
kein Schaden entstanden ist, und wünsche Ihnen 
viel Erfolg und Glück bei Ihrer Arbeit. 

Hochachtungsvoll 

Ihr Walter Krupinski 

(Seiters [CDU/CSU] : Und so einen schmeißt 
der Leber raus! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Es ist nicht meine Sache und auch nicht meine 
Absicht, diesem Schreiben etwas hinzuzufügen, 
ebensowenig wie ich etwas weggelassen habe. Der 
Schreiber des Briefes hat ihn meines Wissens nicht 
veröffentlicht. Ich halte mich für berechtigt und 
verpflichtet, ihn hier im Parlament zur Kenntnis ge-
bracht zu haben. — Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU: Der Leber! Da lacht er!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, Wortmeldungen zur Beratung liegen nicht 
mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 

Nach § 35 der Geschäftsordnung hat der Abgeord-
nete Sauer das Wort für eine persönliche Erklärung. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Auf die rheto-
rische Frage des Herrn Bundesministers der Vertei-
digung „Wer ist schuld am Untergang der ersten 
Republik?" habe ich wörtlich den Zwischenruf „Auch 
Herr Wehner!" gemacht. Aus diesem Grunde bin ich 
vom amtierenden Präsidenten gerügt worden. 

Ich möchte dazu eine persönliche Erklärung ab-
geben. 

(Zuruf von der SPD: Das gibt's doch gar 
nicht!) 

Mir liegt ein Artikel aus der Zeitschrift „Revolutio-
näre Tat" vom Mai 1926 vor. Darin schreibt Herr 
Wehner wörtlich: 

Die erste Notwendigkeit ist die Zerstörung des 
Staates. Die Mittel hierzu bestehen nicht in der 
Eroberung der politischen Macht im bestehen-
den Staate. Dadurch setzt sich die Kette der 
Unfreiheit nur weiter fort. Die Arbeiter haben 
sich mit dem Gedanken vertraut zu machen, die 
Betriebe zu übernehmen und mit bewaffneter 
Hand zu verteidigen. Der bewaffnete Aufstand 
ist unumgänglich notwendig, um ein Ende zu 
machen mit dem Bestehenden. Alle Kräfte gilt 
es zu sammeln zum Kampf gegen die Republik 
und den Staat überhaupt, 

(Zurufe von der SPD) 

gegen das Parlament und alle anderen Institu-
tionen, die Machtinstrumente sind in den Hän-
den der Kapitalisten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Sauer, 
ich muß Sie daran erinnern, daß Sie nur eine per-
sönliche Erklärung abgeben können auf — — 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU — 
Zurufe von der CDU/CSU: Sicher! Das ist 

doch eine!) 

— Sie können aber keine Begründung für Ihren 
Zwischenruf geben, sonder lediglich eine persönliche 
Erklärung, wie Sie dazu stehen. Wir haben jetzt 
keine Sachdebatte. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU) : Vor dem Hinter-
grund dieses mir bekannten Zitats und noch eines 
weiteren aus dem Sächsischen Landtag, um dessen 
Zitierung ich Sie bitten darf, Frau Präsidentin, wollte 
ich erklären, warum ich diesen Zwischenruf getan 
habe. Ich bitte, das Zitat aus dem Sächsischen Land-
tag noch vortragen zu dürfen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Nein, Herr Kollege, 
das kann ich nicht zulassen. 

Sauer (Salzgitter) (CDU/CSU): Dann darf ich dazu 
erklären: Zu der Zeit, als Herr Wehner diese Äuße-
rung gemacht hat, hat meine Familie in der Person 
des Prälaten Ulitzka im Deutschen Reichstag gegen 
Links und Rechts gekämpft; er hat später im KZ in 
Dachau gesessen, ebenso der hier im Hause be-
kannte spätere Bundesminister Hans Lukaschek. 

Da ich im Jahre 1945 geboren bin, weiß ich nur, 
daß Kommunisten und Nationalsozialisten am Unter-
gang der Weimarer Republik schuld sind, 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

und aus diesem Grunde, Herr Abgeordneter Wehner, 
bitte ich, meinen Zwischenruf zu verstehen. 

(Erneuter lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU — Pfui-Rufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
den Antrag der CDU/CSU-Fraktion in Drucksache 
8/2. Es ist namentliche Abstimmung beantragt wor-
den. Ich bitte die Schriftführer, die Abstimmung 
durchzuführen. 

Meine Damen und Herren, das vorläufige Ab-
stimmungsergebnis liegt vor. Es haben sich insge-
samt 464 Abgeordnete an der Abstimmung beteiligt. 
Mit Ja haben gestimmt 220, mit Nein 244. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 464; davon 

ja: 220 

nein: 243 

ungültig: 1 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Dr. Arnold 

Dr. Barzel 
Bayha 
Dr. Becher (Pullach) 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Benedix 
Benz 
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Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Bühling 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dr. Dübber 
Egert 
Löffler 
Männing 
Mattick 
Frau Schlei 
Schulze (Berlin) 

FDP 

Angermeyer 
Baum 
Cronenberg 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Friderichs 
Frau Funcke 
Gärtner 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Hölscher 
Hoffie 
Jung 
Dr.-Ing. Laermann 
Ludewig 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Frau Matthäus-Maier 
Mischnick 
Möllemann 
Ollesch 
Paintner 
Peters (Poppenbüll) 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Vohrer 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 
Zywietz 

Berliner Abgeordnete 

Hoppe 

Damit ist der Antrag abgelehnt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich wäre Ihnen dank-
bar, wenn Sie Platz nähmen. 

Ich bin gebeten worden, und zwar nicht im Na-
men der Ausschußvorsitzenden — die haben sich 
bei mir nicht gemeldet —, sondern im Namen der 
Geschäftsführer, bekanntzugeben, daß die Ausschuß-
sitzungen eine Stunde später beginnen sollen. Ich 
sage das ohne Gewähr; denn für die Einberufung 
und die Verschiebung von Ausschußsitzungen sind 
ausschließlich die Ausschußvorsitzenden da. Inso-
weit bin ich in der glücklichen Lage, für den Finanz-
ausschuß bereits feststellen zu können, daß er um 
15.30 Uhr beginnt. Ansonsten scheint es so zu sein, 
daß eine Viertelstunde später als einberufen begon-
nen werden soll. Ich wäre dankbar, wenn die Aus-
schußvorsitzenden noch über die Hausrufanlage mit-
teilen würden, wann die einzelnen Ausschußsitzun-
gen beginnen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 8/66 — 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
deskanzlers und des Bundeskanzleramts. Zur Be-
antwortung Herr Staatsminister Wischnewski. 

Meine Damen und Herren, ich bitte die Türen zu 
schließen, und diejenigen, die hier stehen, doch 
ihren Platz aufzusuchen. Es läßt sich dann besser 
verhandeln und zuhören. 

Die erste Frage aus diesem Geschäftsbereich ist 
die Frage 93 des Herrn Abgeordneten Dr. Kunz 
(Weiden) : 

Wird die Bundesregierung den von Ost-Berlin förmlich erho-
benen Protest gegen die Erteilung von Auskünften durch die 
Ständige Vertretung an Deutsche im Herrschaftsbereich des SED- 
Regimes in der gleichen Form zurückweisen sowie gegen die 
Kontrolle von Besuchern der Vertretung nach dem Verlassen des 
Gebäudes in aller Form scharf protestieren, und wie rechtfertigt 
die Bundesregierung, gegebenenfalls, eine verneinende Antwort 
mit der Schutz- und Fürsorgepflicht, die ihr nach dem Grundge-
setz gegenüber allen Deutschen obliegt? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Wischnewski, Staatsminister beim Bundeskanzler: 
Frau Präsidentin, ich beantworte die Frage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) wie folgt. 

Die Bundesregierung hat gegen die Kontrollen der 
Besucher der Ständigen Vertretung der Bundes-
republik Deutschland sowohl durch den Staaats-
sekretär Gaus gegenüber der DDR-Führung wie 
auch durch mich gegenüber dem Leiter der Stän-
digen Vertretung der DDR, Dr. Kohl, in scharfer 
Form protestiert. Sie hat die mündlichen Proteste 
der DDR gegen die Tätigkeit unserer Ständigen Ver-
tretung ebenfalls durch Staatssekretär Gaus und 
mich mit allem Nachdruck zurückgewiesen. Herr 
Gaus und ich haben in diesem Zusammenhang auf 
die sehr deutlichen Ausführungen des Herrn Bun-
deskanzlers vom 19. Januar 1977 vor dem Deut-
schen Bundestag in der Aussprache über die Regie-
rungserklärung verwiesen. 

Gegen die in dem Aide-mémoire der DDR vom 
27. Januar 1977 erneut erhobenen Vorwürfe haben 
sowohl Staatssekretär Gaus als auch der zuständige 
Abteilungsleiter des Bundeskanzleramts entschie-
den Verwahrung eingelegt und eine weitere Stel- 
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Staatsminister Wischnewski 
lungnahme der Bundesregierung vorbehalten. Das 
Aide-mémoire wird von der Bundesregierung sorg-
fältig geprüft. Nach dieser Prüfung wird die Bun-
desregierung über Art und Weise ihrer Antwort 
entscheiden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
jeder Deutsche die Hilfe der Ständigen Vertretung 
in Ost-Berlin in Anspruch nehmen kann, und reicht 
das aus, was die Bundesregierung bisher unternom-
men hat, um sicherzustellen, daß jeder Deutsche die 
Ständige Vertretung unkontrolliert und unbespitzelt 
betreten und verlassen kann? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hat — abgesehen von einer Beantwortung des Aide

-

mémoire, ich habe bereits darauf hingewiesen, daß 
das einer sehr genauen und gründlichen Prüfung 
bedarf — alle notwendigen Schritte unternommen, 
um die ihr nach dem Grundgesetz obliegenden 
Pflichten gebührend zu berücksichtigen. 

Vizepräsident Funcke: Die zweite Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatsmini-
ster, reicht das aus, um sicherzustellen — ich wie-
derhole meine Frage —, daß jeder Deutsche, der 
die Ständige Vertretung aufsuchen will, diese un-
kontrolliert und unbespitzelt betreten und verlassen 
kann? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hat alles Notwendige unternommen und wird auch 
weiterhin alles Notwendige unternehmen, um die 
Funktionsfähigkeit der Ständigen Vertretung in vol-
lem Umfange zu gewährleisten. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Reicht das 
aus, Herr Staatsminister? Meine Frage ha

-

ben Sie nicht beantwortet!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Hinter Ihnen steht be-
reits jemand, der Ihnen die Frage wahrscheinlich 
abnehmen wird. 

Herr Dr. Wittmann, eine Zusatzfrage. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, gibt es in der Geschichte der Beziehungen 
zu anderen Staaten Fälle, in denen sich diese Staa-
ten in gleicher Weise dagegen verwahrt haben, daß 
unsere Vertretungen an Auskunftsuchende Aus-
künfte erteilt haben? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Regelung dieser 
Frage ist in den einzelnen Staaten sehr unterschied-
lich. Ich bin gern bereit, im Ausschuß einen über-
blick darüber zu geben, wie unterschiedlich diese 
Fragen in verschiedenen Ländern gehandhabt wer-
den. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage hat 
der Herr Abgeordnete Schmude. 

Dr. Schmude (SPD) : Herr Staatsminister, da die 
Bundesregierung in früheren Fragestunden schon 
zweimal dargelegt hat, daß es den Interessen der 
Menschen nicht dienen könne, hier über Einzelhei-
ten des Verfahrens zu berichten, das dann ansteht, 
wenn sich Schutzsuchende und Ratsuchende an die 
Vertretung wenden, frage ich Sie, ob es nicht min-
destens angezeigt wäre — im Interesse der betroffe-
nen Menschen —, diese Dinge in den Ausschüssen, 
vor allem im zuständigen Innerdeutschen Ausschuß, 
ausführlicher zu behandeln, anstatt sie hier im Ple-
num in der Öffentlichkeit auszubreiten. 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
teilt Ihre Auffassung in vollem Umfang. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Ei, wer hätte das 
gedacht! — Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage? — Ich rufe die Frage 96 des Herrn Abgeord-
neten Kunz (Berlin) auf: 

Hat die Bundesregierung den nicht begründbaren Vorwurf der 
DDR, unsere Ständige Vertretung in Ost-Berlin „mische sich in 
die inneren Angelegenheiten der DDR (durch Auskünfte gegen-
über DDR-Bewohnern) ein", durch eine notifizierte Erklärung zu-
rückgewiesen, und ist die Bundesregierung gegebenenfalls be-
reit, über den mündlichen Protest hinaus eine förmliche Erklä-
rung gegenüber der DDR-Regierung abzugeben? 

Wischnewski, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
darf auf meine Antwort auf die entsprechende Frage 
des Kollegen Dr. Kunz (Weiden) verweisen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Kunz 
(Berlin), Sie haben eine Zusatzfrage. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
könnten Sie mir zustimmen, daß es angesichts der 
Tragweite und der völligen Unbegründetheit des 
Vorwurfs der Einmischung dringend geboten ist, den 
Protest durch eine notifizierte Erklärung zurückzu-
weisen? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe bereits vor-
hin darauf hingewiesen, daß das Aide-mémoire, das 
sich mit solchen Fragen beschäftigt, mit allen betei-
ligten Ressorts im Augenblick sehr genau geprüft 
wird und daß dann die Bundesregierung ihre Ent-
scheidung fällen wird, wie sie auf dieses Aide

-

mémoire eingehen wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
würden Sie gegebenenfalls dem Innerdeutschen Aus-
schuß für eine Begründung zur Verfügung stehen, 
aus der hervorgeht, aus welchem Grunde Sie welche 
Form des Protests gewählt haben und welche Form 
nicht? 
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Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
steht dem Innerdeutschen Ausschuß jederzeit und 
gern zur Verfügung. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzfrage? — 

Ich rufe die Frage 97 des Herrn Abgeordneten Kunz 
(Berlin) auf: 

Kann die Bundesregierung den Standpunkt teilen, daß ein 
förmlicher Protest erforderlich ist, da die DDR durch ihr Verhal-
ten gegenüber unserer Ständigen Vertretung innerdeutsche Ver-
einbarungen verletzt? 

Wischnewski, Staatsminister: In meiner Antwort 
auf die Frage des Herrn Kollegen Dr. Kunz (Weiden) 
habe ich bereits ausgeführt, daß die Bundesregie-
rung gegen das Verhalten der DDR auf verschiede-
nen Ebenen in scharfer Weise protestiert hat. Ich 
habe hinzugefügt, daß die Bundesregierung das von 
der DDR überreichte Aide-mémoire gegenwärtig 
prüft. Vom Ergebnis dieser Prüfung wird die Ent-
scheidung über die Reaktion der Bundesregierung 
abhängen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, hat 
die Bundesregierung bei den mündlichen Protesten 
die Bestimmungen innerdeutscher Vereinbarungen 
im einzelnen genannt, die durch den unbegründeten 
Vorwurf der DDR verletzt worden sind? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hat in ihrem mündlichen Protest alles das getan, was 
sie zu diesem Zeitpunkt für notwendig gehalten hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
können Sie auch hier auf eine entsprechende Bitte 
des Innerdeutschen Ausschusses diesem im einzelnen 
darlegen, welche Bestimmungen Ihrer Ansicht nach 
verletzt worden sind, indem die DDR solche unbe-
gründeten Vorwürfe erhoben hat, wie Sie unter na-
mentlicher Nennung einzelner Bestimmungen die-
sen Protest zurückgewiesen haben und wie Sie ins-
besondere Ihre Formulierung, daß die Bundesregie-
rung das Notwendige in der üblichen Weise und 
richtig getan habe, spezifizieren? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
steht dem Innerdeutschen Ausschuß zur Verfügung. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzfrage 
mehr? 

Ich rufe die Frage 98 des Herrn Abgeordneten 
Straßmeir auf: 

Ist zudem ein förmlicher Protest nicht auch aus Gründen der 
Fürsorgepflicht gegenüber den Mitarbeitern der Ständigen Ver-
tretung geboten? 

Wischnewski, Staatsminister: Wie ich bereits dar-
gelegt habe, wird die Frage der Reaktion gegen-
über der DDR in die Prüfung des Aide-mémoires  

der DDR einbezogen. Auch der von Ihnen genannte 
Aspekt wird hierbei berücksichtigt werden. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß bereits 
der Herr Bundeskanzler in seiner Rede vor dem 
Deutschen Bundestag am 19. Januar 1977 anläßlich 
der Aussprache über die Regierungserklärung mit 
großer Deutlichkeit erklärt hat, daß sich die Mit-
arbeiter unserer Ständigen Vertretung in ihrer 
Arbeit strikt innerhalb der ihnen gezogenen Gren-
zen halten und sich nicht in die inneren Angelegen-
heiten der DDR einmischen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, kön-
nen Sie eine Mitteilung darüber machen, ob die von 
Ihnen bisher gewählten Formen des Protestes ir-
gendeine Auswirkung in positiver Hinsicht hatten? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich darf feststellen, 
daß die Kontrollen, die es gegenüber den Besuchern 
vor der Ständigen Vertretung gegeben hat, nach 
einem Tag nicht mehr durchgeführt worden sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte schön, Herr Ab-
geordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
darf ich aus Ihrer Antwort schließen, daß die Bun-
desregierung die Auffassung teilt, daß die Ertei-
lung von Auskünften durch die Angehörigen der 
Ständigen Vertretung an Deutsche in der DDR kein 
Verstoß gegen die Bestimmungen über die Errich-
tung der Ständigen Vertretung, die von beiden deut-
schen Staaten vereinbart wurden, darstellt? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Arbeitsmethode 
der Ständigen Vertretung steht in gar keiner Weise 
im Widerspruch zu den vertraglichen Vereinbarun-
gen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Dann rufe ich die Frage 99 des Herrn Abgeordne-
ten Straßmeir auf: 

Muß die Bundesregierung nicht befürchten, daß durch die 
Unterlassung von Maßnahmen gegen die neuesten Willkürakte 
die DDR ständig versuchen wird, den Besuchsverkehr mit unserer 
Vertretung einzugrenzen oder gar abzuschneiden? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hat alles Erforderliche getan. Durch ihren scharfen 
und nachdrücklichen Protest hat sie der DDR-Regie-
rung deutlich zu verstehen gegeben, daß sie jeden 
Versuch, die Tätigkeit unserer Ständigen Vertretung 
einzuschränken, sehr ernst nimmt. Die DDR hat dar-
aufhin die Besuchskontrollen vor dem Betreten un-
serer Ständigen Vertretung wieder eingestellt. Die 
Bundesregierung wird auch in Zukunft alles tun, um 
Einschränkungen der Tätigkeit unserer Ständigen 
Vertretung zu verhindern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 
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Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wie 
interpretiert denn die Bundesregierung ihre Bemer-
kungen, daß sie solche Schritte sehr ernst nehme? 

Wischnewski, Staatsminister: In der Weise — wie 
in diesem Falle geschehen —, daß sie in dem not-
wendigen Maße protestiert. Daraufhin ist ja auch 
am nächsten Tag eine Änderung eingetreten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, sind 
Sie der Meinung, daß durch diese Art des Vorgehens 
die Wiederholungsgefahr ausgeschlossen ist? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich kann keine Er-
klärungen abgeben, die für alle Zukunft Gültigkeit 
haben. Aber ich kann für die Bundesregierung ein-
deutig erklären, daß sie alles aus ihrer Sicht und von 
ihren Möglichkeiten her Notwendige unternehmen 
wird, um eine solche Situation für die Zukunft zu 
verhindern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
hat die DDR-Regierung irgendwelche Erklärungen 
darüber abgegeben, ob sie ihre Begründung, mit der 
sie das Aufstellen der Posten vor der Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland gerechtfertigt hat, 
weiterhin als gültig und rechtlich bindend erachtet, 
oder hat sie die Posten nur stillschweigend wieder 
abgezogen, ohne der Bundesregierung irgendwelche 
Auskünfte zu geben? 

Wischnewski, Staatsminister: Diese Frage wird 
dann behandelt werden, wenn die Prüfung des 
Aide-mémoires abgeschlossen ist und die Entschei-
dung gefällt wird, in welcher Form darauf reagiert 
wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Dann rufe ich die Frage 100 des Herrn Abgeordne-
ten Reddemann auf: 

Liegen der Bundesregierung Informationen vor, daß der Stän-
dige Vertreter der DDR-Regierung in Bonn, Michael Kohl, im 
Auftrag der sowjetischen Geheimpolizei an der Zerschlagung 
freiheitlicher Regungen in der Universität Jena beteiligt war? 

Wischnewski, Staatsminister: Frau Präsidentin, ich 
würde gerne beide Fragen im Zusammenhang beant-
worten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Der Fragesteller ist 
einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 101 des 
Herrn Abgeordneten Reddemann auf: 

Handelt es sich bei dem Ständigen Vertreter der DDR-Regie-
rung in Bonn, Michael Kohl, um jenen Michael Kohl, der Anfang 
der 50er Jahre offizieller Vertreter des Ministeriums für Staats-
sicherheit bei der Landesleitung des Kulturbunds zur demo-
kratischen Erneuerung Deutschlands, Landesverband Thüringen, 
Weimar, Friedrich-Engels-Ring 63, war? 

Wischnewski, Staatsminister: Der Leiter der Stän-
digen Vertretung der Deutschen Demokratischen Re-
publik, Dr. Michael Kohl, ist offizieller Vertreter der 
DDR in der Bundesrepublik Deutschland. Es ent-
spricht nicht den Gepflogenheiten, über die Person 
des offiziellen Vertreters eines anderen Staates im 
Parlament des Empfangsstaates zu diskutieren. Die 
Bundesregierung gedenkt, sich daran zu halten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, gäbe 
mir die Bundesregierung recht, wenn ich feststellte, 
daß es nicht nur ein unfreundlicher, sondern ein be-
leidigender Akt ist, wenn eine Regierung einer an-
deren Regierung einen Ständigen Vertreter schickt, 
der nicht nur allgemein an der Sowjetisierung Mit-
teldeutschlands teilgenommen hat, sondern speziell 
als sowjetischer Polizeispitzel tätig gewesen ist? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe bereits zum 
Ausdruck gebracht, daß sich die Bundesregierung an 
dieser öffentlichen Diskussion nicht beteiligt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Zusatzfrage. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, soll 
das bedeuten, daß sich die Bundesregierung nicht 
vergewissert hat, wen die DDR-Regierung als Zei-
chen ihres guten Willens als Ständigen Vertreter 
hierher gesandt hat? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregierung 
hat das getan, was in solchen Fällen üblich ist. Ich 
habe dem, was ich zu Beginn gesagt habe, nichts 
hinzuzufügen. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Ich allerdings 
dann auch nicht!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte schön, noch eine 
Zusatzfrage. 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Wird die Bundesregie-
rung dann wenigstens nichtöffentlich die behaupte-
ten Vorgänge um Michael Kohl klären? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe dem, was 
ich zu Beginn gesagt habe, nichts hinzuzufügen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wird ja 
immer einsilbiger!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich darf mich bei 
Herrn Staatsminister Wischnewski bedanken. 

Ich rufe die Frage 104 des Herrn Abgeordneten 
Schäfer (Offenburg) aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Forschung und Technologie auf. 

Welche „politischen, technischen und wirtschaftlichen" Gründe 
im einzelnen haben die Bundesregierung bewogen, bis heute 
nicht in Verhandlungen mit der Regierung der Vereinigten Staa-
ten über die Möglichkeiten einer Entsorgung deutscher Kern-
kraftwerke in den USA einzutreten? 

Zur Beantwortung dieser aufgerufenen Frage steht 
Herr Staatsminister von Dohnanyi aus dem Auswär-
tigen Amt zur Verfügung. 
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Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, die Überlegungen über die mit 
der Entsorgung zusammenhängenden Fragen sind 
weder in der Bundesrepublik noch in den Vereinig-
ten Staaten abgeschlossen. Die Möglichkeit einer Zu-
sammenarbeit mit den Vereinigten Staaten kann des-
wegen erst im Rahmen des Gesamtkonzepts behan-
delt werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Darf ich davon aus-
gehen, Herr Staatsminister, daß die in der ursprüng-
lichen Frage angesprochene Entscheidung, in Ver-
handlungen mit den Vereinigten Staaten einzutre-
ten, von der Bundesregierung bislang nicht getroffen 
worden ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich will wiederholen: Erst muß das Konzept der Ent-
sorgung sowohl in den Vereinigten Staaten als auch 
hier klar genug sein, um eine entsprechende Behand-
lung überhaupt zu ermöglichen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Zusatzfrage. 

Schäfer (Offenburg) (SPD) : Bezieht die Bundesre-
gierung in ihre diesbezüglichen Überlegungen ein, 
daß dem Weißen Haus seit einigen Monaten in dem 
sogenannten Free Report vorgeschlagen wird, auch 
abgebrannte Brennelemente aus anderen Ländern in 
den Vereinigten Staaten zu lagern? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
dies ist bekannt. Aber es ist ebenso bekannt, daß es 
zu diesen Vorschlägen auch in den Vereinigten Staa-
ten unterschiedliche Auffassungen gibt. Die Ver-
handlungen werden erst sinnvoll, wenn sich auch 
dort das Konzept geklärt hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage, bitte schön. 

Dr. Schwencke (Nienburg) (SPD) : Herr Staatsmini-
ster, wann ist damit zu rechnen, daß die Bundesre-
gierung über ein solches Gesamtkonzept für die Ent-
sorgungsproblematik verfügen kann? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die zuständigen Ressorts und die Bundesregierung 
haben zu dieser Frage an verschiedenen Stellen Aus-
kunft gegeben. Wie Sie wissen, handelt es sich um 
ein äußerst kompliziertes Problem. Ich glaube, man 
kann zu diesem Zeitpunkt keinen endgültigen Ter-
min nennen, bis zu dem diese sehr schwierige Frage 
befriedigend beantwortet sein wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, darf ich aus 
Ihren Ausführungen schließen, daß auch innerhalb 
der Bundesregierung keine Einheitlichkeit in der 
Auffassung zu dieser Frage besteht? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
diesen Schluß dürfen Sie auf keinen Fall ziehen. Die 
Tatsache, daß zu bestimmten Fragen auch in der 
Bundesregierung noch diskutiert wird, bedeutet 
nicht, daß es Meinungsverschiedenheiten gibt, son-
dern, wie ich dem Kollegen eben sagte, daß diese 
Frage eine komplizierte Frage ist und ein endgülti-
ges Konzept noch nicht vorliegt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Hasin-
ger, eine Zusatzfrage. 

Zuvor möchte ich aber Sie alle bitten, sich jeweils 
rechtzeitig an ein Mikrophon zu begeben; denn es 
ist sehr schwer, plötzlich aufspringende Kollegen zu 
berücksichtigen. 

Hasinger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wäre 
es nicht sinnvoll, die Verhandlungen mit den Ver-
einigten Staaten zum frühestmöglichen Zeitpunkt, 
also schon jetzt, zu beginnen, bevor sich dort drüben 
Verfestigungen ergeben? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
bezüglich des frühestmöglichen Zeitpunkts könnte 
ich Ihnen zustimmen, wenn man solche Verhandlun-
gen führen will. Aber der frühestmögliche Zeit-
punkt sollte eben der sein, zu dem die Konzeptio-
nen — ich unterstreiche: auf beiden Seiten, insbe-
sondere auch auf der amerikanischen Seite — klar 
genug sind, um solche Gespräche sinnvoll erschei-
nen zu lassen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Die Fragen 105 und 
106 werden auf Bitte des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 107 des Herrn Abgeordneten 
Gierenstein auf. — Der Herr Abgeordnete ist nicht 
im Saal. Die Frage wird ebenso wie Frage 108 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 109, 110 und 111 werden auf Bitten der 
Fragesteller ebenfalls schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 112 des Herrn Abge-
ordneten Spranger auf: 

Trifft es zu, daß Ost-Berlin die Internationale Konvention 
über zivile und politische Rechte — die auch für die „DDR" ver-
bindlich geworden ist — so interpretiert, daß sie keinen völker-
rechtswirksamen Anspruch auf Auswanderungsfreiheit begrün-
det, und welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung 
gegebenenfalls für ihre künftige Vertragspolitik aus einer Auf-
fassung, die die völkerrechtliche Möglichkeit zur Begründung in-
dividueller Rechte leugnet? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Es trifft zu, daß 
die DDR den internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte vom 19. Dezember 1966, der 
am 23. März 1976 in Kraft getreten und auch von der 
DDR ratifiziert worden ist, restriktiv interpretiert. 
Dies gilt auch für die Auswanderungsfreiheit. 

Die Auffassung der DDR läuft offenbar darauf hin-
aus, daß internationale Vereinbarungen wie der er- 
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wähnte Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
nicht direkt Menschenrechte als subjektive Rechte 
gegenüber dem Staat begründen, sondern daß In-
dividualrechte des einzelnen Bürgers gegenüber dem 
Staat erst auf Grund entsprechender innerstaatlicher 
Gesetze entstehen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das 
materielle Ziel des internationalen Pakts über die 
bürgerlichen und politischen Rechte allerdings nicht 
erreicht werden kann, wenn bei dieser Umsetzung 
in innerstataliches Recht die subjektiven Rechte des 
einzelnen unangemessen eingeschränkt werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, läßt 
sich diese Haltung nach Ansicht der Bundesregie-
rung mit Geist und Buchstaben der KSZE-Dokumente 
von Helsinki in Einklang bringen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich möchte Ihre Frage etwas differenzieren. Mit dem 
Geist, so meinen wir, nein. In der Frage des Buch-
staben beruft sich die DDR — da liegen uns Unter-
lagen vor — auf den Artikel 19 des Paktes, der hin-
sichtlich der Umsetzung in innerstaatliches Recht 
eine Reihe von Detailvorgaben gibt. Wir meinen 
allerdings, daß dies eben mit dem Geist des Paktes 
so nicht vereinbar ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, was 
wird die Bundesregierung tun, um die Identität des 
Verhaltens der DDR mit dem Geist von Helsinki 
herzustellen, und wird sie insbesondere in Belgrad 
dieses Problem zur Sprache bringen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bundesregierung wird wie bisher alle ihre poli-
tischen Möglichkeiten einsetzen, um die Verwirk-
lichung von Menschenrechten zu ermöglichen. Sie 
wird sich dabei — wie in der Vergangenheit — in 
erster Linie von der Wirksamkeit des Handelns be-
stimmen lassen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, Sie 
haben hier das restriktive Verhalten der DDR noch 
einmal interpretiert und bestätigt. Gibt es Parallel-
fälle, in denen sich andere Staaten genauso restrik-
tiv verhalten wie die DDR angesichts der Ratifizie-
rung des Inkrafttretens der Menschenrechtspakte 
nach dem 23. März 1976? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Hupka, Sie haben eben selber das Datum des 
23. März 1976 noch einmal genannt. Die Frist ist 
kurz, und ich kann hier im Augenblick nicht fest-
stellen, wie diese Interpretation und die innerstaat-

liche Umsetzung in den übrigen Teilnehmerstaaten 
erfolgt ist. Ich bin aber gerne bereit, Herr Kollege, 
Ihnen darüber zu einem späteren Zeitpunkt Aus-
kunft zu geben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
teilt die Bundesregierung angesichts der ihr be-
kannten Haltung der DDR, daß die Bestimmung 
dieses Paktes keine unmittelbare Rechtswirkung 
zwischen dem Bürger und seinem Staat erzeuge, 
meine Auffassung, daß dann — jedenfalls nach den 
Bestimmungen des Paktes und nach den Abschlüs-
sen von Helsinki — eine Pflicht der DDR besteht, 
diese Pakte durch geeignete Schritte in der Weise 
in innerstaatliches Recht umzusetzen, daß dann tat-
sächlich Rechtsansprüche des Bürgers gegen seinen 
Staat entstehen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Jäger, ich habe zuvor gesagt, daß die Bundesregie-
rung der Auffassung ist, daß eine Umsetzung des 
Paktes in innerstaatliches Recht natürlich im 
Sinne des Geistes dieses Paktes geschehen sollte, 
so daß dadurch auch entsprechende innerstaatliche 
Rechte hergestellt werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Stellt diese 
Ihnen von der DDR gegebene Interpretation des 
Paktes nicht eine völkerrechtliche Verletzung im 
Sinne des Paktes über zivile und politische Rechte 
dar, wobei ich nicht auf das innerstaatliche Recht 
der DDR abstelle? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich möchte mich hier nicht zum Anwalt und juristi-
schen Interpreten einer möglichen anderen Rechts-
auffassung machen. Aber — um es so auszudrük-
ken — es gibt auch hierüber Meinungsverschieden-
heiten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, teilt 
die Bundesregierung die Auffassung, daß seit der 
Ratifizierung des Weltpaktes für bürgerliche und 
politische Rechte die Menschenrechte und deren 
Verletzung keinesfalls nur Angelegenheiten inner-
staatlicher Souveränität sind? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Czaja, ich habe darauf hingewiesen, daß auf Grund 
des Paktes nach Auffassung der DDR eine inner-
staatliche Umsetzung die Voraussetzung für die 
Schaffung subjektiven Rechts ist. Es geht um diese 
Umsetzung der völkerrechtlichen Vereinbarungen 
in innerstaatliches Recht, die erst dann subjektives 
Recht des einzelnen Bürgers der DDR herstellen 
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würden. Dies ist die Kernfrage, und zur juristischen 
Implikation habe ich soeben bereits eingehend ge-
antwortet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Die Fragen 113 und 114 des Herrn Abgeordneten 
Fuchs werden, da der Fragesteller nicht im Saal ist, 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 115 des Herrn Abgeordneten 
Coppik auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele deutsche Staats-
bürger seit dem Militärputsch vom 24. März 1976 in Argentinien 
inhaftiert wurden, wie viele bisher wieder freigelassen wurden, 
gegen wie viele in der Zwischenzeit ein Gerichtsverfahren mit 
welchen Anklagen eröffnet wurde? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Frau Präsiden-
tin, darf ich die beiden Fragen im Zusammenhang 
beantworten? 

Vizepräsident Frau Funcke: Wenn der Herr Ab-
geordnete damit einverstanden ist, rufe ich auch die 
Frage 116 auf: 

Welche diplomatischen Maßnahmen hat die Bundesregierung un-
ternommen, um die im Zuge des Militärputsches in Argentinien 
verhafteten Deutschen wieder auf freien Fuß setzen zu lassen, 
und in wie viel Fällen hat sie damit Erfolg gehabt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Der Bundesre-
gierung sind diese Zahlen bekannt. Ich möchte vor-
schlagen, daß ich Ihnen, Herr Kollege, die Einzel-
heiten schriftlich übergebe, weil sie länger sind. 
Ich habe einen entsprechenden Brief für Sie in der 
Sache geschrieben; die Zahlen liegen also vor. 

Wie Sie wissen, erfolgt die Betreuung deutscher 
Staatsangehöriger im Ausland und die Wahrneh-
mung ihrer Interessen gegenüber dem jeweiligen 
Aufenthaltsstaat durch die Auslandsvertretungen 
im Rahmen der beiden Wiener Übereinkommen von 
1961 und 1963, nach dem Konsulargesetz und den 
dazu erlassenen Dienstvorschriften und, wenn nö-
tig, auf Grund von Einzelanweisungen des Auswär-
tigen Amtes, z. B. durch Verbalnoten, persönliche 
Demarchen des Missionschefs oder anderer Mis-
sionsangehöriger im Außenministerium oder durch 
Kontaktaufnahme mit anderen Stellen bzw. entspre-
chenden Persönlichkeiten. Dies geschieht auch bei 
den in Argentinien inhaftierten deutschen Staats-
angehörigen. Deswegen habe ich hier eine aus-
führliche Liste vorgetragen. In zehn Fällen ist die 
Entlassung inhaftierter Deutscher weitgehend auf 
die Intervention unserer Botschaft in Buenos Aires 
zurückzuführen; aber auch in weiteren sechs Fällen 
war ihre Aktivität in starkem Maße Ursache für die 
Freilassung der betreffenden Deutschen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Coppik (SPD) : Herr Staatsminister, auch wenn Sie 
die Zahlen jetzt nicht ausdrücklich nennen können, 

(Staatsminister Dr. von Dohnanyi: Ich kann 
sie nennen, Herr Kollege, ich habe sie hier!) 

frage ich, ob Sie mir dann wenigstens sagen können, 
in wieviel Fällen eine Intervention seitens der deut-
schen Botschaft erfolgte, ohne daß eine Freilassung 
der Inhaftierten die Folge war. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Coppik, diese Zahl liegt mir nicht vor. Wir haben 
nicht überprüft, in wieviel Einzelfällen tatsächlich 
Interventionen erfolgt sind. Ich nannte die verschie-
denen Anlaufstellen in Buenos Aires, die in Frage 
kommen. Ich fürchte auch, daß eine Zählung dieser 
Vorgänge schwierig sein wird; ich will mich bemü-
hen, die Zahl für Sie zu ermitteln. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Die Frage 117 wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 118 des Herrn Abgeordneten 
Hupka auf: 

Treffen Meldungen zu, daß im Januar 1977 ausreisewillige 
Deutsche in der Sowjetunion verhaftet worden sind, ihren Ar-
beitsplatz verloren haben oder am Betreten der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland gewaltsam gehindert worden sind, 
und, wenn ja, um wie viele Deutsche handelt es sich? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Hupka, ich darf annehmen, daß sich Ihre Anfrage 
auf eine dpa-Meldung vom 7. Januar 1977 bezieht, 
und ich möchte Sie bitten, mir zu erlauben, da ich 
dieselbe Frage schon einmal Ihrem Fraktionskolle-
gen Graf Stauffenberg beantwortet habe, daß ich 
Sie auf diese Antwort verweise. Ich übergebe Ihnen 
gern die schriftliche Antwort, um diese hier nicht 
noch einmal verlesen zu müssen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Es tut mir leid, daß ich ge-
gen die Praxis Einwendungen erheben muß; denn 
Graf Stauffenberg ist nicht da. Also konnte seine 
Frage nicht beantwortet werden. Da ich nicht von 
den Gaben des Heiligen Geistes erleuchtet bin, 
kenne ich den Text nicht. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Hupka, die Frage wurde am 20. Januar 1977 schrift-
lich beantwortet. Wenn ich richtig informiert bin, 
Frau Präsidentin, so ist die Antwort inzwischen ab-
gedruckt. Der Heilige Geist mag zwar für manche 
Vorgänge notwendig sein, aber nicht für die Lesung 
von Bundestagsdrucksachen, Herr Kollege Hupka. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, es steht 
Ihnen frei, zur nächsten Fragestunde nach Kenntnis 
der früheren Beantwortung erneut eine Frage zu 
stellen. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ich kann Ihnen 
den Brief gerne geben. Ich bin auch bereit, ihn hier 
nochmal zu verlesen. Aber er datiert vom 20. Ja-
nuar, als schriftliche Beantwortung an den Grafen 
Stauffenberg zum selben Vorgang. 
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Dr. Hupka (CDU/CSU) : Ich bitte um Entschuldi-
gung. Aber das ist eine Frage vom Grafen Stauffen-
berg, die sich auf diesen Vorgang bezieht. Die kann 
doch nicht vor der Einreichung der Frage beant-
wortet worden sein. Das sind Fragen für den 2. und 
3. Februar. Hier muß irgendwie jemand auf der 
Leitung stehen. 

(Wehner [SPD] : Machen Sie es doch mit 
Stauffenberg aus und nicht hier im Plenum!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Staatsminister, 
haben Sie die Antwort da? Dann wäre es die ein-
fachste Methode, sie hier zu verlesen. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ich bedanke 
mich. Herr Kollege Hupka, ich habe mit Datum vom 
20. Januar an den Kollegen Graf Stauffenberg ge-
schrieben: 

Von den in der dpa-Meldung angeführten Na-
men sind der Botschaft bisher die Ausreise-
bemühungen von zwei der Betroffenen zur 
Kenntnis gekommen. 

— Inzwischen sind, wenn ich das nachtragen darf, 
alle vier bekannt. — 

Aus der Gegend um Alma-Ata liegen uns seit 
Jahren Meldungen vor, wonach eine größere 
Anzahl von deutschstämmigen Familien sich 
um eine Ausreise bemühen. Verschiedentlich 
wurde auch bekannt, daß diese Familien, um 
ihrem Anliegen Nachdruck zu verleihen, ihre 
Pässe sowjetischen Behörden zurückgeben. 
Diese haben in einigen wenigen Fällen dem 
Ausreisebegehren stattgegeben, in anderen uns 
bekannten Fällen jedoch verhalten sie sich 
restriktiv und ablehnend. 

Die Botschaft Moskau hat bisher die ihr be-
kannten Ausreisebemühungen der Betroffenen 
mit Beratung und Hilfe unterstützt und wird 
auch in Zukunft alle Möglichkeiten, die ihr 
zur Verfügung stehen, nutzen. Unsere Vertre-
tung legt dabei auch besonderes Gewicht auf 
die einschlägigen Aussagen der Schlußakte von 
Helsinki. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage? 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Ist der Bundesregierung 
bekannt, daß Aussiedlungswillige gar nicht bis zu 
unserer Botschaft in Moskau vordringen können und 
daß sie, wenn sie einmal nach Moskau gefahren 
sind, nachher sehr bedenkliche Nachteile in Kauf 
nehmen müssen, weil sie die Reise nach Moskau 
angetreten haben, um unsere Botschaft zu betreten? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Hupka, Vorgänge dieser Art sind auch der Bot-
schaft, sind auch der Bundesregierung berichtet wor-
den. Auf der anderen Seite möchte ich unterstrei-
chen, daß hinsichtlich der Familienzusammenfüh-
rung z. B. gerade während des letzten Jahres ein 
ganz erheblicher Zuwachs zu verzeichnen war. Hier 
allerdings bemerken wir das restriktive Verhalten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Zusatzfrage? 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Sie haben, Herr Staatsmi-
nister, ich glaube auch zu Recht, auf die KSZE- 
Schlußakte abgehoben und darauf, daß das Verhal-
ten der Sowjetunion dazu in Widerspruch stehe. 
Wie reagiert nun die Bundesregierung auf diesen 
Widerspruch zwischen Text und tatsächlichem Ver-
halten einer der Signatarmächte dieser Schlußakte? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung versucht, wie Sie wissen, Herr Kollege, mit 
den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln und mit 
dem Ziel, wirksam sein zu können, zu helfen. Sie 
wird das auch in diesen Fällen, wie ich gesagt 
habe, weiterhin tun. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, hält es die 
Bundesregierung nicht für erforderlich, im Laufe der 
nächsten Zeit einmal einen Bericht über die wach-
sende Dissonanz zwischen Geist und Wirklichkeit 
der Ausführung der Verträge vorzulegen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wir werden ja im Laufe des Sommers bzw. des 
Herbstes dieses Jahres in Belgrad eine Überprü-
fungskonferenz über die Ergebnisse von Helsinki 
haben. Diese Konferenz wird Gelegenheit geben, 
die Standpunkte aller Seiten zu hören und vorzu-
tragen. Bei der Gelegenheit wird sicherlich auch 
über solche Fälle gesprochen werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Frage. 
Dann rufe ich Frage 119 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czaja auf: 

Wird die Bundesregierung eine Demarche bei der Regierung 
der CSSR dahin gehend erheben, die nach Artikel 19 des Welt-
pakts für bürgerliche und politische Rechte menschenrechtswidri-
gen Unterdrückungsmaßnahmen gegen die Unterzeichner der 
„Charta 77" zu unterlassen, nachdem die Bundesregierung wil-
lens ist, die Bestimmungen des Weltpakts „in vollem Umfang 
zur Anwendung zu bringen" (Drucksache 7/5948, S. 6, Nummer 10) 
und es Recht eines jeden Vertragsstaats ist — das nicht durch 
die besondere Regelung der Staatenbeschwerde nach Artikel 41 
des Pakts ausgeschlossen wird —, die Beendigung von Vertrags-
verletzungen auch im zweiseitigen Verhältnis zu fordern (Ant-
wort auf meine Frage vom 10. Dezember 1976)? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung ist der Meinung, daß das Verhalten der 
Regierung der CSSR gegenüber den Unterzeichnern 
der Charta 77 mit dem Geist des internationalen 
Paktes für bürgerliche und politische Rechte nicht 
vereinbar ist. 

Die Bundesregierung teilt jedoch nicht Ihre Auf-
fassung, Herr Kollege, daß dieser Tatbestand be-
reits zwingend eine Rechtsgrundlage für die von 
Ihnen vorgeschlagenen Schritte darstellen würde. 
Die Bundesregierung ist in  erster Linie an der Wirk-
samkeit ihres Handelns für die Menschenrechte 
interessiert, und sie wird die ihr zur Verfügung 
stehenden politischen Möglichkeiten auch zukünftig 
ausschöpfen, um Entwicklungen für Meinungsfrei- 
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heit und zur Verwirklichung der Menschenrechte 
zu unterstützen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, welche 
rechtlichen oder politischen Hindernisse sieht die 
Bundesregierung dagegen, daß sie ähnlich wie ihr 
verbündete freiheitliche Staaten reagiert, beispiels-
weise wie Großbritannien, das den tschechoslowa-
kischen Botschafter einbestellte und eine Demarche 
gegen die Verletzung des Menschenrechtspaktes der 
UNO und der feierlichen Erklärung von Helsinki 
erhob, oder das amerikanische Außenamt, das diese 
Unterdrückung öffentlich scharf mißbilligte, oder 
wie die norwegische und andere Regierungen, und 
halten Sie das nicht für wirksam? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Czaja, ich habe eben an dieser Stelle darauf hinge-
wiesen, daß nach unserer Auffassung das Verhalten 
der Regierung der CSSR nicht in Übereinstimmung 
mit den von Ihnen genannten Grundlagen ist. Ich 
habe also in dieser Beziehung für die Bundesregie-
rung eindeutig Stellung genommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, nach-
dem die Bundesregierung in einer früheren Frage-
stunde erklärt hatte, daß sie alle zulässigen Maß-
nahmen gegen die Verletzung des Menschenrechts-
paktes der UNO in vollem Umfang zur Anwendung 
bringt, frage ich, warum sie die Möglichkeiten des 
Völkerrechts — Einzeldemarchen, Kollektivdemar-
chen, Schadenersatzansprüche, sonstige friedliche 
und zulässige Retorsionsmaßnahmen — nicht an-
wenden will, nachdem sich das Auswärtige Amt in 
einer Fragestunde ausdrücklich zu der Pflicht be-
kannt hat, auf Grund des Weltpaktes im zweiseiti-
gen Verhältnis die Unterlassung der Durchführung 
von Maßnahmen zum Schutze der Menschenrechte 
zu rügen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Czaja, ich will noch einmal unterstreichen: das ist 
es, was auch an dieser Stelle eben geschehen ist. 
Aber es ist fraglich, ob die von Ihnen vorgeschlage-
nen Schritte wirklich die Rechtsgrundlage geben, 
von der Sie meinen, daß sie besteht. Ich hielte es 
nicht für zweckmäßig, mich jetzt hier darüber aus-
zubreiten, welche völkerrechtlichen Gegenargumen-
te eventuell vorgebracht werden könnten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, Sie 
haben in der Antwort vorhin gesagt, daß die Bun-
desregierung bezüglich der Charta 77 — wörtlich — 
ihre „politischen Möglichkeiten ausschöpfen" wird. 
Könnten Sie das ein bißchen mit Inhalt ausstatten  

und sagen, was Sie unter „politische Möglichkeiten 
ausschöpfen" verstehen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Möglichkeiten der Bundesregierung sind hier in 
erster Linie politische. Darauf wies ich soeben hin. 
Wir werden unter anderem im Zusammenhang mit 
der bereits angesprochenen Konferenz den einzelnen 
Tatbeständen nachgehen. Im übrigen hat die Bun-
desregierung zu dem Sachverhalt auch hier eine 
eindeutige Position bezogen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
minister, ist sich die Bundesregierung bewußt, daß 
durch den Pakt über politische und zivile Rechte das 
humanitäre Interventionsrecht praktisch über das 
Schutzrecht für eigene Staatsangehörige hinaus er-
weitert worden ist, daß also unter Hinweis auf die-
sen Pakt auch für nichtdeutsche Staatsangehörige in-
terveniert werden kann? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
Sie haben eben Ihre Interpretation des Völkerrechts 
gegeben. Ich habe vorhin schon darauf hingewiesen, 
daß von anderer Seite auch andere Interpretationen 
vorliegen. Ich möchte an dieser Stelle nicht eine De-
batte über die Möglichkeiten rechtswissenschaftli-
cher Positionen in der einen oder anderen Form 
führen. Wichtig ist die eindeutige politische Stellung-
nahme, und die habe ich hier abgegeben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
nachdem Sie die Frage des Kollegen Czaja nach 
einer Erklärung der Bundesregierung damit beant-
wortet haben, Sie hätten diese Erklärung namens 
der Bundesregierung jetzt in Ihrer Antwort auf 
seine Frage abgegeben, möchte ich gerne wissen, ob 
Sie meine Auffassung teilen, daß die Opposition 
durch ihre Frage der Bundesregierung eine wir-
kungsvolle Unterstützung insofern gegeben hat, als 
sie Ihnen die Möglichkeit eröffnete, diese Erklärung 
hier abzugeben. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Jäger, wenn ich mich richtig erinnere, habe ich 
„auch" hier gesagt: Es ist an verschiedener Stelle 
bereits auf unsere Auffassung in diesen Menschen-
rechtsfragen, auch hinsichtlich der Charta 77, hinge-
wiesen worden. So sehr ich Ihre Unterstützung be-
grüße — sie ist nicht Ursache für unsere Position. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 120 des Herrn Abgeordneten 
Jäger (Wangen) auf: 

Muß aus der Antwort der Bundesregierung auf meine Frage 
nach konkreten Schritten zur Vorbereitung der KSZE-Prüfungs-
konferenz in Belgrad der Schluß gezogen werden, daß es solche 
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konkreten Schritte bislang nicht gegeben hat, und um welche 
Schritte handelt es sich verneinendenfalls im einzelnen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Es hat selbstver-
ständlich derartige Vorbereitungen gegeben. Ich 
nenne u. a. Schritte im Rahmen der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit, in der NATO, im Euro-
parat, im Wirtschaftsausschuß der Vereinten Na-
tionen in Genf, aber auch in bilateralen Gesprächen 
mit den Teilnehmerstaaten in West und Ost. 

Die Bundesregierung wird also auch für die Kon-
ferenz in diesem Jahr das im Ergebnis von Helsinki 
erprobte Verfahren enger Konsultationen insbeson-
dere mit unseren Freunden und Verbündeten prak-
tizieren. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
hat die Bundesregierung, um nur einen besonders 
wichtigen Fall herauszugreifen, mit der DDR oder mit 
osteuropäischen Nachbarstaaten — z. B. in Gesprä-
chen über das in Helsinki in Korb III der Schlußakte 
niedergelegte Recht auf Reisen aus beruflichen oder 
persönlichen Gründen von Staatsangehörigen aller 
Unterzeichnerstaaten — Verhandlungen mit dem 
konkreten Ziel geführt, dieses Recht nun in prakti-
sche Taten dieser Staaten umzusetzen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Jäger, in allen diesen Gesprächen oder Konsulta-
tionen werden alle Vorgänge dieser Art angespro-
chen. Aber ich glaube nicht, daß es gut wäre, an die-
ser Stelle dem Ergebnis der Konsultationen und Ge-
spräche vorzugreifen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Frage, 
Herr Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Darf ich noch einmal 
präzisierend fragen, Herr Staatsminister: Mit wel-
chen Staaten, bei denen dieses Recht nun für uns 
im Interesse der Menschen besonders erstrebenswert 
wäre, sind bisher schon über diesen bestimmten 
Punkt des Korbes III der Schlußakte Gespräche und 
Verhandlungen geführt worden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ich hatte vorhin 
gesagt, Herr Kollege Jäger: mit Staaten in West und 
Ost. Es ist mit einer Reihe von Staaten in Osteuropa, 
auch übrigens mit der DDR, über Vorgänge dieser 
Art gesprochen worden. Aber ich möchte, wie ge-
sagt, hier nicht dem Ergebnis der Konsultationen und 
Gespräche und damit auch der Position, die bei der 
Konferenz einzunehmen sein wird, vorgreifen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Lenz. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Staatsmi-
nister, würde die Bundesregierung den Nichterlaß 
von innerstaatlichen Rechtsvorschriften, die den In-
halt des Korbes III in innerstaatliches Recht trans-
formieren, als eine Verletzung der dort eingegan-

genen Verpflichtungen ansehen, und würde sie einen 
solchen Sachverhalt auf der KSZE-Prüfungskonferenz 
in Belgrad zur Sprache bringen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Soweit inner-
staatliches Recht notwendig ist, Herr Kollege, um 
diesen Inhalt umzusetzen — das ist ja nicht überall 
und nicht für alle Vorgänge der Fall —, würden wir 
in der Tat die Erfüllung der Vereinbarungen darin 
sehen, daß derartiges innerstaatliches Recht ge-
schaffen wird. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Und würde sie 
die Nichterfüllung bis zum Augenblick der KSZE- 
Prüfungskonferenz zum Anlaß nehmen, diesen Sach-
verhalt zur Sprache zu bringen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Diese Sachver-
halte, Herr Kollege Lenz, sind zur Sprache gebracht 
worden. Es kommt allerdings der Bundesregierung 
in erster Linie auf die Wirksamkeit für die Men-
schen und nicht auf politische Deklarationen an. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ich 
will Ihr Wort, daß es auf die Wirksamkeit für die 
Menschen ankommt, gleich aufgreifen: Kann die 
Bundesregierung der Öffentlichkeit auch schon den 
kleinsten Erfolg mitteilen, nachdem sie seit dem 
1. August 1975 ständig in Konsultation mit den an-
deren Signatarmächten der Schlußakte von Helsinki 
ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Hupka, ich kann an dieser Stelle nicht die ganze 
Bilanz ausbreiten, aber ich habe vorhin schon u. a. 
auf die Familienzusammenführung und auch auf die 
Reisen Bezug genommen, und ich glaube, Frau Prä-
sidentin, wenn die Zahlen hier im einzelnen verlangt 
werden, müßte man dazu eine gesonderte Frage 
stellen. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : In Rumänien ist es 
rückläufig!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Frage. 

Ich rufe Frage 121 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schwenke auf: 

Trifft es zu, daß — wie in der polnischen Zeitung „Zycie 
Warszawy" vom Anfang Dezember 1976 gemeldet wurde — drei 
polnischen Persönlichkeiten, dem Sejm-Abgeordneten Osmanczyk, 
Prof. Dr. Pilichowski und dem Mitglied der Polnischen Akademie 
der Wissenschaften Markiewicz, die Einreise in die Bundes-
republik Deutschland nicht gestattet wurde, und wenn ja, welche 
Überlegungen haben die Bundesregierung zu dieser Maßnahme 
bestimmt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Es trifft nicht zu, 
daß dem polnischen Abgeordneten Edmund Osman-
czyk, dem polnischen Professor Pilichowski und 
Herrn Markiewicz die Einreise in die Bundesrepu-
blik Deutschland nicht gestattet worden ist. Viel-
mehr war die Prüfung der Sichtvermerksanträge bis 
zum Zeitpunkt der Nürnberger Verhandlungen ge- 
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gen die Verbrecher der Militärjunta in Chile in 
Nürnberg und Bonn am 24. und 26. November 1976 
nicht abgeschlossen. 

Die Notwendigkeit einer eingehenden Prüfung 
der Sichtvermerksanträge hat nicht in der Person 
der Antragsteller gelegen. Im Rahmen der bilatera-
len Beziehungen mit Polen steht einer Einreise der 
genannten Persönlichkeiten nichts im Wege. Sie sind 
uns — ich unterstreiche das — ganz im Gegenteil 
willkommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Schwencke (Nienburg) (SPD) : Danke, Herr 
Staatsminister. Ist damit gesichert, daß der nächste 
Antrag, der meines Wissens schon läuft, umgehend 
beantwortet wird, ohne daß wieder eine solche gro-
ße Verzögerung eintritt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bearbeitung der Sichtvermerke ist jeweils ein 
besonderer Vorgang. Aber ich unterstreiche noch 
einmal, daß die genannten Herren uns willkommen 
sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, bezie-
hen sich Ihre Erklärungen über das Willkommensein 
des Herrn Osmanczyk auch auf seine von ihm selbst 
in einem Buch veröffentlichten Maßnahmen völker-
rechtswidriger Art gegen die deutsche Bevölkerung, 
an denen er 1945/46 beteiligt war? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich wiederhole, was ich sagte: Die Verzögerung bei 
den Sichtvermerken hat nichts mit der Person der 
Betroffenen zu tun. Die Herren sind uns willkom-
men. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Frage. 
Dann sind wir am Ende der Fragen aus Ihrem Ge-
schäftsbereich. Ich danke Ihnen, Herr Staatsminister 
von Dohnanyi. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung. Zur Beant-
wortung der Fragen steht Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Buschfort zur Verfügung. 

Die Fragen 34 und 35 werden auf Wunsch der Fra-
gestellerin schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen dann zur Frage 36 des Abgeordneten 
Ziegler. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 37 des Abgeordneten Schedl 
auf. — Da der Abgeordnete nicht im Saal ist, wird 
diese Frage ebenfalls schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Zu Frage 38 des Abgeordneten Löher hat der Fra-
gesteller um schriftliche Beantwortung gebeten. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Zu den Fragen 39 und 40 des Abgeordneten Dr. 
Evers hat der Fragesteller ebenfalls um schriftliche 
Beantwortung gebeten. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Damit rufe ich die Frage 41 des Abgeordneten Ha-
singer auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach dem Gesetz über 
die betriebliche Altersversorgung für die Ermittlung von Bei-
trägen an Pensionsversicherungsvereine unverhältnismäßig kost-
spielige mathematische Gutachten nötig sind, und wenn ja, 
welche Konsequenzen wird sie daraus ziehen? 

Bitte schön. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Hasinger, die in Ihrer Frage enthaltene Feststel-
lung, die Ermittlung von Beiträgen an Pensions-
versicherungsvereine erfordere — ich verdeutliche 
jetzt: im allgemeinen — unverhältnismäßig kost-
spielige mathematische Gutachten, ist in dieser 
Form nicht zutreffend. Die Ermittlung der Beiträge 
zur Insolvenzsicherung erfolgt vielmehr im wesent-
lichen reibungslos. Nur in wenigen Einzelfällen ist 
der Aufwand beanstandet worden, der für mathe-
matische Gutachten gemacht worden ist. 

Der Gesetzgeber hat gerade deshalb, um neue 
aufwendige Berechnungen zum Zweck der Insol-
venzsicherung zu vermeiden, auf die Werte zurück-
gegriffen, die ohnehin für die Steuerveranlagung 
ermittelt und nachgewiesen werden müssen. So ist 
bei unmittelbaren Versorgungszusagen des Arbeit-
gebers der Teilwert der Pensionsverpflichtung nach 
dem Einkommensteuergesetz maßgebend. Die für 
die Steuerveranlagung angestellten Berechnungen 
können daher auch im Beitragsverfahren der Insol-
venzversicherung weitgehend verwendet werden. 

Das Gesetz schreibt ferner nicht vor, daß die Er-
mittlung der Beitragsbemessungsgrundlagen von 
einem selbständigen versicherungsmathematischen 
Sachverständigen erfolgen müßte. Vielmehr kann 
auch der Arbeitgeber selbst die Beitragsbemessungs-
grundlage ermitteln, wenn ihm für steuerliche 
Zwecke bereits ein versicherungsmathematisches 
Gutachten vorliegt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Hasinger (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, halten Sie es mit Ihrer Antwort für 
vereinbar, wenn in einem Einzelfall 601 DM Kosten 
für ein versicherungsmathematisches Gutachten an-
gefallen sind, um einen Beitrag an die Pensionskasse 
von 215 DM auszurechnen, oder ist es hier nicht 
vielmehr so, daß Vernunft, Unsinn und Wohltat 
Plage wird? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hasinger, hier geht es auch darum, inwieweit eine 
Beitragsgerechtigkeit herbeigeführt werden kann. 
Ich will nicht auschließen, daß es solche Einzelfälle 
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gibt. Uns ist bekannt, daß sie insbesondere in ge-
meinnützigen Bereichen vorkommen können. 

Das ändert aber nichts daran, daß wir im großen 
und ganzen mit der bisherigen Handhabung zurecht-
kommen. In manchen Einzelfällen wäre sicherlich 
auch zu prüfen gewesen, ob diese Firma oder jene 
Organisation ein solches Gutachten nicht auch von 
der steuerlichen Seite her hätte ableiten können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Zusatzfrage. 

Hasinger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hält die 
Bundesregierung wenigstens insofern eine Verein-
fachung des Gesetzes für möglich, daß ein derarti-
ges Gutachten, ob aus steuerlichen Gründen oder 
aus Gründen der betrieblichen Altersversorgung 
— nicht jede Firma verfügt über einen Versiche-
rungsmathematiker und kann es selbst machen —, 
nur dann erforderlich ist, wenn sich die Zahl der 
bezugsberechtigten Arbeitnehmer verändert? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich kann die Erfahrungswerte, die die Insolvenz-
kasse gemacht hat, nicht jetzt hier ausbreiten. Meine 
Informationen gehen allerdings dahin, daß die Bei-
tragsermittlung im wesentlichen reibungslos läuft. 
Ich bin gern bereit, das Beispiel, das Sie angeführt 
haben, noch einmal prüfen zu lassen und Ihnen 
dann eine Mitteilung zu machen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Danke schön!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 42 des Herrn Abgeordneten 
Horstmeier auf. 

Hat die Bundesregierung Überlegungen angestellt, die durch-
schnittlichen Arbeitsverdienste für die Berechnung der Ver-
letzten- und Hinterbliebenenrenten in der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaft, bisher 9 000 DM, anzuheben und gegebe-
nenfalls wann und in welcher Höhe? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, die Festsetzung durchschnittlicher Jah-
resarbeitsverdienste in der landwirtschaftlichen Un-
fallversicherung ist Aufgabe eines Ausschusses der 
Selbstverwaltung jeder landwirtschaftlichen Berufs-
genossenschaft. Kraft Gesetzes hat eine Neufest-
stellung alle vier Jahre zu erfolgen. Dies bedeutet, 
daß die Ausschüsse für die ab 1. Januar dieses Jah-
res geltenden Durchschnittssätze neue Beschlüsse 
fassen müssen. Nach meinen Informationen ist da-
von auszugehen, daß die Vorarbeiten für die Neu-
festsetzung in vollem Gange sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
die Bundesregierung, wenn sie eine Anhebung auf 
Grund des Abstands zu den gewerblichen Renten 
für nötig hält, bereit und in der Lage, zusätzliche 
Bundesmittel in den Haushalt einzuplanen, damit 
dies möglich wird? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Horstmeier, dies ist nicht Bestandteil der Frage, und 
ich habe natürlich keine haushaltsplanmäßigen 
Überlegungen angestellt, sondern nur prüfen lassen, 
wer jetzt diese Neufestsetzung vorzunehmen hat. 
Ich gehe davon aus, daß zunächst einmal das eine 
getan und dann sicher auch die finanzielle Seite 
geprüft werden muß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Die Frage 43 soll schriftlich beantwortet werden. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 44 der Abgeordneten Frau Dr. 
Martiny-Glotz auf. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Schwierigkeiten bei der 
Einführung eines einheitlichen Sicherheitszeichens für Prüfungen 
nach dem Maschinenschutzgesetz, über die die Zeitschrift „test" 
berichtet, und welche Maßnahmen wird die Bundesregierung er-
greifen, um die Verbraucher über die Sicherheit von Maschinen, 
Geräten und Spielzeug durch die Hersteller ausreichend infor-
mieren zu lassen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, 
wenn es gestattet ist, würde ich die Fragen 44 
und 45 gern zusammenhängend beantworten. 

(Frau Dr. Martiny-Glotz [SPD] : Keine Be

-

denken!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Dann rufe ich auch die 
Frage 45 der Abgeordneten Frau Dr. Martiny-Glotz 
auf. 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung eine Überarbeitung 
des Maschinenschutzgesetzes mit dem Ziel, den Handel in das 
Gesetz einzubeziehen und damit der Gewerbeaufsicht zu ermög-
lichen, unsichere Maschinen, Geräte und Spielzeug, die vom 
Handel angeboten werden, aus dem Verkehr zu ziehen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin! 
Die im Januar-Heft der Zeitschrift „test" erschie-
nene Darstellung betreffend die Einführung eines 
einheitlichen Sicherheitszeichens ist zutreffend. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
hat im Hinblick auf die von Ihnen genannten 
Schwierigkeiten ein neues aussagefähiges Sicher-
heitszeichen „GS" = geprüfte Sicherheit entwik-
keln lassen, das in Zukunft allen Prüfstellen nach 
dem Maschinenschutzgesetz zur Vergabe für ge-
prüfte Geräte zur Verfügung stehen wird. 

Die Mehrheit der in der Trägergemeinschaft 
Sicherheitszeichen e. V. vertretenen Stellen ist be-
reit, den neuen Anlauf zur allgemeinen Einführung 
eines einheitlichen Sicherheitszeichens zu unter-
stützen. Verhandlungen mit der Trägergemeinschaft 
über Kombinationsmöglichkeiten bestehender Zei-
chen mit dem neuen Sicherheitszeichen sowie über 
neue Vergabemodalitäten stehen unmittelbar vor 
ihrem Abschluß. 

Als weiterer Schritt zur besseren Verbraucher-
information wird bei den zuständigen Landesver-
waltungen erwogen, in gravierenden Fällen sicher-
heitstechnischer Beanstandungen die behördlichen 
Untersagungsverfügungen öffentlich bekanntzuma-
chen. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes be-
merken: 
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Bei der Durchführung des Maschinenschutzgeset-

zes hat es sich in der Tat als Mangel herausgestellt, 
daß bereits beim Händler befindliche, als besonders 
gefährlich erkannte Geräte nicht aus dem Ver-
kehr gezogen werden können. Im Unfallverhütungs-
bericht 1973 wurde hierüber bereits berichtet. Aus 
diesem Grund werden auf Anregung des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung zur Zeit 
zwischen den Spitzenverbänden des Handels und 
der Industrie Vereinbarungen beraten, die auf eine 
stärkere Beachtung des Maschinenschutzgesetzes 
hinauslaufen. 

Durch die Verbände des Handels werden die Mit-
gliedsfirmen auf die Wichtigkeit des Maschinen-
schutzgesetzes für die Sicherheit der Verbraucher 
hingewiesen. 

Durch Änderung der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen sollen die Lieferanten verpflichtet wer-
den, die Bestimmungen des Maschinenschutzgeset-
zes einzuhalten und die Erzeugnisse möglichst 
durch die vom Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung anerkannten Prüfstellen auf Sicher-
heit prüfen zu lassen. Schließlich soll in den neuen 
Einkaufsbedingungen ein Rückgaberecht eingeführt 
werden, nach dem die Handelsfirmen von der Auf-
sicht wegen Sicherheitsmängeln beanstandete Ge-
räte an Hersteller oder Einführer zurückgeben kön-
nen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wie beurteilt die Bundesregierung die Unterstützung 
durch die Bundesländer auf diesem dornenreichen 
Feld, für das die Bundesländer ja gewisse Durch-
führungszuständigkeiten haben? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
ich sagte bereits vorhin, daß wir hoffen, nun bald 
zu einem Abschluß kommen zu können. Es ist rich-
tig: hier sind viele Interessen berührt; die Länder 
sind beteiligt, und die einzelnen Verbände und Or-
ganisationen sind beteiligt. Wir dürfen aber davon 
ausgehen, daß die Beratungen trotz aller Schwierig-
keiten, die uns über lange Zeit begleitet haben, 
nun zu einem Abschluß geführt werden können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Frau Dr. Martiny -Glotz (SPD) : Hält die Bundesre-
gierung Befürchtungen des Zentralverbandes der 
Elektroindustrie für berechtigt, daß das Streben 
nach einem einheitlichen Sicherheitszeichen zu einer 
Fülle von Sicherheitszeichen führen wird, die dann 
von den einzelnen Handelsorganisationen in Kraft 
gesetzt werden? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
gerade zur Beseitigung des bestehenden Zeichen-
wirrwarrs hat das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung die Initiative ergriffen, um ein 
einheitliches, aussagekräftiges Sicherheitszeichen 
einzuführen. Ich will gern eingestehen, daß hier 
noch eine kleine Überschneidung mit dem „VDE"- 

Zeichen erkennbar ist. Wir streben aber an, daß das 
Sicherheitszeichen „GS" und das gut eingeführte 
„VDE"-Zeichen in eine vernünftige Verbindung ge-
bracht werden. Wir sind der Auffassung, daß der 
zum Teil aus geschäftlichen Gründen herbeigeführ-
te Wirrwarr abzubauen ist,  und wir wollen uns 
ganz darauf konzentrieren, daß alle Prüfstellen, 
auch die bei den Versandhäusern, darauf festge-
legt werden, zukünftig ein einheitliches Prüfungs-
zeichen zu verwenden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Frage. 

Frau Dr. Martiny -Glotz (SPD) : Angesichts der Tat-
sache, daß jährlich 10 000 bis 12 000 Unfälle in Haus-
halten durch schadhafte Haushaltsmaschinen, schad-
haftes oder ungeeignetes Kinderspielzeug und ähn-
liches passieren, frage ich Sie: Welchen zeitlichen 
Rahmen setzt sich die Bundesregierung, um ihre 
Bemühungen von Erfolg gekrönt zu sehen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
wir gehen davon aus, daß diese Verhandlungen 
sehr bald abgeschlossen werden können. Ich will 
aber auch hier deutlich sagen: das ist immer noch 
eine Spekulation. Sollte sich herausstellen, daß wir 
nicht zügig zu einem Abschluß kommen, werden 
wir wohl doch gehalten sein, dann eine gesetzliche 
Initiative herbeizuführen, die genau diese Unfall-
trächtigkeit und diesen Wirrwarr unterbindet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Letzte Zusatzfrage. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD) : Nun nützt gerade 
auf dem Verbraucherschutzfeld das beste Gesetz 
nichts, Herr Staatssekretär, wenn man nicht die 
Durchführung gewährleisten kann. Ist daran gedacht, 
die Gewerbeaufsichtsämter und die Bundesländer 
zur Unterstützung eines solchen Verfahrens heran-
zuziehen und hierfür ein bißchen die Werbetrommel 
zu rühren? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
wir sind bei der gesamten Unfallbekämpfung auf die 
Mithilfe der Länder, der Gewerbeaufsichtsämter, der 
Berufsgenossenschaften usw. angewiesen. Ich gehe 
davon aus, daß auch die Länder daran interessiert 
sind, interessiert sein müssen, unfallverhütend tätig 
zu werden. Sicherlich werden die Arbeits- und So-
zialminister der Länder jeweils darauf hinwirken, 
daß sich die Gewerbeaufsichtsämter dieser Frage be-
sonders annehmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Dann rufe ich die Frage 46 des Herrn Abgeord-
neten Lampersbach auf. — Der Herr Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 47 des Herrn Abgeordneten 
Stahl auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Zweckmäßigkeit des 
§ 1249 RVO unter dem Gesichtspunkt, daß den Versicherten die 
Versicherungszeiten, die sie vor dem 1. Januar 1924 erbracht 
haben, unter bestimmten Voraussetzungen aberkannt werden 
und den Sozialgerichten eine Umgehung der bestehenden Rege- 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Lungen nicht möglich ist, zumal der Kreis der davon Betroffenen 
immer kleiner wird, und ist die Bundesregierung bereit, den 
§ 1249 RVO in absehbarer Zeit ganz zu streichen, und was spricht 
dagegen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stahl, die von Ihnen angesprochene Regelung des 
§ 1249 der Reichsversicherungsordnung und die ent-
sprechenden Regelungen in den anderen Rentengeset-
zen sehen gewisse Einschränkungen bei der Anrech-
nung von Versicherungszeiten vor 1924 vor. Betrof-
fen hiervon sind Personen, die insgesamt keine Ver-
sicherungszeit von 180 Kalendermonaten zurückge-
legt und in der Zeit vom 1. Januar 1924 bis zum 
30. November 1948 keinen Beitrag zur gesetzlichen 
Rentenversicherung entrichtet haben. 

Personen, denen auf Grund dieser Regelung die 
Versicherungszeiten vor 1924 nicht angerechnet wer-
den, können nunmehr schon seit über 50 Jahren 
nicht damit rechnen, aus den vor 1924 zurückgeleg-
ten Versicherungszeiten eine Leistung zu erhalten. 
Ich meine, daß schon dieser Gesichtspunkt gegen 
eine Rechtsänderung spricht, zumal die Leistungen, 
die sich hierdurch ergeben würden, immer nur aus 
einer Versicherungszeit von weniger als 180 Mo-
naten berechnet würden und damit nur gering wä-
ren. 

Hinzu kommt, daß auf Grund des Rentenreform-
gesetzes des Jahres 1972 jeder die Möglichkeit 
hatte, durch Entrichtung von zusätzlichen Beiträgen 
die vor 1924 zurückgelegten Versicherungszeiten 
wirksam zu machen. Wer von dieser ihm gebotenen 
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat, sollte 
vom Gesetzgeber heute nicht erwarten dürfen, de-
nen gleichgestellt zu werden, die durch Beitragszah-
lung ihre Versicherungszeiten vor 1924 anrechenbar 
gemacht haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, wie 
groß ist etwa der Kreis der Betroffenen, die auf 
Grund dieses Paragraphen eine bestimmte Zeit ab-
erkannt bekommen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stahl, ich kenne diese Zahl nicht. Aber angesichts 
der Zeitdifferenz von mehr als 50 Jahren kann man 
sicherlich sagen, daß es sich nur um einen relativ 
kleinen Personenkreis handeln kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie, ungeachtet dessen, was Sie soeben gesagt 
haben, so freundlich sein, einmal nachzuprüfen, da 
des öfteren Beschwerden von Beisitzern an Sozial-
gerichten an mich herangetragen werden, die sich 
dahin äußern, daß dieser Paragraph bei der Ermitt-
lung und bei der Festlegung derartiger Fälle für den 
Verlauf der Prozesse sehr hinderlich ist. Die Beisit-
zer sind der Meinung, daß man diese Paragraphen 
in irgendeiner Form abändern sollte, um die Arbeit 
zu erleichtern. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stahl, ich will dieser Frage gern noch einmal nach-
gehen. Dies erscheint vielleicht auch deshalb sinn-
voll, weil es sich um einen so kleinen Personenkreis 
handelt. Obwohl alle die Möglichkeit gehabt haben, 
selber korrigierend einzugreifen, will ich gerne 
noch einmal überprüfen lassen, ob es sozialpolitisch 
gerechtfertigt wäre, diesen Paragraphen aufzuhe-
ben. Aber ich muß hinzufügen, daß ich im Augen-
blick nicht sagen kann, daß das nur so sein könne. 
Ich sage Ihnen gern die Prüfung zu. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des Herrn 
Abgeordneten Nordlohne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, über 
welche Erfahrungen verfügt die Bundesregierung im 
Hinblick auf eine Rücksprache mit den Rentenver-
sicherungsträgern bezüglich der Tatsache, daß eine 
Fülle von Versicherten glaubhaft nachzuweisen ver-
suchen, daß nach dem 1. Januar 1924 Beiträge ent-
richtet wurden, die Belege aber durch Kriegseinwir-
kungen vielfach bei den Versicherungsämtern bzw. 
Versicherungsanstalten nicht mehr vorliegen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Nordlohne, ich erkenne zwar den Zusammenhang 
nicht, weil es sich eben um eine Zeit handelte, die 
vor 1924 lag. Aber zu Ihrer Frage will ich trotzdem 
gerne folgendes sagen. Die Rentenversicherungsträ-
ger bemühen sich sehr, wenn nur die Möglichkeit 
besteht, dem einzelnen Bürger zu helfen, und wenn 
er seine Angaben glaubhaft macht und ein wenig 
selber mithilft, die Zeiten anzuerkennen, in denen 
er gearbeitet hat, sofern es sich um Versicherungs-
zeiten handelt. Ich habe immer wieder den Eindruck 
gewonnen, daß die Rentenversicherungsträger im 
Rahmen ihrer rechtlichen Möglichkeiten hierbei sehr 
behilflich sind. Es kommt allerdings auch darauf an, 
daß sich auch die Einzelperson bemüht, diese Zeiten 
glaubhaft darzustellen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Die Frage 48 des, 
 Herrn Abgeordneten Nordlohne: 

Zu welchem Zeitpunkt hat die Bundesregierung eine verbind-
liche Entscheidung darüber getroffen, daß die allgemeine Bemes-
sungsgrundlage für die Festsetzung der Neurenten ab 1. Januar 
1978 nicht mehr aus dem allgemeinen Einkommensanstieg der 
Jahre 1974, 1975 und 1976 errechnet werden soll, sondern aus 
den Jahren 1975, 1976 und 1977 (geschätzt)? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Nordlohne, ein im Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung erarbeiteter Referentenentwurf 
sieht vor, die bruttolohnbezogene allgemeine Be-
messungsgrundlage ein Jahr näher als bisher an die 
aktuelle Lohnentwicklung heranzuführen. Der un-
mittelbare Anlaß hierfür war der Vorschlag zur Hin-
ausschiebung der 21. Rentenanpassung auf den 1. Ja-
nuar 1979. Durch diese Maßnahme soll kurzfristig 
vermieden werden, daß im Jahre 1978 der Abstand 
zwischen den Zugangsrenten und Bestandsrenten zu 
groß wird. Langfristig soll erreicht werden, daß sich 
die Veränderungen bei den Löhnen und Gehältern 
bei Zugangsrenten und Bestandsrenten ein Jahr 
schneller auswirken als bisher. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 11. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 3. Februar 1977 	509 

Parl. Staatssekretär Buschfort 
Eine Entscheidung über diese Vorschläge wird die 

Bundesregierung voraussichtlich in ihrer Kabinett-
sitzung am 16. Februar 1977 treffen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wel-
ches sind die Gründe dafür gewesen, daß der Herr 
Bundeskanzler die jetzt beabsichtigte Änderung der 
Rentenformel für die Berechnung der Neurenten 
nicht zum Bestandteil seiner Regierungserklärung 
vom 16. Dezember 1976 gemacht hat? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Sie gehen jetzt bereits auf Ihre zweite Frage ein. 
Wenn es erlaubt ist, Frau Präsidentin, würde ich 
diese Frage jetzt gleich beantworten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich rufe dann auch 
die Frage 49 des Abgeordneten Nordlohne auf: 

Weshalb hat die Bundesregierung diese beabsichtigte Ände

-

rung  der bisher geltenden Rentenformel den Mitgliedern des 
8. Deutschen Bundestages in der dreitägigen Bundestagsdebatte 

über die Regierungserklärung vom 19. bis 21. Januar 1977 nicht 
genannt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
zu Ihrer zweiten Frage möchte ich vorab bemerken, 
daß man eine veränderte Fortschreibung der allge-
meinen Bemessungsgrundlage mit der von mir so-
eben dargelegten Zielsetzung nicht als eine „Ände

-

rung der geltenden Rentenformel", wie Sie es nen-
nen, charakterisieren kann. Das Wesentliche an der 
geltenden Rentenformel liegt in der Bruttolohnbe-
zogenheit und in der Dynamik. Beides bleibt auch er-
halten. 

In der Aussprache über die Regierungserklärung 
im Deutschen Bundestag vom 19. bis 21. Januar 1977 
hat sich die Bundesregierung bei der Erläuterung 
ihres Programms zur Verbesserung der Finanzgrund-
lagen der gesetzlichen Rentenversicherung auf die 
besonders finanzwirksamen Maßnahmen konzen-
triert. Dazu zählt die vorgesehene Aktualisierung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage nicht. Sie 
wird sich zunächst nur auf die Zugangsrenten aus-
wirken und demzufolge vergleichsweise geringe fi-
nanzielle Auswirkungen haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie mir zustimmen, wenn ich sage, daß eine 
Änderung der Rentenformel bereits dadurch eintritt, 
daß man gegenüber dem bisherigen Zustand, wo 
feste Werte zugrunde gelegt wurden, in Zukunft 
von einem Schätzwert, mindestens des letzten Jah-
res, ausgeht? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wir kommen doch durch die Verschiebung um ein 
halbes Jahr nicht weiter weg von der bisherigen 
Formel. Ich muß in diesem Zusammenhang noch 
sagen: Ihre Rechnung kann auch deshalb nicht auf-
gehen, weil auch die Rentner wieder schneller an 
die gestiegenen Einkommen der Arbeitnehmer her-
angeführt werden. Was also heute als möglicher 

Nachteil angesehen wird, kann schon morgen ein 
Vorteil sein. 

Ich will hinzufügen: Sie dürften gut in Erinnerung 
haben, daß dies nicht der erste Vorgang dieser Art 
ist. Denn 1958 hat die damalige Regierung eine Ren-
tenanpassung für ein ganzes Jahr ausfallen lassen. 
Damals ist, wenn man so will, erstmals die Verlän-
gerung der Frist eingeleitet worden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da Sie 
vorhin auf die bevorstehende Kabinettsentscheidung 
zu dem Gesamtpaket abhoben, darf ich Sie im Hin-
blick auf diese Rentenformeländerung fragen, ob die 
Bundesregierung zu dieser Stunde erklären kann, 
daß das Bundeskabinett in den bevorstehenden Ka-
binettsitzungen nicht noch neue, der Öffentlichkeit 
bisher unbekannte Änderungen vornehmen wird. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
in dieser Frage ist zu keiner Zeit eine Änderung 
vorgenommen worden. Es ist doch Ihrem Wissens-
durst überlassen, sich den Referentenentwurf, der ja 
Ihrer Fraktion zugeleitet worden ist, so gut und so 
intensiv wie möglich durchzulesen. Wenn Sie das 
getan haben, werden Sie alle Details erkennen. 
Wenn Ihnen allerdings morgen etwas Neues auf-
fällt, das Sie bisher übersehen haben, dann kreiden 
Sie das bitte nicht uns an. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine letzte Zusatz-
frage. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, teilt 
die Bundesregierung die Auffassung der deutschen 
Öffentlichkeit und auch mindestens eines Teils die-
ses Hauses, daß die Änderung der Rentenformel 
für die Berechnung der Neurenten politisch von sol-
chem Gewicht ist, daß man sie in einer Bundestags-
debatte nicht einfach übergehen kann? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Nein. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kroll-Schlüter. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilen Sie die Meinung, daß ein Neurentner bei der 
von Ihnen angedeuteten Neufestsetzung der Be-
messungsgrundlage in den nächsten 13 Jahren — 
von  heute aus gerechnet — Einbußen in Höhe von 
25 000 DM hinnehmen müßte? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
diese Frage ist rein theoretischer Art. Denn auch 
der Rentner, der ein halbes Jahr später die An-
passung erhält, hat natürlich in 13 Jahren einen 
X-Betrag an Verlust. Auch derjenige, der vielleicht 
von anderen Teilen dieses Konsolidierungspro-
grammes betroffen wird, hat seine Nachteile. Das 
ist es ja gerade: Alle sollen in angemessener Weise 
Betroffene oder Beteiligte sein. Das gilt, wenn Sie 
das ganze Programm nehmen, für die Rentner, das 
gilt für die Beschäftigten, das gilt für die Ärzte und 
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Parl. Staatssekretär Buschfort 
für die Apotheker. Gerade darin, daß sich alle be

-

klagen, liegt die Gerechtigkeit unseres Programms. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Hasinger. 

Hasinger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da Sie 
vorhin im Zusammenhang mit der Neufestsetzung 
der Bemessungsgrundlage von beabsichtigten, lang-
fristigen Entwicklungen gesprochen haben, möchte 
ich Sie fragen, ob die Bundesregierung, über das 
Jetzige hinausgehend, an eine Aktualisierung der 
Rentenanpassungen denkt. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das vorgelegte Programm deckt den Zeitraum bis 
1980 ab. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. — Damit sind wir am Ende Ihres Ressorts. 
Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär Buschfort. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung auf. 

Zur Beantwortung steht der Parlamentarische 
Staatssekretär von Bülow zur Verfügung. 

Die Frage 50 des Abgeordneten Dr. Hornhues ist 
vom Fragesteller zurückgezogen worden. 

Ich rufe die Frage 51 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Friedmann auf. — Der Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 52 des Herrn Abgeordneten 
Schlaga auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Teilnehmer an Berufs-
förderungsmaßnahmen in Rehabilitationszentren während der 
Umschulung zur Ableistung von Wehrübungen und des Grund-
wehrdienstes einberufen werden, und hält sie dies für richtig, 
vor allem in Hinsicht auf die zusätzlichen Kosten, die dem so-
zialen Leistungsträger dadurch entstehen? 

Dr. von Bülow, Parl. Statssekretär beim Bundesmi-
nister der Verteidigung: Frau Präsidentin, ich bitte 
um Ihre Genehmigung, die beiden Fragen des Herrn 
Abgeordneten Schlaga im -Zusammenhang beant-
worten zu dürfen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Der Fragesteller ist 
einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 53 des 
Herrn Abgeordneten Schlaga auf: 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die Wieder-
eingliederung in das Berufsleben von erwachsenen Körperbehin-
derten erheblich erschwert wird, wenn die Umschulungsmaßnah-
men unterbrochen werden bzw. das erworbene Wissen nicht zu-
nächst durch praktische Anwendung im Beruf gefestigt werden 
kann, weil der Betroffene zur Ableistung des Wehrdienstes ein-
berufen wird, und wie gedenkt die Bundesregierung hier grund-
sätzlich Abhilfe zu schaffen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schlaga, es trifft zu, daß nach dem Wehrpflichtge-
setz auch der von Ihnen angesprochene Personen-
kreis zu Wehrübungen oder zum Grundwehrdienst 
eingezogen werden kann. Den Besonderheiten der 
Umschulung, der sich die Rehabilitanden zu unter-
ziehen haben, ist jedoch im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen Rechnung zu tragen. So werden 
Wehrpflichtige stets vom Wehrdienst zurückge-

stellt, wenn infolge der Einberufung die Umschu-
lung für den angestrebten Beruf überhaupt unmög-
lich würde, z. B. weil eine entsprechende Umschu-
lungsmaßnahme nicht mehr durchgeführt werden 
könnte. 

Herr Kollege Schlaga, ich gehe davon aus, daß 
der größte Teil der Rehabilitanden — ich möchte 
sagen: über 90 % — überhaupt nicht wehrdienst-
fähig ist.  Mir ist jedenfalls nicht bekannt, daß Re-
habilitanden zu Wehrübungen oder zum Grund-
wehrdienst einberufen worden sind. Sofern Sie von 
derartigen Fällen wissen, wäre ich Ihnen dankbar, 
wenn Sie mir diese nennen würden. Ich werde ih-
nen dann unverzüglich nachgehen. 

Zu Ihrer Frage zu den zusätzlichen Kosten, die 
dem Rehabilitationsträger durch eine Einberufung 
möglicherweise entstehen könnten, darf ich bemer

-

ken, daß sich der soziale Leistungsträger in der glei-
chen Lage wie andere Ausbildungsinstitutionen auch 
befände. 

Herr Kollege Schlaga, dem Gedanken, die wehr-
dienstfähigen Rehabilitanden nach Abschluß der 
Umschulung vom Wehrdienst zurückzustellen, kann 
allerdings nicht nähergetreten werden. Aus Gleich-
heitsgründen müßte eine derartige Regelung nämlich 
für alle Wehrpflichtigen gelten; denn insoweit un-
terscheidet sich deren Situation nicht von der der 
Rehabilitanden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Schlaga (SPD) : Herr Staatssekretär, mir ist eine 
Reihe solcher Fälle bekannt, und ich habe sie bisher 
auch jedesmal an zuständige Stellen beim Bund oder 
an die Fraktionen weitergegeben mit dem Ergebnis, 
das Sie soeben erwähnt haben. Aber sind Sie nicht 
mit mir der Auffassung, daß bei diesem relativ be-
grenzten Kreis von Betroffenen eine generelle Re-
gelung herbeigeführt werden könnte, um a) diesen 
Betroffenen unnötige Gänge, unnötige bürokratische 
Hindernisse bei den Wehrverwaltungen zu erspa-
ren und b) eben auch eine Belastung, die diesen 
Menschen in dem verkürzten, sehr knappen Um-
schulungskursus — ich kenne diese Programme — 
auferlegt wird, zu beseitigen? 

Dr. von Bülow, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schlaga, ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die 
Fälle, die Sie bereits an den Bund herangetragen 
haben — wer auch immer das entgegengenommen 
haben mag —, einmal zusammengefaßt übergeben 
könnten, so daß wir überprüfen können, ob eine ge-
nerelle Lösung in dem Sinne möglich ist, wie Sie sie 
anschneiden. 

(Schlaga [SPD] : Ich werde das tun!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. — Dann sind wir am Ende Ihres Geschäftsbe-
reichs, Herr Parlamentarischer Staatssekretär von 
Bülow. Ich danke Ihnen. 

Wir kommen nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesund-
heit. Zur Beantwortung steht Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Zander zur Verfügung. 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Ich rufe die Frage 54 des Herrn Abgeordneten 

Picard auf: 
Was ist der Grund dafür, daß die Regierungserklärung mit 

keinem Wort zu einem gesundheitspolitischen Problem ersten 
Ranges Stellung nimmt, nämlich zur Lage der Psychiatrie in der 
Bundesrepublik Deutschland, dem die vorhergehenden Bundes-
regierungen wie der Bundestag selbst hohe Bedeutung beigemes-
sen haben? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kollege 
Picard, die Bundesregierung hat zu keinem Zeit-
punkt Zweifel daran gelassen, daß die Reform hin-
sichtlich der Behandlung psychisch Kranker unter 
Berücksichtigung der Empfehlungen, wie sie mit 
dem Bericht über die Lage der Psychiatrie in der 
Bundesrepublik Deutschland vorgelegt worden sind, 
eine vordringliche gesundheitspolitische Aufgabe 
ist. Die damit verbundenen Aufgaben fallen jedoch 
nahezu ausschließlich in die Zuständigkeit der Län-
der. Die Bundesregierung -hat insbesondere aus die-
sem Grunde, aber auch im Hinblick auf die Fülle 
der übrigen anstehenden Probleme darauf verzich-
ten müssen, diesen Problembereich in der Regie-
rungserklärung anzusprechen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär, wie ist es zu erklären, daß mindestens 
einem Teil der Presse ein Vorentwurf der Bundes-
regierung zugeleitet worden war, in dem ein Pas-
sus enthalten war — ich glaube unter der Zif-
fer 54 —, der die Enquete über die Lage der 
Psychiatrie betraf und in dem natürlich die Länder 
angesprochen waren? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Picard, 
ich kann mir das nur so erklären, daß bei der Vor-
bereitung der Regierungserklärung in den ursprüng-
lichen Konzepten natürlich eine ganze Fülle von 
Problemen stehen und dann bei der Verdichtung 
und Reduzierung der Texte auf das, was dem Um-
fang nach zu einer Regierungserklärung gehören 
kann, das eine oder andere Problem in den Hinter-
grund treten muß. Sie dürfen aber daraus nicht die 
Schlußfolgerung ziehen, daß dieses Thema, Reform 
der Psychiatrie, nicht ein sehr wichtiges ist. Die 
Tatsache, daß seine Aufnahme in die Regierungs-
erklärung ursprünglich vorgesehen war, unter-
streicht, daß die Bundesregierung diese Bedeutung 
sieht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Dann rufe ich die Frage 55 des Herrn Abgeord-
neten Picard auf. 

Wann wird die Bundesregierung voraussichtlich ihre Stellung-
nahme zum Bericht der Sachverständigenkommission über die La-
ge der Psychiatrie in der Bundesrepublik Deutschland dem Deut-
schen Bundestag zuleiten, nachdem die Sachverständigenkommis-
sion den Bericht ihrerseits schon im Herbst 1975 der Bundes-
regierung überreicht hat? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Picard, 
die Bundesregierung kann ihre Stellungnahme zum 
Bericht der Sachverständigenkommission über die 
Lage der Psychiatrie in der Bundesrepublik 
Deutschland erst abgeben, wenn sich die wegen der 

Zuständigkeitsaufteilung vorrangig betroffenen Län-
der dazu geäußert haben. Die Länder sind gebe-
ten worden, ihre Stellungnahme noch in der ersten 
Hälfte dieses Jahres dem Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit zuzuleiten. 

Zu der im Bericht der Sachverständigenkommis-
sion angekündigten Studie über Planung und Finan-
zierung der in der Psychiatrie-Enquete niedergeleg-
ten Empfehlungen, die nach Eingang im Bundes-
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
erst im Dezember 1976 den Ländern zugeleitet wer-
den konnte, werden sich die Länder ebenfalls 
äußern. Die Bundesregierung wird bemüht sein, dem 
Deutschen Bundestag möglichst bald eine auf die-
sen Stellungnahmen aufbauende eigene Stellung-
nahme zuzuleiten. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewie-
sen, daß die Arbeiten für die Planungs- und Ent-
scheidungshilfen für Bund, Länder, Träger und Ge-
meinden unter Mithilfe von Mitgliedern der ehema-
ligen Sachverständigenkommission erfolgten und 
daß die angekündigten Modellvorhaben „Ambulante 
Psychiatrie" und „Psychotherapeutisch-psychoso-
matische Versorgung" in Angriff genommen worden 
sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann man 
die Vermutung hegen, daß trotz der Beteiligung der 
Länder an den Arbeiten der Enquete-Kommission 
selbst — sie waren durch einige Vertreter ständig 
an der Erarbeitung beteiligt — eine gewisse — sa-
gen wir — Zurückhaltung hinsichtlich der Realisie-
rung der Vorschläge festzustellen ist, weil finanziel-
le Schwierigkeiten befürchtet werden? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich kann das so, wie 
Sie es dargestellt haben, Herr Kollege Picard, nicht 
bestätigen. Ich bin davon überzeugt, daß alle, die mit 
der Lösung dieses Problems befaßt sind — dazu be-
darf es eines langen Zeitraums, insbesondere wegen 
der finanziellen Folgen, die diese Reform nach sich 
ziehen wird, darin drückt sich die Fülle der Versäum-
nisse aus der Vergangenheit aus —, das Ihre nach 
Maßgabe Ihrer finanziellen Möglichkeiten tun wer-
den, um dieses wichtige gesundheitspolitische The-
ma entsprechend seiner Bedeutung für die betroffe-
nen Menschen zu behandeln. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Picard (CDU/CSU) : Da sie die Planungsstudie er-
wähnt haben, aus der Finanzierungsmöglichkeiten 
hervorgehen sollen, und da diese Planungsstudie, 
soweit ich informiert bin, inzwischen erstellt worden 
ist, frage ich: Ergeben sich nach Ihrem heutigen Er-
kenntnisstand daraus Schlüsse, die uns in die Lage 
versetzen, einen gewissen zeitlichen Ablauf der Re-
alisierung der Empfehlungen der Enquete ins Auge 
zu fassen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Picard, 
darüber möchte ich mich zur Stunde nicht äußern. 
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Parl. Staatssekretär Zander 
Wie ich Ihnen sagte, haben wir im Dezember diese 
Planungsempfehlungen, die im Grunde ein Modell 
für die Umsetzung der Reformvorschläge beinhalten, 
den Ländern zugeleitet, die gebeten worden sind, 
das ihrerseits in ihrer Stellungnahme zu berücksich-
tigen. Ich kann hier schlecht über etwas disponieren, 
das letzten Endes im Verantwortungsbereich der 
Bundesländer liegt. Aber ich bin überzeugt, daß auch 
diese Dinge dort die Beachtung finden, die Sie und 
auch die Bundesregierung diesem Thema gern ge-
widmet sehen möchten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 56 des Herrn Abgeordneten 
Kroll-Schlüter auf: 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen der Ausge-
staltung des Adoptionsvermittlungsgesetzes die Zuordnung ärzt-
lich-psychologischer Dienste zu gewährleisten, und wie sollen 
solche Stellen aussehen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, 
wenn der Herr Abgeordnete Kroll-Schlüter gestattet, 
würde ich gerne beide Fragen zusammen beantwor-
ten. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU) : Gern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Dann rufe ich auch die 
Frage 57 des Abgeordneten Kroll-Schlüter auf: 

Wie sollen solche Stellen mit den lokalen Ämtern zusammen-
arbeiten, und wann werden sie eingerichtet? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Die zentralen Adop-
tionsstellen sind zu enger partnerschaftlicher Zusam-
menarbeit mit den örtlichen Adoptionsvermittlungs-
stellen der Jugendämter und der freien Träger ver-
pflichtet. Das gilt insbesondere hinsichtlich der fach-
lichen Beratung und Unterstützung in schwierigen 
Einzelfällen. 

Das Adoptionsvermittlungsgesetz hat den organi-
satorischen und personellen Rahmen für die Zuord-
nung ärztlich-psychologischer Dienste in der Adop-
tionsvermittlung und ihre Zusammenarbeit mit den 
örtlichen Adoptionsvermittlungsstellen vorgegeben. 
Hiernach soll jeder zentralen Adoptionsstelle ein in-
terdisziplinäres Team von Fachleuten zur Verfügung 
stehen; und zwar mindestens ein Kinderarzt oder 
Kinderpsychiater, ein Psychologe mit Erfahrungen 
auf dem Gebiet der Kinderpsychologie, ein Jurist 
und ein Sozialarbeiter oder Sozialpädagoge mit 
mehrjähriger Berufserfahrung. 

Im Hinblick auf die verfassungsrechtlich vorgege-
bene Organisationshoheit der Länder mußte sich der 
Bundesgesetzgeber auf die Regelung der Mindest-
voraussetzungen beschränken. Die Ausfüllung des 
vorgegebenen Rahmens, d. h. die organisatorische 
Zuordnung der genannten Fachkräfte — hauptamt-
lich oder auf Honorarbasis —, muß daher dem je-
weiligen Träger der zentralen Adoptionsstelle bzw. 
den zuständigen Landesbehörden ebenso vorbehal-
ten bleiben wie die eventuelle Beteiligung weiterer 
Institutionen bei der Adoptionsvermittlung, wie z. B. 
die der Gesundheitsämter. Dies gilt auch für die ört-
lichen Adoptionsvermittlungsstellen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Kroll -Schlüter (CDU/CSU) : Weil wir als Gesetz-
geber darauf zu achten haben, daß Gesetze so schnell 
wie möglich in die Tat umgesetzt werden, möchte ich 
Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, wie viele dieser 
Adoptionsvermittlungsstellen nach dieser Vorstel-
lung bis jetzt eingerichtet worden sind. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen das 
im Augenblick nicht sagen. Sie wissen ja selbst, daß 
das Gesetzgebungsvorhaben in der letzten Legisla-
turperiode relativ spät realisiert werden konnte. Ich 
bin aber gerne bereit, durch eine Umfrage bei den 
Ländern festzustellen, wie die Praxis ist, nach der Sie 
fragen und welche Zahlen hier zur Verfügung stehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Frage? 
— Dann rufe ich die Frage 58 des Herrn Abgeordne-
ten Schulte (Schwäbisch Gmünd) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund der Trink-
wasser-Verordnung des Bundes selbstgenutzte Quellen jährlich 
untersucht werden und dabei Kosten von ca. 700 DM, in extremen 
Fällen von ca. 1 000 DM entstehen können, während der Wert 
des entnommenen Wassers pro Jahr nur einen Bruchteil der 
entstehenden Kosten ausmachen kann, und wenn ja, welche 
Folgerungen zieht sie daraus? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, ich 
bitte, beide Fragen zusammenhängend beantworten 
zu dürfen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, sind Sie 
damit einverstanden? — Dann rufe ich auch die 
Frage 59 auf: 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit zuzulassen, daß in 
begründeten Fällen und in bestimmten Gebieten nur Stichproben 
gemacht werden, nicht aber jede einzelne Quelle untersucht 
wird? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Schulte, Ihre Berechnung könnte sich nur dann er-
geben, wenn eine Anlage auf alle Stoffe, die von der 
Verordnung erfaßt sind, untersucht werden muß. Das 
wird jedoch in der Regel nicht der Fall sein, weil die 
Trinkwasser-Verordnung Ausnahmen dann zuläßt, 
wenn die einmal ermittelten Werte weniger als die 
Hälfte der in der Verordnung angegebenen Grenz-
werte betragen. Für kleinere Anlagen kann die zu-
ständige Behörde ferner zulassen, daß die Unter-
suchungen in größeren als jährlichen Abständen 
vorgenommen werden. Es ist also dafür Sorge ge-
tragen, daß nicht häufiger untersucht wird, als es aus 
Gründen des Gesundheitsschutzes erforderlich ist. 

Die von Ihnen errechneten Beträge stellen daher 
für kleinere Quellen Höchstbeträge dar, die nur bei 
ganz ungünstigen, dann allerdings auch dringend 
überwachungsbedürftigen Anlagen in voller Höhe 
anfallen können. Da die Sicherung der menschlichen 
Gesundheit gegen mögliche Schäden in jedem Fall 
den Vorrang gegenüber wirtschaftlichen Erwägun-
gen besitzt, muß jede einzelne in die Trinkwasser-
versorgung einbezogene Quelle untersucht werden; 
Stichprobenuntersuchungen in einem bestimmten Ge-
biet tragen diesem Erfordernis keine Rechnung. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Schulte, bitte. 
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Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, Sie gehen also davon aus, daß eine 
Erstuntersuchung auch dann erforderlich ist, wenn 
in einem bestimmten Gebiet jegliche Industrie fehlt, 
gute Böden und viel Wald vorhanden sind und 
überhaupt keine Gefährdung ersichtlich ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Ja, wenn die in der 
Trinkwasser-Verordnung genannten Voraussetzun-
gen erfüllt sind, d. h. die Verwendung des gewonne-
nen Wassers den dort genannten Zwecken zugeführt 
wird, dann ist das erforderlich. Im übrigen gehe ich 
davon aus, daß die Trinkwasser-Verordnung ge-
nügend Möglichkeiten für eine flexible Handhabung 
gibt. Die flexible Handhabung aber ist dann Sache 
der durchführenden Länderbehörden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage, bitte. 

Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, sind Sie nicht der Ansicht, daß die 
Verweigerung von Stichproben und die Pflicht zu 
einer Erstuntersuchung für jede Quelle etwas über-
zogen ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, hier ist weniger die Ansicht der Bundesre-
gierung als vielmehr die der mit der Durchführung 
befaßten Stellen der Länder gefragt. Wenn es Män-
gel auf diesem Gebiet gibt, wären sie auf dieser 
Ebene abzustellen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kroll-Schlüter. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU) : Die Praxis klagt über 
diese engen Bestimmungen. Deswegen frage ich, 
ob man aus der Praxis sagen kann, daß infolge der 
neuen Verordnung tatsächlich Schäden von Men-
schen abgewendet worden sind, im Vergleich zu 
dem, was vorher war. 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kroll

-

Schlüter, es ist immer sehr schwierig zu sagen, wel-
che Schäden abgewendet werden, wenn man recht-
zeitig Vorsorge trifft. Aber ich erinnere daran, daß 
wir in der Vergangenheit hier auch in der Frage-
stunde Fälle wie etwa Typhusbefall in größerem 
Umfange behandelt haben und hier deutlich wird, 
welche Bedeutung einer gründlichen, unter Gesund-
heitsgesichtspunkten vorbeugenden Untersuchung 
des Trinkwassers zukommt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kroll-Schlüter. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU) : Ein Vergleich zwischen 
heute und dem Zeitpunkt vor den neuen Bestim-
mungen gibt es nicht? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Nein, die Verord-
nung, von der Sie eben selbst sagten, daß sie rela-
tiv kurz in Kraft ist, läuft einfach nicht so lange wie 
die Praxis vorher. Wir müssen also abwarten, wie 
sich die Entwicklung gestaltet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere Frage? 
— Dann rufe ich die Frage 60 des Herrn Abgeord-
neten Fiebig auf: 

Haben die Kritiker des Arzneimittelgesetzes — wie z. B. die 
sogenannte Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft — 
der  Bundesregierung neues Erkenntnismaterial vorgelegt, wo-
durch mit statistisch und methodisch unumstrittenen und in der 
wissenschaftlichen Diskussion erhärteten Tatsachen nachgewie-
sen wird, daß der Wirksamkeitsnachweis von Arzneimitteln bei 
allen behandlungsbedürftigen Erkrankungen unter Berücksich-
tigung der in Tokio revidierten Deklaration von Helsinki und 
der Methodenlehre der klinischen Statistik durchgeführt werden 
kann, und wenn ja, welche Folgerungen wird die Bundesregie-
rung daraus ziehen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Fiebig, 
bisher haben keine Verbände oder Gesellschaften 
Material zum Nachweis der Wirksamkeit von Arz-
neimitteln gemäß Artikel 1 § 40 des Arzneimittel-
gesetzes von 1976 vorgelegt. 

Die Bundesregierung vertritt unverändert die 
Auffassung, daß die im Arzneimittelgesetz gefun-
dene Lösung ausgewogen und geeignet ist, die Arz-
neimittelsicherheit zu verbessern. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Fiebig (SPD) : Folgt die Bundesregierung den Kri-
tikern des neuen Arzneimittelrechtes, die, wie z. B. 
der „Arzneimittelbrief" Nr. 12 vom Dezember 1976 
auf Seite 73, behaupten, es seien ganze „Volks-
stämme" von Statistikern bekannt, welche die 
Wahrscheinlichkeit der Wirkung eines Arzneimit-
tels in verläßlichen Zahlen errechnen können? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Fiebig, 
ich nehme an, daß sich die Bemerkung, die Sie so-
eben zitiert haben, auf die Ziffer 2 im letzten Ab-
satz des § 25 des Gesetzes bezieht, wo geregelt 
ist, daß die Zulassung nicht deshalb versagt werden 
darf, weil therapeutische Ergebnisse nur in einer 
beschränkten Zahl von Fällen erzielt worden sind. 
Die Bundesregierung kann dieser Auffassung, die 
Sie zitiert haben, deswegen nicht folgen, weil es 
sich hierbei um eine Vorschrift handelt, die aus-
drücklich auf die Zahl der Fälle und nicht auf die 
Zahl von Patienten abhebt. Diese Vorschrift brau-
chen wir, und der Gesetzgeber hat sie deshalb vor-
gesehen, weil es Erkrankungen gibt, die nur in 
sehr großen Abständen auftreten, also etwa drei 
oder vier Fälle in einem Jahrzehnt, und hier kann 
die Anwendung eines Arzneimittels bzw. seine Zu-
lassung nicht davon abhängig gemacht werden, daß 
man ein Jahrhundert abwartet, um eine ausreichen-
de Zahl von Fällen untersucht haben zu können. 
Hier muß man mit einer solchen Vorschrift schon 
früher ein Arzneimittel zur Anwendung am Patien-
ten bereitstellen können. Daran ist gedacht, und so 
wird dieses Gesetz sicher auch gehandhabt. Deshalb 
ist die zitierte Behauptung abwegig. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich rufe die Frage 61 
des Herrn Abgeordneten Ahrens auf: 

Teilt die Bundesregierung die im Gutachten der Vereinigung 
deutscher Wissenschaftler zur Arzneimittelversorgung in der 
Bundesrepublik Deutschland enthaltene Behauptung, daß es um 
die Arzneimittelsicherheit in der Bundesrepublik Deutschland 
nach wie vor schlecht bestellt sei und sich eine Katastrophe wie 
im Fall Contergan leicht wiederholen könne, und was gedenkt 
die Bundesregierung gegebenenfalls zu tun? 
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Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ahrens, 
die Bundesregierung hält die von Ihnen zitierte Be-
hauptung für falsch. Bereits die im Jahre 1971 vom 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit erlassene Richtlinie über die Prüfung von Arz-
neimitteln hat die Vorschriften für die formelle 
Registrierung von Arzneimitteln verschärft. Mit dem 
Arzneimittelgesetz von 1976, auf das das von Ihnen 
zitierte Gutachten in keiner Weise eingeht, sind we-
sentliche Maßnahmen zur Arzneimittelsicherheit ge-
troffen worden, z. B. durch das materielle Zulas-
sungsverfahren, bei dem Qualität, Wirksamkeit und 
Unbedenklichkeit eines Arzneimittels nachgewiesen 
werden müssen, durch die Vorschrift zur umfassen-
den Aufklärung des Patienten über Nutzen und Risi-
ken der Arzneimittel und durch die erhebliche Ver-
besserung der Beobachtung und Kontrolle der Arz-
neimittel auch nach der Zulassung. 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, daß 
es keine absolute Arzneimittelsicherheit geben kann 
und daß sich auch durch das beste Arzneimittelge-
setz Unglücksfälle nicht mit absoluter Sicherheit 
vermeiden lassen. Aus diesem Grunde enthält das 
neue Arzneimittelgesetz auch Regelungen über die 
Entschädigung bei Arzneimittelschäden, die trotz 
aller denkbaren Vorsichtsmaßnahmen entstehen 
könnten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Ahrens (SPD) : Herr Staatssekretär, was hat die 
Bundesregierung unternommen, um den von mir 
zitierten, nach Ihrer Auffassung falschen Darstel-
lungen, die wissenschaftlich erscheinen, die nach 
meinen Feststellungen eine weite Verbreitung in 
Tages- und Wochenzeitungen gefunden haben, in 
der Öffentlichkeit entgegenzutreten? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
muß vermuten, daß Sie sich auf eine Veröffentli-
chung in der Reihe „rororo aktuell" beziehen. Wie 
ich sehe, schütteln Sie den Kopf; dann ist die Ant-
wort, die ich geben wollte, abwegig. Ich kenne die 
andere Quelle nicht und kann hier daher die Frage 
nicht beantworten, was dagegen unternommen wird. 
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Unter-
lagen zur Verfügung stellen; denn dann kann man 
den Dingen nachgehen. 

(Dr. Ahrens [SPD] : Ich bin dazu bereit!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatzf rage.  

Ich rufe die Frage 62 des Abgeordneten Brandt 
(Grolsheim) auf: 

Ist die Information zutreffend, daß das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit eine gesetzliche Regelung vor-
bereitet, die die selbständige Ausübung der Psychotherapie durch 
nichtärztliche Psychotherapeuten regeln wird, und, falls ja, wann 
ist hier mit einer Vorlage der Bundesregierung zu rechnen? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Brandt, 
es trifft zu, daß das Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit den Entwurf für ein Gesetz 
über den Beruf des nichtärztlichen Psychotherapeu-
ten vorbereitet. Die bundesgesetzliche Regelung 
soll die Zulassung zum Beruf durch eine Berufs-
erlaubnis vorsehen, die zur Führung der Berufs-

bezeichnung und zur Ausübung der Psychotherapie 
berechtigt. Mit der Gesetzesvorlage der Bundes-
regierung ist frühestens in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1978 zu rechnen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Brandt (Grolsheim) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
trifft es zu, daß zu diesem Komplex in Ihrem Hause 
schon vor einiger Zeit Anhörungen von Sachver-
ständigen, von Spitzenverbänden stattgefunden ha-
ben? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, in un-
serem Haus werden eine ganze Reihe von Berufs-
gesetzen diskutiert oder sind in der Vorbereitung, 
so daß ich Ihnen nicht sagen kann, ob speziell zu 
diesem Entwurf jetzt schon Anhörungen von Ver-
bänden stattgefunden haben. Nur ist natürlich die 
Anhörung von Verbänden ein ganz wesentlicher 
Teil gerade bei der Vorbereitung solcher Gesetze, 
weil man den Kreis der Betroffenen hier möglichst 
breit hören muß, um sich über die Wünsche der 
Betroffenen einerseits und die Kostenfolgen an-
dererseits klarwerden zu können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Brandt (Grolsheim) (SPD) : Darf ich dann noch ein-
mal nachfragen: woran liegt es denn nach Ihrer Be-
urteilung, daß, wie Sie sagen, frühestens in der 
zweiten Hälfte des Jahres 1978 mit einem entspre-
chenden Entwurf zu rechnen ist? Sind dies finan-
zielle Überlegungen oder Fragen der Schwierigkeit 
der Materie? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Es liegt einerseits in 
der Schwierigkeit der Materie und selbstverständ-
lich auch an der Zahl der Mitarbeiter, die ein sol-
ches Gebiet bearbeiten, aber auch an den umfang-
reichen Anhörungen einerseits von staatlichen Stel-
len, andererseits von Verbänden, die erforderlich 
sind. 

Ich darf Ihnen sagen, daß in diesem Arbeitsfeld 
unseres Hauses eine ganze Reihe weiterer Gesetze 
für ähnliche Berufe ebenfalls in unterschiedlichen 
Stadien der Vorbereitung und Entwicklung sind. 
Daran sehen Sie, daß wir auf diesem Gebiet mit 
großem Nachdruck und mit Intensität arbeiten. 
Aber ich kann Ihnen keinen günstigeren Zeitpunkt 
in Aussicht stellen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Es tut mir leid, Herr 
Kollege, daß Ihre zweite Frage nicht mehr drankom-
men kann. Wir sind am Ende der Fragestunde. 

Von den nicht beantworteten Fragen sind die 
Fragen 78, 79 und 94 zurückgezogen. Die übrigen 
werden schriftlich beantwortet, weil diese Woche 
keine Fragestunde mehr stattfindet. 

Wir sind am Ende unserer heutigen Sitzung. Ich 
berufe das Haus auf morgen, 4. Februar, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.31 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Miltner (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/66 Frage A 5) : 

Billigt es die Bundesregierung, daß ein Bediensteter einer 
obersten Bundesbehörde unter Angabe seiner dienstlichen Stel-
lung einen Beitrag in einer Zeitschrift veröffentlicht, die das 
Sprachrohr einer Vereinigung ist, welche vom Bundesinnenmini-
ster bezeichnet wird als „eine von linksradikalen Gruppierungen, 
insbesondere von der DKP gegründete und maßgeblich beein-
flußte Hilfsorganisation, die nicht auf dem Boden der freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
steht", und die in einem DKP-gesteuerten Verlag erscheint, ob-
wohl dieser Beitrag ersichtlich nicht der politischen Auseinander-
setzung mit der Zeitschrift, der Vereinigung oder dem Verlag 
dient? 

Das Grundrecht der freien Meinungsäußerung 
nach Art. 5 Abs. 1 GG gilt auch für Beamte. Desglei-
chen genießen sie den Grundrechtsschutz der Wis- 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

senschaftsfreiheit des Art. 5 Abs. 3 GG. Darum un-
terliegt ihre schriftstellerische Tätigkeit im Verhält-
nis zum Dienstherrn keiner Genehmigungspflicht. 

Sie sind jedoch auch bei der Ausübung von 
Grundrechten den mit Verfassungsrang aus A rt . 33 
Abs. 5 GG herzuleitenden Beschränkungen unter-
worfen, die sich aus ihren besonderen Dienst- und 
Treueverhältnis zum Staat und den damit verbun-
denen dienstlichen Pflichten ergeben. 

Zu den gesetzlichen Vorschriften, die den genann-
ten Grundrechten bei Beamten Schranken setzen kön-
nen, gehört namentlich § 52 Abs. 2 des Bundesbeam-
tengesetzes. Danach ist der Beamte verpflichtet, sich 
durch sein gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung im Sinne des Grund-
gesetzes zu bekennen und für deren Erhaltung ein-
zutreten. 

Bei außerdienstlichen Veröffentlichungen eines 
Beamten kann Anlaß zur Mißbilligung seines Ver-
haltens oder zur Einleitung von Disziplinarmaßnah-
men nur dann bestehen, wenn die Veröffentlichung 
nach Inhalt oder Form eine Verletzung der genann-
ten beamtenrechtlichen Pflicht darstellt. Die in Ihrer 
Frage enthaltenen Angaben reichen nicht aus, um 
auf ihrer Grundlage eine solche Beurteilung vorzu-
nehmen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Schäfer (Offenburg) (SPD) 
(Drucksache 8/66 Frage A 11) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die bayerische Landes-
regierung vor dem Ausschuß für Umweltfragen des bayerischen 
Landtags mitgeteilt hat, daß die Erteilung für die Betriebsgeneh-
migung des Kernkraftwerks Isar in Ohu bei Landshut von der 
Aufklärung des Störfalls im Kernkraftwerk Gundremmingen ab-
hängig gemacht wird, und ist die Bunderegierung gegebenenfalls 
bereit klarzustellen, daß die Genehmigung vielmehr von der von 
der Bundesregierung - zuletzt in der Regierungserklärung - 
angekündigten Klärung der Entsorgung abhängig ist? 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß ein Ver-
treter der bayerischen Landesregierung vor dem 
Ausschuß für Umweltfragen des bayerischen Land-
tages erklärt hat, daß die Erteilung der Betriebsge-
nehmigung für das Kernkraftwerk Isar von der Auf-
klärung des Störfalles im Kernkraftwerk Gundrem-
mingen abhängig gemacht wird. 

Ergebnisse von Störfalluntersuchungen werden 
grundsätzlich immer auf ihre Relevanz für andere 
Anlagen geprüft. Es werden dann gegebenenfalls 
Konsequenzen für diese Anlagen gezogen. Dies gilt 
insbesondere auch für den Störfall im Kernkraftwerk 
Gundremmingen. Der derzeitige Stand der laufenden 
Untersuchungen läßt für das Kernkraftwerk Isar 
insbesondere wegen des andersartigen Aufbaus der 
Anlage, keine unmittelbaren Konsequenzen erwar-
ten. Es wird jedoch sichergestellt, daß die aus dem 
Störfall in Gundremmingen gewonnenen Erkennt 
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nisse auch hinsichtlich ihrer Übertragbarkeit auf das 
Kernkraftwerk Isar geprüft werden, und zwar vor 
dessen Inbetriebnahme. 

Zur Frage nach der Entsorgung nehme ich wie 
folgt Stellung: 

Der weitere Betrieb von Kernkraftwerken ist nur 
gesichert, wenn für den Verbleib bestrahlter Brenn-
elemente rechtzeitige und umfassende Vorsorge ge-
troffen wird. Die Bundesregierung hat hierzu die 
Konzeption eines Entsorgungssystems vorgelegt. 

Die Bundesregierung hat schon durch Kabinett-
beschluß vom 9. Juni 1976 deutlich gemacht, daß das 
Verursacherprinzip auf die Vorsorge vor Gefahren 
bei der friedlichen Nutzung der Kernenergie, insbe-
sondere auch auf die Entsorgung anzuwenden ist. 
Sie hat die Industrie aufgefordert, die in ihrem Auf-
gabenbereich liegenden Maßnahmen zügig zu ver-
wirklichen. Sie wird dieser Forderung weiterhin 
durch Genehmigungsanforderungen und Auflagen 
bei den Kernkraftwerken Nachdruck verleihen. 

Die Bundesregierung hat dies in der Regierungs-
erklärung vom 16. Dezember 1976 nochmals bekräf-
tigt, indem sie ausgeführt hat, daß 
— sie gemeinsam mit den Ländern dafür sorgen 

will, daß die Erichtung neuer Kernkraftwerke nur 
noch dann genehmigt wird, wenn für sie die Ent-
sorgung hinreichend sichergestellt ist, und daß 

— bei schon in Bau oder in Betrieb befindlichen An-
lagen die gesicherte Entsorgung in angemessener 
Frist sichergestellt werden muß. 

Letztere Aussage gilt u .a. für das Kernkraftwerk 
Isar. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Reuschenbach (SPD) 
(Drucksache 8/66 Fragen A 24 und 25) : 

Trifft es zu, daß der Ermächtigungsrahmen für Exportgarantien 
in Höhe vor rd. 75 Millionen DM ausgeschöpft ist, und welche 
darüber hinausgehende wichtige Exportabschlüsse können deshalb 
nicht abgesichert werden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Auswei-
tung des staatlichen Garantierahmens nötig ist, um den wirt-
schaftlichen Gesundungsprozeß außenwirtschaftlich abzusichern, 
und welche Folgerungen wird sie daraus ziehen? 

Zu Frage A 24: 

Der Ermächtigungsrahmen von 75 Milliarden DM 
für die Verbürgung von Exportkrediten ist im ver-
gangenen Jahr von der deutschen Industrie kräftig 
in Anspruch genommen worden. Es ist bis jetzt 
(Stand Ende 1976) mit 69,9 Milliarden DM ausge-
nutzt, so daß bis zum Inkrafttreten des Haushalts-
planes 1977 noch 5,1 Milliarden DM für Bundesbürg-
schaften und -garantien zur Verfügung stehen. 

Deckungen für Exportgeschäfte sind bisher wegen 
Erschöpfung oder zu knapper Ausstattung des Er-
mächtigungsrahmens in keinem Einzelfall verweigert 
worden. Die Bundesregierung wird sich weiter dafür 
einsetzen, daß dies auch in Zukunft nicht eintritt. 

Zu Frage A 25: 

Die Bundesregierung ist ohne Einschränkung der 
Auffassung, daß die Leistungen der deutschen Ex-
portwirtschaft einen entscheidenden Anteil am ge-
samtwirtschaftlichen Gesundungsprozeß und der 
konjunkturellen Aufwärtsentwicklung haben. Sie 
hält es für geboten, Exporteure auch in Zukunft 
durch Gewährung von Deckungen zu unterstützen. 
Sie wird sich deshalb auch im Parlament bei der 
Ausgestaltung des Haushalts 1977 für eine ausrei-
chende Aufstockung des Ermächtigungsrahmens ein-
setzen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
lichen Fragen der Abgeordneten Frau Funcke (FDP) 
(Drucksache 8/66 Fragen A 34 und 35) : 

Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, daß Kinder von 
Ausländern für den Bezug des Kindergelds als in der Bundes-
republik Deutschland lebend gemeldet sind, obwohl sie tat-
sächlich in ihrem Heimatland leben? 

Wenn ja, sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die 
tatsächliche Anwesenheit der Kinder — soweit im schulpflichtigen 
Alter — über die Schulbehörden feststellen zu lassen, um die 
Höhe der Zahlungen in den gesetzlich erforderlichen Grenzen 
zu halten? 

Die Bundesregierung ist insbesondere durch die 
mit der Durchführung des Bundeskindergeldgesetzes 
beauftragte Bundesanstalt für Arbeit darauf hinge-
wiesen worden, daß Kinder ausländischer Arbeit-
nehmer in der Bundesrepublik Deutschland zum 
Bezug des Kindergeldes gemeldet sind, obwohl diese 
tatsächlich im Heimatland leben. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes be-
merken: 

Zur Vermeidung unrechtmäßiger Kindergeldzah-
lungen ist die Bundesregierung mit der Bitte an die 
Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder 
herangetreten, zu prüfen, ob die Schulbehörden für 
ausländische Kinder im schulpflichtigen Alter — für 
die Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
beantragt wird — eine „Schulbescheinigung" aus-
stellen können. Die Ständige Konferenz der Kultus-
minister hat diese Anregung aufgegriffen und eine 
Überprüfung entsprechender Möglichkeiten veran-
laßt. Von dem Ergebnis werde ich Sie zu gegebener 
Zeit gern unterrichten. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Ziegler (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/66 Frage A 36) : 

Welchen Selbstverwaltungsorganen der Träger der Renten-
versicherung und der Bundesanstalt für Arbeit hat die Bundes-
regierung vor der Pressekonferenz des Bundesarbeitsministers 
am 14. Januar 1977 Gelegenheit zur Stellungnahme zu den dort 
verkündigten Maßnahmen gegeben, bzw. welche Mitglieder die-
ser Organe hat sie wann mit welchem Ergebnis konsultiert? 

Der Vorschlag, die Empfänger von Leistungen auf 
Grund des Arbeitsförderungsgesetzes in die Versi- 
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cherungspflicht der gesetzlichen Rentenversicherung 
einzubeziehen und die Bundesanstalt für Arbeit für 
sie Beiträge entrichten zu lassen, ist Teil der Ge-
samtkonzeption zur Verbesserung der Finanzgrund-
lagen der gesetzlichen Rentenversicherung. Vor Auf-
stellung dieser Konzeption hat die Bundesregierung 
Gespräche mit zahlreichen Persönlichkeiten aus al-
len politisch relevanten Bereichen geführt. Der im 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
erstellte Referentenentwurf, der diese Gesamtkon-
zeption enthält, wurde inzwischen den Stellen, die 
an der Vorbereitung von Gesetzentwürfen beteiligt 
werden, zugeleitet und wird mit ihnen in dieser 
Woche erörtert. Die Träger der gesetzlichen Renten-
versicherung und die Bundesanstalt für Arbeit sowie 
ihre Selbstverwaltungsorgane haben hierbei Gele-
genheit, ihre Auffassungen zu dem Gesamtkonzept 
und zu den einzelnen Punkten dieses Konzepts dar-
zulegen. 

Dieses Verfahren ist üblich und entspricht der Ge-
schäftsordnung der Bundesregierung. Wegen der 
Bedeutung, die dem hier in Rede stehenden Vor-
schlag für die gesetzliche Rentenversicherung und 
die Bundesanstalt für Arbeit zweifellos zukommt, hat 
die Bundesregierung ihre zwischenzeitlichen Zusam-
menkünfte mit Vertretern der Geschäftsführungen 
und Selbstverwaltungsorgane dieser Bereiche dazu 
benutzt, ihre Motive und Zielsetzungen im einzelnen 
darzulegen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Schedl (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/66 Frage A 37): 

Trifft es zu, daß Schwerbehindertenausweise mit dem Ver-
merk der Notwendigkeit einer Begleitperson für Kinder erst ab 
dem vollendeten sechsten Lebensjahr ausgestellt werden, mit 
der Folge, daß schwerbehinderte Kinder zwischen vier und sechs 
Jahren im Nahverkehr der Deutschen Bundesbahn keinen An-
spruch auf eine kostenlos zu befördernde Begleitperson haben, 
und wenn ja, wodurch ist die unterschiedliche Behandlung von 
Kindern zwischen vier und sechs Jahren einerseits und älteren 
schwerbehinderten Kindern andererseits zu erklären bzw. zu 
rechtfertigen, und ist die Bundesregierung bereit, hier Abhilfe 
zu schaffen? 

Ausweise für Schwerbehinderte werden ohne 
altersmäßige Begrenzung an Schwerbehinderte aus-
gestellt. 

Schwerbehinderte, die die Voraussetzung für die 
Freifahrt im Nahverkehr aufgrund des Gesetzes 
über die unentgeltliche Beförderung von Kriegs- 
und Wehrdienstbeschädigten sowie von anderen Be-
hinderten im Nahverkehr vom 27. August 1965 er-
füllen, können indessen den besonders gekennzeich-
neten Ausweis erst nach Vollendung des 6. Lebens-
jahres erhalten, da nach § 2 des Gesetzes Blinde 
und Schwerkörperbehinderte erst nach Vollendung 
des 6. Lebensjahres freifahrtberechtigt sind. Unent-
geltlich wird auch die Begleitperson im Nahverkehr 
befördert, wenn die Notwendigkeit ständiger Beglei-
tung im Ausweis vermerkt ist. 

Die altersmäßige Begrenzung hat ihre Begründung 
u. a. darin, daß auch nichtbehinderte Kinder unter  

6 Jahren in der Regel öffentliche Verkehrsmittel 
nicht ohne Begleitung benutzen. 

Nach dem von der Bundesregierung Ende 1974 
beschlossenen und dem Bundesrat zugeleiteten Ent-
wurf eines Gesetzes über die unentgeltliche Beför-
derung Schwerbehinderter im öffentlichen Personen-
verkehr (Bundesratsdrucksache 736/74) sollte die 
Altersgrenze auf das 4. Lebensjahr herabgesetzt 
werden. 

Wie Ihnen bekannt sein wird, wurde der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung vom Bundesrat aus 
finanziellen Erwägungen abgelehnt. Die Bundesre-
gierung wird die Frage der unentgeltlichen Beför-
derung Schwerbehinderter im öffentlichen Perso-
nenverkehr neu beraten und dabei prüfen, wann den 
gesetzgebenden Körperschaften ein entsprechender 
Gesetzentwurf zugeleitet werden kann. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Löher (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/66 Frage A 38) : 

Trifft die Behauptung, die der Bund Deutscher Hirnbeschädig-
ter in seinem Pressedienst vom 6. Januar 1977 aufstellt, zu, 
wonach die Bundesregierung ihrer Verpflichtung nicht nach-
kommt, statt der vom Gesetz geforderten 40 000 Pflichtplätze 
für Behinderte nur 20 000 Behinderte beschäftigt und für die 
fehlenden 20 000 Plätze 24 Millionen DM Bußgeld zahlt, und 
wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um diesen 
Mißstand zu beheben? 

Den vom Bund Deutscher Hirnbeschädigter in sei-
nem Pressedienst vom 6. Januar 1977 veröffentlich-
ten Zahlen über die Erfüllung der Beschäftigungs-
pflicht bei den Dienststellen des Bundes liegt das im 
Bericht der Bundesregierung vom 13. Juli 1976 
(Bundestagsdrucksache 7/5585) bekanntgemachte 
Material zugrunde, das sich auf den Stichtag 
1. Oktober 1975 bezieht. Danach sind bei der Deut-
schen Bundespost über 9 000, bei der Deutschen 
Bundesbahn über 11 000 Schwerbehinderten-Pflicht-
plätze unbesetzt. Alle übrigen Dienststellen des Bun-
des haben zusammen mehr als 6 v. H. ihrer Arbeits-
plätze mit Schwerbehinderten besetzt. 

Aus dem Haushalt der Bundespost sind für das 
Jahr 1975 11 115 931,65 DM, aus dem Haushalt der 
Bundesbahn 13 452 062,23 DM an Ausgleichsabgabe 
und nicht — wie Sie in Ihrer Frage unterstellten — 
an  Bußgeld gezahlt worden. Der Bundeshaushalt 
1976 ist dagegen nicht mit Ausgleichsabgabe bela-
stet. 
Die Gründe der unzureichenden Erfüllung der Be-

schäftigungspflicht bei Bahn und Post hat die Bun-
desregierung in ihrer Antwort auf die Frage des 
Abgeordneten Braun genannt. Darin ist auch darge-
legt, welche Maßnahmen in diesen Bereichen zur 
Erfüllung der Beschäftigungspflicht getroffen worden 
sind. Ich darf insofern auf die Antwort des Kol-
legen Jung vom 22. September 1976 (Bundestags-
drucksache 7/5761) verweisen. 

Selbst wenn man aber Bahn, Post und die übrigen 
Bundesdienststellen als eine Einheit sehen würde, 
läge der Bund mit einem Erfüllungsstand von ins- 
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gesamt 4,4 v. H. erheblich über dem etwa des Lan-
des Baden-Württemberg oder des Landes Schleswig

-

Holstein mit je 3,0 v. H. 

Im übrigen ist damit zu rechnen, daß bei der dies-
jährigen Erhebung der Anteil der Schwerbehinder-
ten an den Beschäftigten beim Bund deutlich höher 
liegen wird als bei der letzten Erhebung. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/66 Fragen A 39 und 40) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung Informationen aus der 
Wirtschaft, daß zahlreiche Empfänger von Arbeitslosengeld of-
fenbar nicht an der Annahme eines zumutbaren Arbeitsplatzes 
interessiert sind, und daß es aus diesem Grund oft nur unter 
Schwierigkeiten möglich ist, trotz einer relativ hohen Zahl von 
vermittlungsfähigen Arbeitslosen, offene Arbeitsplätze zu be-
setzen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Maßnahmen zu ergreifen 
bzw. im Deutschen Bundestag Vorschläge zu unterbreiten, die 
eine schärfere Kontrolle der Empfänger von Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe im Hinblick auf ihre Bereitschaft zur 
Übernahme eines offenen Arbeitsplatzes zum Ziel haben? 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist die 
große Mehrheit der Arbeitslosen, die Leistungen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) beziehen, 
an der baldigen Aufnahme einer Arbeit interessiert. 
Das beweisen die hohen monatlichen Vermittlungs-
zahlen. Schwierigkeiten bei der Besetzung freier 
Arbeitsstellen ergeben sich in erster Linie in sol-
chen Fällen, in denen die Arbeitslosen nicht den 
Anforderungen der freien Arbeitsplätze entsprechen. 
Gerade deshalb ist — wie das arbeitsmarktpolitische 
Programm vom November 1976 zeigt — die Bundes-
regierung in ihrer Arbeitsmarktpolitik nachhaltig 
bemüht, die Mobilität und Eingliederung der Ar-
beitslosen zu fördern. Dies schließt nicht aus, daß 
es auch Arbeitslose geben kann, die nicht die er-
forderliche Bereitschaft zur Arbeitsaufnahme besit-
zen. 

Die Bundesregierung — und damit komme ich zu 
Ihrer zweiten Frage — teilt Ihre Auffassung, daß 
alles getan werden muß, um einen Mißbrauch der 
Arbeitslosenversicherung zu verhindern. Durch das 
vor einem Jahr in Kraft getretene Haushaltsstruktur-
gesetz ist der Kreis der Tätigkeiten, die dem Arbeits-
losen zugemutet werden, näher abgegrenzt worden. 
Danach darf — ohne Nachteile — ein Arbeitsloser 
eine Arbeit beispielsweise nicht schon deshalb ab-
lehnen, weil die Arbeitsbedingungen in bestimmten 
Punkten ungünstiger sind als bei der bisherigen 
Beschäftigung. Diese Regelung hält die Bundes-
regierung für ausreichend. Die Arbeitsämter können 
allerdings die Bestimmungen nur dann voll aus-
schöpfen, wenn die Arbeitgeber auch bereit sind, 
dem Arbeitsamt die tatsächlichen Gründe dafür mit-
zuteilen, warum die vom Arbeitsamt vorgeschlage-
nen Arbeitslosen nicht eingestellt wurden. Die Bun-
desanstalt für Arbeit ist daher bei der Bekämpfung 
von Leistungsmißbrauch auch auf die Mitwirkung 
der Arbeitgeber angewiesen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schwencke (Nien-
burg) (SPD) (Drucksache 8/66 Frage A 43) : 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergrei-
fen bzw. dem Bundestag in Form eines Gesetzentwurfs vorzu-
legen, die geeignet sind, die Situation der Bundesrepublik 
Deutschland, in der laut Erhebung des Statistischen Bundesamts 
in Wiesbaden, für je 519 Bundesbürger durchschnittlich ein Arzt 
zur Verfügung steht, auf die ländlichen Regionen, die bekannt-
lich mit bis zu mehr als 10 °/o darunter liegen, zu übertragen? 

Am 1. Januar 1977 ist das Gesetz zur Weiterent-
wicklung des Kassenarztrechts in Kraft getreten, 
das auf einen von der Bundesregierung im Jahre 
1974 eingebrachten Entwurf zurückgeht. Ziel dieses 
Gesetzes ist die Verbesserung der Sicherstellung 
der ambulanten ärztlichen Versorgung, insbesondere 
in ländlichen Gebieten. Zu diesem Zweck sieht das 
Gesetz im wesentlichen drei Gruppen von Rege-
lungen vor: 

1. eine Bedarfsplanung für die kassenärztliche Ver-
sorgung; 

2. einen Ausbau des Sicherstellungsinstrumenta-
riums, das die Kassenärztlichen Vereinigungen 
in die Lage versetzen soll, die notwendigen und 
geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um bedarfs-
gerechte ärztliche Versorgung in für den Bürger 
zumutbarer Entfernung zu gewährleisten; 

3. besondere Maßnahmen, die ermöglichen sollen, 
daß einer drohenden oder bereits eingetretenen 
Unterversorgung wirksam begegnet werden 
kann. 

Die Länder sowie die Selbstverwaltung von Kas-
senärzten und Krankenkassen sind dabei, das Ge-
setz zu vollziehen. Nach Auffassung der Bundes-
regierung bedarf es daher keiner weiteren gesetz-
geberischen Maßnahmen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Lampersbach (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/66 Frage A 46) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der in § 14 
Abs. 1 des Jugendarbeitsschutzgesetzes festgelegte 7 Uhr Ar-
beitsbeginn für jugendliche Auszubildende im Fleischerhandwerk 
mit den üblichen Betriebs- und Produktionsbedingungen nicht in 
Einklang zu bringen ist und auch unter Berücksichtigung der 
Wünsche der Verbraucher als nicht zumutbar angesehen werden 
muß, und wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
einer an Berufsbild- und Ausbildungsrahmenplan für das Flei-
scherhandwerk orientierten Ausbildung durch eine Ausnahme-
verordnung nach § 21 Abs. 3 des Jugendarbeitsschutzgesetzes zu 
ermöglichen, daß Jugendliche in Fleischereien entgegen § 14 
Abs. 1 bereits ab 6 Uhr beschäftigt werden dürfen? 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung prüft zur Zeit, welcher Arbeitsbeginn im Flei-
scherhandwerk in den einzelnen Bundesländern üb-
lich ist und welche Fragen bei der Ausbildung Ju-
gendlicher in Fleischereien entstehen, wenn sie 
erst ab 7 Uhr beschäftigt werden. Es hat die zustän-
digen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände um 
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Stellungnahme zu diesen Fragen gebeten. Nach 
Eingang der Stellungnahmen wird der Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung entscheiden, ob 
die Beschäftigung Jugendlicher in Fleischereien ab 
6 Uhr im Interesse ihrer Ausbildung nach § 21 Absatz 
3 des Jugendarbeitsschutzgesetzes zugelassen wer-
den kann. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Friedmann 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/66 Frage A 51) : 

Sind die Konzeptionen des Wehrgeschichtlichen Museums und 
der Erinnerungsstätte für die Freiheitsbewegungen der deutschen 
Geschichte, die zur Zeit beide im Rastatter Schloß untergebracht 
sind, derart aufeinander abgestimmt, daß bei der Befriedigung 
des vorhandenen zusätzlichen Raumbedarfs des Wehrgeschichtli-
chen Museums der Teil, der heute im Schloß untergebracht ist, 
dort verbleiben kann, oder trifft ein Bericht von „Bundeswehr 
aktuell" zu, wonach eine Verlegung des Wehrgeschichtlichen Mu-
seums ins Rheinland ins Auge gefaßt ist? 

Es zeichnet sich ab, daß die im Schloß Rastatt bis-
lang für Ausstellungszwecke des Wehrgeschichtli-
chen Museums zur Verfügung und in Aussicht ste-
henden Räume nicht ausreichen, wenn 

— in Rastatt das Ausstellungsgut zusammengefaßt 
werden soll, das zur Thematik des Wehrge-
schichtlichen Museums gehört und zur Aufnahme 
in dieses Museum an anderen Orten bereitsteht 
beziehungsweise bereits in Rastatt eingelagert 
ist und 

— die Erinnerungsstätte für die Freiheitsbewegun-
gen in der deutschen Geschichte entsprechend 
den vorliegenden fachlichen Empfehlungen und 
Vorschlägen erweitert wird und 

— das Land Baden-Württemberg seine Absicht ver-
wirklicht, im Schloß Rastatt eine Gedenkstätte 
für die Opfer der Gewaltherrschaft einzurichten. 

Das Bundesministerium der Verteidigung erwägt 
deshalb, das Wehrgeschichtliche Museum erforder-
lichenfalls von Rastatt wegzuverlegen. Wenn hier-
bei vom Rheinland die Rede war, so sollte damit 
zum Ausdruck kommen, daß der neue Standort mög-
lichst zentral in der Bundesrepublik liegen sollte. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Brandt (Grolsheim) (SPD) 
(Drucksache 8/66 Frage A 63) : 

Ist die Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß eine 
bundeseinheitliche Regelung der Ausbildung von Rettungs-
sanitätern notwendig ist, und sind hierzu bereits Vorarbeiten 
geleistet worden? 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit prüft derzeit unter Berücksichtigung 
der Beratungsergebnisse des im Deutschen Bundes-

tag in der 7. Legislaturperiode nicht mehr abschlie-
ßend beratenen Entwurfs eines Gesetzes über den 
Beruf des Rettungssanitäters die Notwendigkeit und 
die Möglichkeiten für eine Ausbildungsregelung, 
die sowohl den Gegebenheiten bei den Verbänden 
und Hilfsorganisationen als auch dem Erfordernis 
Rechnung trägt, die Kosten in einem vertretbaren 
Rahmen zu halten. Die Bundesregierung wird diese 
Frage mit  den Ländern und Verbänden weiter klä-
ren. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Immer (Altenkirchen) 
(SPD) (Drucksache 8/66 Fragen A 64 und 65) : 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung den Rheumaer-
krankungen in der Bundesrepublik Deutschland zu, bzw. hat sie 
einen Überblick über den Umfang der Schäden und deren Kosten? 

Inwieweit wird die Bundesregierung den Anliegen der Inter-
nationalen Rheumaliga Rechnung tragen, die das Jahr 1977 zum 
Internationalen Rheuma-Jahr erklärt hat? 

Zu Frage A 64: 

Die Bundesregierung hat zu dem Problem der 
Rheuma-Erkrankungen am 14. März 1975 auf eine 
Kleine Anfrage Stellung genommen und hierbei 
ausführlich dargestellt, welche Bedeutung sie den 
Krankheiten des rheumatischen Formenkreises auch 
im Hinblick auf damit in Zusammenhang stehende 
volkswirtschaftliche Kosten beimißt. Ich darf mich 
insoweit auf die Darlegungen in Drucksache Nr. 
7/3370 beziehen. Die Basis für die Analyse der Si-
tuation hat sich seitdem im wesentlichen nicht ver-
ändert. 

Zu Frage A 65: 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit und der Bundesminister für Forschung 
und Technologie haben in ihrem am  28. April 1976 
veröffentlichten gemeinsamen Programmentwurf, 
der den Rahmen für zukünftige Schwerpunkte und 
Maßnahmen der Forschungsförderung im Gesund-
heitsbereich konkretisiert, der Erforschung von Ur-
sachen und Verlauf der rheumatischen Erkrankun-
gen einen den Verhältnissen entsprechenden Rang 
eingeräumt. Hierbei stehen Untersuchungen zur Ätio-
logie und Pathogenese rheumatischer Erkrankun-
gen, die Entwicklung von Grobscreening-Verfahren 
zur Früherkennung rheumatischer Erkrankungen 
und die Entwicklung diagnostischer Kriterien und 
therapeutischer Richtlinien zur Verbesserung der 
Betreuung von Kranken durch die niedergelassenen 
Ärzte am Wohnort neben zahlreichen weiteren 
Maßnahmen im Vordergrund. 

Die Bundesregierung unterstützt hierdurch die 
Aktivitäten sowohl der internationalen als auch 
der deutschen Rheumaliga. Sie wird die langfristige 
Realisierung dieser Zielvorstellungen in enger Zu-
sammenarbeit mit den entsprechenden Fachgremien 
und -institutionen anstreben. 
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Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Jaunich (SPD) (Drucksache 
8/66 Frage A 66 und 67): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß immunbiologische 
Behandlungen bei Wiederholungspockenschutzimpfungen gene-
rell oder im Einzelfall medizinisch notwendig sein können, und 
wenn ja, sieht sie dann diese immunbiologische Behandlung als 
Teil der Impfung im Sinne des § 3 des Gesetzes über die 
Pockenschutzimpfung vom 18. Mai 1976 an? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen die 
Auffassung vertritt, daß auch eine als medizinisch notwendig 
anzusehende immunbiologische Vorbehandlung bei Wieder-
impfungen nicht als eine Maßnahme, die aus dem Gesetz über 
die Pockenschutzimpfung vom 18. Mai 1976 folgt, anzusehen ist, 
und wie gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls darauf 
hinzuwirken, zu einer einheitlichen Rechtsauslegung zu gelan-
gen? 

Zu Frage A 66: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bei 
der Wiederholung von Pockenschutzimpfungen eine 
immunbiologische Behandlung im Einzelfall erforder-
lich sein kann. Im Gesetz über die Pockenschutz-
impfung vom 18. Mai 1976 ist die immunbiologische 
Behandlung bei Wiederholungsimpfungen nicht aus-
drücklich geregelt. § 3 dieses Gesetzes, wonach die 
immunbiologische Behandlung als Bestandteil der 
Erstimpfung gilt, spricht für die Auffassung, daß der 
Gesetzgeber diese Behandlung bei Wiederholungs-
impfungen nicht als Bestandteil der Impfung ansieht. 

Zu Frage A 67: 

Die Auffassung des Ministers für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen 
ist der Bundesregierung im einzelnen nicht bekannt. 
Da aber Meinungsunterschiede — wie sich aus mei-
ner Antwort zu der vorangegangenen Frage ergibt — 
nicht bestehen, bedarf es offenbar keiner Initiative 
zu einer einheitlichen Rechtsauslegung. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Neumeister 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/66 Fragen A 68 und 69) : 

Wie will die Bundesregierung im Hinblick auf die offensicht-
liche Fehlplanung beim Neubau des Klinikums Aachen mit seinen 
exorbitanten Bau- und Betriebskosten sicherstellen, daß die 
Forderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes nach „sozial 
tragbaren" Pflegesätzen in solchen Fällen künftig auch tatsäch-
lich eingehalten werden kann? 

Welche konkreten Änderungen des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes und der Bundespflegesatzverordnung hält die Bundes-
regierung im Zusammenhang mit der Krankenhausplanung und 
dem Pflegesatzwesen überhaupt für erforderlich? 

Fragen der wirtschaftlichen Sicherung der Kran-
kenhäuser sind z. Zt. Gegenstand von Beratungen 
der Bundesregierung, die noch nicht abgeschlossen 
sind. Die Bundesregierung wird zu gegebener Zeit 
im Rahmen eines Gesetzentwurfs zu den von ihr 
für vordringlich erachteten Problemen der Kranken-
hausplanung und -finanzierung Stellung nehmen. 

Im übrigen ist die Durchführung des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes, insbesondere auch hier der 
Krankenhausplanung, Aufgabe der Länder. Dies gilt 
ebenso für die Abstimmung der Krankenhausbe-
darfsplanung. 

Planung und Finanzierung von Hochschulkliniken 
erfolgen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Hoch-
schulbau nach Artikel 91 a GG auf der Grundlage 
des Hochschulbauförderungsgesetzes. Auch in die-
sem Bereich ist die Durchführung des Rahmenplanes 
für den Hochschulbau Sache der Länder. Die Einwir-
kungsmöglichkeiten des Bundes sind auf eine Rah-
menplanung begrenzt. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Druck-
sache 8/66 Frage A 70): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die durch eine Analyse der 
Gesetzgebungs- und Verordnungspraxis auf dem Gebiet des 
Lebensmittelrechts im Verbraucherdienst, Ausgabe B, Heft 11/ 
1976, hervorgerufenen Forderungen des Hauptverbands des 
Deutschen Lebensmitteleinzelhandels vom 7. Januar 1977 nach 
einer grundsätzlichen Revision der lebensmittelrechtlichen Be-
stimmungen, weil die Einzelhandelsbetriebe nicht mehr in der 
Lage seien, die vielfältigen Bestimmungen zu übersehen und 
deshalb ständig Gefahr liefen, mit dem Gesetz in Konflikt zu 
geraten, und wird sie diese Forderungen zum Anlaß nehmen, 
gesetzliche Maßnahme zu ergreifen? 

Der Bundesregierung ist die Auffassung des 
Hauptverbandes des Deutschen Lebensmitteleinzel-
handels nach einer grundsätzlichen Revision der 
lebensmittelrechtlichen Bestimmungen bekannt. 

Zu der Forderung ist allerdings festzuhalten, daß 
von den jeweils betroffenen Wirtschaftskreisen und 
-verbänden bislang die auf dem Gebiet des Lebens-
mittelrechts erlassenen Regelungen für notwendig 
angesehen worden sind. Andererseits kann nicht 
verkannt werden, daß die Interessenlage des Le-
bensmitteleinzelhandels nicht immer deckungsgleich 
mit der der Lebensmittelhersteller sein wird. Die 
Bundesregierung ist bemüht, diese Interessen ge-
recht gegeneinander abzuwägen, wobei jedoch der 
Verbraucherschutz Vorrang haben muß. 

In jedem Fall strebt die Bundesregierung an, die 
bestehenden und künftigen lebensmittelrechtlichen 
Bestimmungen möglichst einfach und damit auch für 
den Handel überschaubar zu gestalten. Dabei ist 
jedoch zu bedenken, daß die Vielzahl der Beson-
derheiten, die den einzelnen Lebensmitteln und Le-
bensmittelgruppen eigen sind, eine allzu grobe Ver-
einfachung nicht gestatten und auch im Interesse 
der betroffenen Wirtschaftskreise nicht erwünscht 
sein dürften. Es kann weiterhin auch nicht über-
sehen werden, daß manche Regelung in diesem Be-
reich durch die Rechtsangleichung in der EWG be-
dingt ist. Aber auch insoweit richten sich die Be-
mühungen der Bundesregierung darauf, künftig eine 
Vereinfachung der gemeinschaftsrechtlichen Bestim-
mungen herbeizuführen. 
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Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Münd

-

lichen Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Däubler

-

Gmelin (SPD) (Drucksache 8/66 Fragen A 71 und 72): 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Ausführung der 

Trinkwasser-Verordnung vom 31. Januar 1975 durdi Landesbe-
hörden nicht nur solche Quellen zu jährlichen mikrobiologi-
schen, physikalischen und chemischen Untersuchungen herange-
zogen werden, aus denen Trinkwasser oder Brauchwasser für 
Lebensmittelbetriebe entnommen wird, sondern auch reine 
Eigenversorgungsanlagen, hält die Bundesregierung diese qualifi-
zierten Untersuchungen für unabdingbar notwendig, und wenn 
ja, aus welchen Gründen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß den Besitzern von 
Quellen zur reinen Eigenversorgung durch diese Untersuchungen 
Kosten von jährlich 700 DM bis 1 000 DM entstehen, und sieht 
die Bundesregierung Möglichkeiten zu verordnen bzw. darauf 
hinzuwirken, daß die Zeiträume zwischen den Untersuchungen 
verlängert und die Kosten des Untersuchungsverfahrens ent-
scheidend gesenkt werden können? 

Zu Frage A 71: 

Ausführungsbestimmungen der Länder zur Trink-
wasser-Verordnung vom 31. Januar 1975 mit dem 
von Ihnen beschriebenen Inhalt sind der Bundes-
regierung nicht bekannt. Wenn aus den Eigenver-
sorgungsanlagen jedoch Trinkwasser oder Brauch-
wasser für Lebensmittel entnommen wird, dann un-
terliegen sie allerdings gemäß § 6 Nr. 2 ebenfalls 
der Verordnung. 

Zu Frage A 72: 

Ihre Berechnung könnte sich nur dann ergeben, 
wenn eine Anlage auf alle Stoffe, die von der Ver-
ordnung erfaßt sind, untersucht werden muß. Das 
wird jedoch in der Regel nicht der Fall sein, weil 
die Trinkwasser-Verordnung Ausnahmen dann zu-
läßt, wenn die einmal ermittelten Werte weniger als 
die Hälfte der in der Verordnung angegebenen 
Grenzwerte betragen. Für kleinere Anlagen kann 
die zuständige Behörde ferner zulassen, daß die Un-
tersuchungen in größeren als jährlichen Abständen 
vorgenommen werden. Es ist also dafür Sorge getra-
gen, daß nicht häufiger untersucht wird, als es aus 
Gründen des Gesundheitsschutzes erforderlich ist. 

Die von Ihnen errechneten Beträge stellen daher 
für kleinere Quellen Höchstbeträge dar, die nur bei 
ganz ungünstigen, dann allerdings auch dringend 
überwachungsbedürftigen Anlagen in voller Höhe 
anfallen können. Da die Sicherung der menschlichen 
Gesundheit gegen mögliche Schäden in jedem Fall 
den Vorrang gegenüber wirtschaftlichen Erwägun-
gen besitzt, muß jede einzelne in die Trinkwasser-
versorgung einbezogene Quelle untersucht werden; 
Stichprobenuntersuchungen in einem bestimmten 
Gebiet tragen diesem Erfordernis keine Rechnung. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höhmann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Hösl (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/66 Frage A 92) : 

Trifft es zu, daß sich während des Wochenendes vom 15./16. Ja-
nuar die Zahl der Einreiseverweigerungen durch die Ostberliner 
Behörden in ungewöhnlichem Maß gehäuft hat, wobei insbeson-
dere Besuche bei Personen verhindert werden sollten, die einen 
Antrag auf Ausreise aus der „DDR" gestellt hatten, und was hat  

— bejahendenfalls — die Bundesregierung unternommen, um 
eine weitere Aushöhlung des Vier-Mächte-Abkommens über Ber-
lin sowie des in den Verträgen mit Ost-Berlin und den Verein-
barungen von Helsinki angestrebten Zustands in Deutschland zu 
verhindern? 

In den letzten Wochen hat sich die Zahl der Fälle 
erhöht, in denen die DDR-Behörden von ihrer Mög-
lichkeit Gebrauch gemacht haben, Anträge auf Ein-
reise in die DDR abzulehnen. Außerdem sind Perso-
nen zurückgewiesen worden, obwohl sie im Besitz 
von Einreisegenehmigungen waren. 

Betroffen waren Deutsche aus dem Bundesgebiet 
und aus Berlin (West). 

Die DDR-Behörden haben ihre Maßnahmen nicht 
begründet. 

Nach unseren Feststellungen waren häufig solche 
Personen betroffen, die 

1. in den letzten Jahren aus der DDR mit Genehmi-
gung der dortigen Behörden in das Bundesgebiet 
oder nach Berlin (West) übergesiedelt sind; 

2. Verlobte oder Angehörige in der DDR haben, die 
ihre Übersiedlung in das Bundesgebiet oder nach 
Berlin (West) beantragt haben; 

3. in der DDR inhaftiert waren. 

In anderen Fällen sind die Gründe für die DDR- 
Maßnahmen nicht erkennbar. 

Alle Fälle werden gegenüber der Regierung der 
DDR angesprochen. Dies geschieht durch die Ständi-
ge Vertretung der Bundesrepublik Deutschland in 
Ost-Berlin, sofern Reisende aus dem Bundesgebiet 
betroffen sind. Bei Reisenden aus Berlin (West) er-
folgt dies in den Beauftragtengesprächen, die  'in  der 
Vereinbarung zwischen dem Senat und der Regie-
rung der DDR über Erleichterungen und Verbesse-
rungen des Reise- und Besucherverkehrs vorgesehen 
sind. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höhmann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/66 Frage A 95): 

Wie läßt sich nach Ansicht der Bundesregierung die Tatsache, 
daß die DDR auch 1977 eine Verbesserung der Beziehungen der 
innerdeutschen Sportorganisationen verhinderte, mit der Entspan-
nungspolitik und dem sogenannten Geist von Helsinki in Ein-
klang bringen, und welche Konsequenzen wird die Bundesregie-
rung aus der Haltung der DDR ziehen? 

Die in Ihrer Frage zum Ausdruck kommende An-
nahme, daß die DDR auch 1977 eine Verbesserung 
der Beziehungen der innerdeutschen Sportorganisa-
tionen verhinderte, trifft nicht zu. Im Wettkampfka-
lender für 1977, der entsprechend dem Sportproto-
koll vom 8. Mai 1974 zwischen dem DSB und dem 
DTSB vereinbart und am 10. Januar 1977 bekannt-
gegeben wurde, ist die Zahl von 68 Begegnungen 
vorgesehen. Dies bedeutet gegenüber den Vorjah-
ren eine Steigerung. Zum Vergleich darf ich Ihnen 
die in den drei Wettkampfkalendern der Jahre 1974, 
1975 und 1976 vereinbarten Sportwettkämpfe nen-
nen: Es waren 40, 62 und wiederum 62 Treffen. 
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